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Die Klimakrise ist auch in Salzburg voll da. Winter ohne 
Schnee. Muren, die die Pinzgauer Lokalbahn verschüttet 
haben. Das katastrophale Hochwasser in Hallein. Das ist 
ein klarer Auftrag: Wir müssen Salzburg vor der Klimakrise 
schützen! Und gleichzeitig auf GRÜNE Energie umsteigen. 
Unser Bundesland hat alle Zutaten für die Energiewende: 
Salzburger Sonne, Salzburger Wasser und Salzburger 
Wind. Nur saubere grüne Energie hilft gegen Abhängigkeit 
von russischem Gas & Öl und stoppt die Teuerung. Du 
entscheidest, ob es auch im nächsten Landtag eine starke 
Stimme für den Klimaschutz gibt. Dafür bitte ich am 23. April 
um deine Unterstützung!

Martina Berthold
Landessprecherin
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Wir GRÜNE wollen das alte Denken überwinden und an 
morgen denken. Wir haben die Vision eines Landes, das 
unabhängig und selbstbewusst ist. Ein Salzburg, in dem es 
eine gute Zukunft für unsere Kinder und Enkel gibt. In dem 
wir unsere schöne Natur bewahren. Ein weltoffenes Salzburg, 
das zusammenhält. Ein Salzburg, in dem Umwelt, Wirtschaft 
und Soziales keine Gegensätze sind, sondern zusammen 
gedacht werden. Wir GRÜNE wollen ein Salzburg, in dem 
man auch in Zukunft noch Skifahren kann. Wir wollen auf 
Wissenschaft und Innovation setzen und uns mit den besten 
der Welt messen. Wir kämpfen für ein Salzburg, in dem 
ein Kinderbetreuungsplatz nicht nur kostenlos, sondern 
auch in ländlichen Gemeinden ganztägig und ganzjährig 
zur Verfügung. Unser Anspruch ist ein Salzburg in dem 
die Chancen gerecht verteilt werden und in dem Diskrimi-
nierung, Rassismus, Hass und Hetze keinen Platz haben.  
   
Salzburg steht am 23. April vor einer Richtungsentscheidung. 
Gibt es eine starke Stimme für den Klimaschutz oder 
regieren die Klimawandel-Leugner von der Kickl-FPÖ? Das 
Ergebnis wird sehr knapp. Jede Stimme zählt. Unser Ziel ist, 
dass wir GRÜNE eine Regierungsmehrheit für Klimaschutz, 
Demokratie und ein weltoffenes Salzburg erreichen!

W A R U M  E S 
D I E  G R Ü N E N  B R A U C H T
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Die Klimakrise drängt und der Krieg in der 
Ukraine führt uns auf noch nie dagewesene 
Weise unsere Abhängigkeit von den schmut-
zigen, klimaschädlichen und teuren Energie-
trägern Öl und Gas vor Augen. Um leistbare 
Energiepreise und die Versorgung zu sichern 
und das Klima zu retten, müssen wir raus aus 
den fossilen und rein in grüne Energien.
 
Die aktuellen Krisen erfordern konsequente, 
rasche Taten - die Energiewende muss jetzt 
passieren! Wenn wir unseren Kindern und 
Enkelkindern einen lebenswerten Planeten 
übergeben wollen, müssen wir das fossile 
Zeitalter beenden. Unser Ziel ist es, die 
Salzburger Energie für Salzburg zu nutzen: 
Salzburger Wasser, Salzburger Sonne und 
Salzburger Wind. Es braucht nun mutige 
Schritte nach vorne, die ein klimaneutrales und 
energieautonomes Salzburg bis 2040 Realität 
werden lassen – und zwar zu bezahlbaren 
Preisen und für alle zu jeder Zeit und an jedem 
Ort verlässlich verfügbar.

S A L Z B U R G E R  S O N N E ,  S A L Z B U R G E R 
W I N D ,  S A L Z B U R G E R  W A S S E R  – 
G R Ü N E  E N E R G I E  &  K L I M A S C H U T Z  F Ü R 
S A L Z B U R G

K L I M A F I T T E S  S A L Z B U R G

R A U S  A U S  Ö L  &  G A S : 
S A L Z B U R G S  Z U K U N F T 
I S T  G R Ü N 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Ein energieautonomes Salzburg durch eine 
Vollversorgung mit erneuerbaren Energien 
bis 2040: 
Raus aus teurem Öl und Gas, rein in die erneu-
erbare Energiezukunft: Salzburg braucht mehr 
Tempo bei der Energiewende im Strom- und 
Wärmesektor. Ein klimaneutrales und energie-
autonomes Salzburg soll bis 2040 Realität 
werden. Wir setzen uns für eine neue Klima- 
und Energiestrategie ein. Dazu muss auch der 
aktuelle „Masterplan Klima + Energie“ deutlich 
verschärft und konkretisiert werden.
 
• Umstieg auf Grüne Energie als Hebel gegen 
die Teuerung: 
Die einst billigen Rohstoffe Öl und Gas treiben 
heute die Preise in nahezu allen Bereichen nach 
oben. Kurzfristig lassen sich die Teuerungen 
durch Zuschüsse von Bund und Land abfedern. 
Langfristig müssen wir raus aus der Abhän-
gigkeitsfalle und rein in die grünen Energien. 
Indem wir uns die Energie im eigenen Land 
selbst machen: aus Sonne, Wind, Biomasse und 
Wasser. Die Energiewende ist der Schlüssel 
zu einer sicheren und leistbaren Energie-
versorgung. Daher unterstützen wir auch 
die Gründung von Energiegemeinschaften. 
Innerhalb einer Gruppe von Bürger*innen 
können damit Strom und Wärme aus erneu-
erbaren Quellen gemeinsam erzeugt, gespei-
chert, verbraucht und verkauft werden. Damit 
bleiben auch die Preisvorteile der Erneuerbaren 
direkt bei den Bürger*innen. 
 
• Raus aus Öl und Gas, rein in die erneuerbare 
Wärmewende: 
Die Tage von Öl, Gas und Kohle sind gezählt. 
Auf Bundesebene setzen wir uns für das Inkraft-
treten des Erneuerbaren-Wärme-Gesetzes ein, 
das den stufenweisen Umstieg auf erneuerbare 
Heizungen bis 2040 regelt. Bis dahin müssen 
alle Öl- und Gaskessel ausgebaut und ersetzt 
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werden durch Pelletheizungen, Wärmepumpen, 
Geothermie, Nah- oder Fernwärmenetze, die zu 
100 Prozent auf erneuerbare Energien basieren. 
Die Energieberatung Salzburg soll weiterhin 
die Salzburger*innen bei der Umsetzung der 
Wärmewende kostenlos unterstützen. Für 
Menschen mit geringem Einkommen muss es 
auch zukünftig Förderungen geben, wie z.B. 
„Sauber Heizen für alle“. Damit werden die 
Umstellungskosten auf eine klimafreundliche 
Heizung bis zu 100 Prozent übernommen.
 
• Sanieren statt weiter zubetonieren: 
Das Land Salzburg verfügt über ca. 290.000 
Wohneinheiten. In der Gebäudesanierung 
ist eine Sanierungsquote von drei Prozent 
notwendig, um die Klima- und Energieziele bis 
2040 zu erreichen. Dämmen, Fenstertausch, 
Heizungsumstellungen, hier liegen die größten 
Hebel für den Klimaschutz. Für die Sanierung 
der Wohnbauten sind selbstverständlich 
Wohnbaugelder des Landes einzusetzen. Zur 
Sanierung von Gewerbebauten können Klein-
gewerbekredite und Wirtschaftsfördermittel 
des Landes zu Hilfe genommen werden. 

• Jedes Dach ein Kraftwerk: 
Die Sonne ist DIE Energiequelle, die im privaten 
Bereich am einfachsten zu nutzen ist. Durch 
eine eigene Photovoltaik-Anlage (kurz PV) 
werden wir zu sogenannten Prosumer*innen. 
Das heißt: Wir produzieren und konsumieren 
den Strom gleichzeitig. Die Sonnenenergie wird 
unmittelbar im Haus genutzt, ein zusätzlicher 
Speicher sorgt für eigenen Strom, auch wenn 
die Sonne nicht scheint. Zum Beispiel deckt 
eine 15-Quadratmeter-PV-Anlage (= Größe 
eines PKW-Abstellplatzes) den Strombedarf 
eines Elektroautos bei rund 10.000 gefahrenen 
Jahres-Kilometern. Eine PV-Pflicht auf allen 
Neubauten (Wohnbau und Gewerbe) ist eine 
selbstverständliche Forderung. 

• 50.000 Sonnenkraftwerke für Salzburg: 
Alle landes- und gemeindeeigenen Dachflächen 
müssen für die Stromerzeugung genutzt oder 
für Energiegemeinschaften zur Verfügung 
gestellt werden. Der Landesenergieversorger, 
die Salzburg AG, muss rasch den Netzan-
schluss auch größerer Photovoltaik-Anlagen 
im ländlichen Raum sicherstellen. Der Ausbau 
der Sonnenkraft hat in den letzten Jahren stark 
an Fahrt gewonnen. Alleine von 2018 bis 2022 
konnte die Zahl der PV-Anlagen in Salzburg von 
rund 7.000 auf fast 16.000 verdoppelt werden. 
Die installierte Leistung wurde auf über 200 
GWh mehr als verdoppelt. Und das ist erst 
der Anfang. Unser Ziel sind 50.000 kleine und 
große Sonnenkraftwerke für Salzburg bis zum 
Jahr 2030.   
 
• Photovoltaik jenseits der Gebäude: 
Photovoltaik (PV) braucht es nicht nur auf 
Dächern und Fassaden, sondern auch auf 
Freiflächen - vorzugsweise auf versiegeltem 
Boden, z.B. auf Parkplätzen. Freiflächen-PV 
soll vorrangig auf Flächen schlechter landwirt-
schaftlicher Qualität, wie zum Beispiel auf 
schwer bewirtschaftbaren Böden oder auf 
Trassen entlang größerer Verkehrswege 
(z.B. Schienen oder Autobahnen) umgesetzt 
werden. Im landwirtschaftlichen Bereich bietet 
sich der Ausbau von Agri-PV Anlagen an. 
Diese machen aus der Frage „Ackerbau ODER 
Energiegewinnung?“ ein UND. Hier wird die 
Fläche gleichzeitig landwirtschaftlich genutzt 
und Sonnenstrom erzeugt. Gut 80 Prozent 
der Fläche bleiben so für die Landwirtschaft 
erhalten. Einheitliche und verbindliche Kriterien 
für PV-Anlagen abseits der Gebäude sind 
notwendig. 

• PV-Pflicht für Großparkplätze: 
Wir wollen nach dem Beispiel Frankreichs, 
dass alle Großparkplätze mit über 80 Stell-
plätzen verpflichtend mit Sonnenkraftwerken 
überbaut werden müssen. So wird versie-
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gelte Fläche sinnvoll für die Energieerzeugung 
genutzt. Idealerweise können E-Autos direkt 
mit Sonnenstrom betankt werden.    
 
• Salzburg ist nur mit Windrädern vollständig 
- 50 Windräder bis 2030: 
Windenergie ist notwendig, um Wasserkraft, 
Sonnenstrom und Biomasse zu ergänzen. In 
den Wintermonaten steht die Sonne niedrig 
und scheint kurz, die Gewässer führen Niedrig-
wasser. Auch das kann die Windenergie 
ausgleichen, die im Winterhalbjahr rund zwei 
Drittel ihres Jahresertrages bringt. Für uns 
GRÜNE ist auch die Windkraft notwendig, um 
die Energiewende zu schaffen und energie-
autonom zu werden. Denn nicht Windräder, 
sondern die Folgen der Klimakrise stellen die 
größte Bedrohung für unseren Lebensraum 
und unsere Artenvielfalt dar. Gleichzeitig gibt 
es für uns Tabuzonen: In den sensibelsten 
Zonen in den Alpen (z.B. Nationalpark) sollen 
sich keine Windräder drehen. Aber überall dort, 
wo es geeignete Standorte gibt, setzen wir uns 
für die Nutzung der Windkraft ein. Unser Ziel ist 
es, dass sich in Salzburg bis 2030 mindestens 
50 Windräder drehen! 

• Bestehende Wasserkraftwerke effizienter 
machen: 
Der Neubau von Wasserkraftwerken soll nur 
mehr in Ausnahmefällen möglich sein. Wasser-
kraftwerke unterliegen starken jahreszeitlichen 
Schwankungen. Besonders im Winter führen 
die Flüsse oft sehr wenig Wasser und können 
die Grundversorgung nicht mehr leisten. 
Schneearme Winter und der Rückgang der 
Gletscher lassen die Wassermengen im Sommer 
stark schrumpfen. Daher ist für die Versorgung 
unseres Bundeslandes ein Energiemix (mit 
Wind, Sonne, Biomasse, Abwärme) notwendig. 
Im Land Salzburg sind heute knapp 500 
Wasserkraftanlagen in Betrieb, die rund 4.000 
GWh Strom liefern. Vorrang gegenüber einem 
Ausbau der Wasserkraft sollte immer die 

Modernisierung und Effizienzsteigerung beste-
hender Wasserkraftwerke – auch der Kleinwas-
serkraftwerke - haben.
 
• Kraft und Wärme gemeinsam nutzen mit 
heimischer Biomasse: 
Für eine sichere Energieversorgung müssen wir 
alle Energiequellen nutzen, auch die nachwach-
sende heimische feste Biomasse und Biogas. 
Biomasse soll in KWK-Anlagen (Kraft-Wärme-
Kopplung) genutzt werden, die gleichzeitig 
Strom UND Wärme produzieren. Damit kann 
die Energie optimal eingesetzt werden. Biogas 
darf künftig nicht mehr ineffizient dezentral 
verstromt werden, sondern muss ins Gasnetz 
eingespeist werden.
 
• Zukunftsfitte Nah- und Fernwärme: 
Der Ausbau von einer effizienten und ökolo-
gischen Nahwärmeversorgung in unseren 
Gemeinden und Städten ist ein Gebot der 
Stunde. Als Energieträger können zum Beispiel 
heimische Biomasse, Abwärme, sowie Geo- 
und Solarthermie dienen. Wir fordern vom 
regionalen Energieversorger eine solide und 
zukunftsfitte Planung in der Wärmever-
sorgung. Darüber hinaus müssen Gemeinden 
und kommunale Initiativen beim Aufbau von 
Nahwärmelösungen unterstützt werde und in 
der Wohnbauförderung soll ein Fernwärme-
vorrang eingeführt werden.
 
• Bürger*innen an der Energiewende 
beteiligen: 
Erneuerbare Energiegemeinschaften und 
Bürger-Energiegemeinschaften sind wesent-
liche Bausteine der zukünftigen regionalen 
Energieversorgung. Selbstverwaltete Energie-
erzeugungsanlagen sorgen für langfristig 
niedrige und stabile Preise. Der Landesener-
gieversorger muss als Netzdienstleister für 
die Abrechnung ein in diesem Punkt nicht auf 
Gewinn ausgerichteter Partner sein. 

• Wasserstoff - Energieträger der Zukunft: 
Auch wenn zum jetzigen Zeitpunkt noch viel 
zu wenig erneuerbarer Strom zur Wasser-
stoffproduktion vorhanden ist, muss Wasser-
stoff als Energieträger der Zukunft geplant 
und entsprechende Strategien ausgearbeitet 
werden. Wasserstoff kann insbesondere für 
Prozesswärme und als Jahreszeitenspeicher 
genutzt werden. Dafür benötigt es den Aufbau 
von Infrastruktur (Netze, Speicher) und eine 
Planungskontinuität.  
 
• Keine Energiewende ohne Mobilitätswende:
Der Verkehr ist das größte Sorgenkind der 
Energiewende, weil Emissionen und Energie-
verbräuche auf der Straße weiterhin zunehmen. 
Wir müssen Alternativen zum Individualverkehr 
so attraktiv gestalten, dass der Umstieg auf 
klimaneutrale Mobilität leichtfällt. Überall 
dort, wo der Individualverkehr notwendig ist, 
müssen alle fossilen Treibstoffe durch umwelt-
freundliche Energie ersetzt werden. Darüber 
hinaus gilt es den öffentlichen Verkehr emissi-
onsfrei auszubauen und möglichst viel Verkehr 
zu vermeiden, um die insgesamt gefahrenen 
Kilometer zu verringern. 
 
• Energiearmut beenden: 
Der Umstieg auf saubere grüne Energien muss 
für alle Salzburger*innen leistbar sein. Wir 
werden uns weiter dafür einsetzen, dass auch 
Menschen mit geringem Einkommen bei der 
Umstellung auf erneuerbare Energien durch 
attraktive Förderungen unterstützt werden. Gut 
gedämmte Häuser und energieeffiziente Elekt-
rogeräte senken Betriebskosten und entlasten 
die Haushalte. 
 

• Neuorientierung der Salzburg AG auf das 
Gemeinwohl: 
Die Salzburg AG muss ihre Rolle als Energie-
Grundversorger für die Menschen in Salzburg 
wieder ernster nehmen. Stadt und Land 
Salzburg sollen die alleinige Steuerung in 
der Hand haben. Daher sollen die Salzburg 
AG-Anteile der teilprivatisierten Energie AG 
Oberösterreich zurückgekauft werden. Gleich-
zeitig muss die Gemeinwohlorientierung in 
der Salzburg AG gestärkt werden.  Nicht die 
Dividenden müssen im Vordergrund stehen, 
sondern das Wohl der Salzburgerinnen und 
Salzburger.  
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W I R  M A C H E N  S A L Z B U R G 
K L I M A F I T 

Klimaschutz ist Menschenschutz, denn die 
Klimakrise ist die Existenzfrage für uns 
Menschen. Der ganze Alpenraum - damit auch 
Salzburg - ist besonders stark von den Folgen der 
Klimakrise betroffen. Die Temperaturen steigen 
hier fast doppelt so schnell. Die Auswirkungen 
der Erhitzung sind für viele Salzburger*innen 
bereits deutlich spürbar: Hochwasser, Muren-
abgänge, Unwetter, abschmelzende Gletscher, 
Tropennächte, Wassermangel, trockene Felder 
und Artensterben. 
 
Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren – Klima-
schutz muss jetzt geschehen. Wir GRÜNE 
treten schon seit jeher für eine entschlossene 
und ernsthafte Klimapolitik ein. Die notwendige 
Begrenzung der Erderhitzung verlief bislang zu 
langsam, denn politisch wird der überlebens-
notwendige Klimaschutz noch ausbremst. Die 
gute Nachricht ist: Wir können die Klimakatas-
trophe noch verhindern, wenn wir jetzt konse-
quent handeln. Es muss jetzt höchste Priorität 
haben, wirksame Klimaschutzmaßnahmen 
umzusetzen. Je entschiedener und rascher wir 
Taten setzen, desto größer ist die Chance, dass 
wir unseren Kindern und Enkelkindern einen 
lebenswerten Planeten hinterlassen können. 
 

Kinder und Jugendliche sind am wenigsten 
für die Klimakrise verantwortlich, tragen aber 
die größte Last seiner Auswirkungen. Nicht 
nur in Zukunft, sondern auch schon heute. 
Wir GRÜNE lassen uns daher nicht vom politi-
schen Widerstand stoppen und haben Mut, die 
notwendigen Entscheidungen für ein klimafittes 
Salzburg zu treffen. Wenn wir die Klimakrise in 
den Griff bekommen wollen, dann müssen wir 
unser Leben, unsere Gewohnheiten und unser 
Wirtschaften an die sich verändernden Klima-
bedingungen anpassen. Gleichzeitig ergreifen 
wir den Weg hin zur Klimaneutralität als Chance 
für mehr Lebensqualität, soziale Gerechtigkeit 
und einen klimagerechten Wohlstand für alle 
Menschen. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

DAFÜR SETZEN WIR UNS EIN:

• Klimaschutz braucht Verbindlichkeit - 
Salzburger Klima- und Energiegesetz: 
Wir GRÜNE setzen uns für ein Salzburger 
Klima- und Energiegesetz ein, in dem unter 
anderem die Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen, die Erhöhung des Anteils von Erneu-
erbarer Energie, die nachhaltige Beschaffung 
verbindlich verankert sind.

• Wir machen Salzburg bis 2040 klima-
neutral:
Im Einklang mit dem Ziel auf Bundesebene 
setzen wir uns für die Umsetzung der Klima-
neutralität in Salzburg bis 2040 ein und leisten 
damit einen wichtigen Beitrag zur Erfüllung des 
verbindlichen 1,5-Grad-Ziels des Pariser Klima-
abkommens. Wir schaffen die notwendigen 
Rahmenbedingungen, damit Klimaschutz und 
die Energiewende auf allen Ebenen erfolgreich 
umgesetzt werden können.
 
• Eine „neue“ Klima- und Energiestrategie 
für Salzburg: 
Salzburg soll bis 2030 energieautonom und 
bis 2040 klimaneutral sein. Neue verbind-
liche Klima- und Energieziele erfordern eine 
Verschärfung bzw. Adaptierung der aktuellen 
Klima- und Energiestrategie SALZBURG 
2050 sowie dessen Umsetzungsprogramm 
“Masterplan Klima + Energie”. Die Maßnahmen 
müssen einem laufenden Monitoring unter-
zogen werden. 

 
• Raus aus Öl und Gas, rein in die Erneu-
erbaren: 
Unsere Wärmeerzeugung öl- und gasfrei zu 
gestalten, ist ein zentrales Element unserer 
Klimaschutzpolitik. Unser Ziel ist es, die 
Verbrennung von Öl, Kohle und Gas zur Wärme-
erzeugung gänzlich zu beenden. Stattdessen 
streben wir eine klimaneutrale Wärmever-
sorgung an und fördern den Umstieg auf erneu-
erbare Energieträger für Betriebe, Gemeinden 
und Private. Das Land muss hier mit gutem 
Beispiel vorangehen und endlich alle Landes-
gebäude auf klimafreundliche Heizsysteme 
umstellen. 
 
• Salzburg wird klimaresilient: 
Neben verstärkten Klimaschutzmaßnahmen 
sind Schritte zur Anpassung an die nicht mehr 
abwendbaren Folgen der Klimakrise nötig. 
Neben verstärkten Klimaschutzmaßnahmen 
sind Schritte zur Anpassung an die nicht mehr 
abwendbaren Folgen der durch dieKlimakrise 
ausgelösten Erderhitzung nötig. Klimaresilienz 
gilt hierbei als Maß für die Widerstandsfä-
higkeit gegenüber den Folgen der Klimakrise. 
Wälder und Landwirtschaft sollen widerstands-
fähiger gegenüber den steigenden Tempera-
turen gemacht werden, Gefahrenzonenpläne 
und Hochwasserschutz sind anzupassen, 
Begrünungen und Beschattungen im städti-
schen Gebiet sind auszuweiten. Für eine erfolg-
reiche Umsetzung der “Salzburger Strategie 
zur Anpassung an den Klimawandel” braucht 
es klare rechtliche Rahmenbedingungen und 
Zuständigkeiten. Innerhalb der Verwaltung 
soll ein Beratungs- und Begleitprogramm für 
Gemeinden geschaffen werden. 
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• Verpflichtende Klimachecks - das Land als 
Leuchtturm: 
Das Land Salzburg nimmt eine wichtige 
Vorbildfunktion ein – hier muss es gelingen, 
klimafreundliches Handeln sichtbar zu machen. 
Genauso wie es längst selbstverständlich ist, die 
finanziellen Folgen von Gesetzen verpflichtend 
darzustellen, soll in Zukunft ein Klimacheck 
alle Maßnahmen, die das Land setzt, auf ihre 
Klimatauglichkeit geprüft werden. Ein jährlicher 
Klimabericht wird verpflichtend eingeführt. Wir 
setzen uns für eine klimaneutrale Verwaltung 
ein. Die Beschaffung von nachhaltigen und fair 
gehandelten Gütern wird - in Orientierung zum 
österreichischen Aktionsplan zur nachhaltigen 
Beschaffung - zum Standard.
 
• Klimaschädliche Landesförderungen 
abstellen:
Vom Land vergebene Förderungen dürfen 
den Klimazielen nicht entgegenstehen. Daher 
wollen wir alle klimaschädlichen Landesförde-
rungen abstellen und Klimaschutz als Kriterium 
für die Vergabe aller Förderungen aufnehmen. 
 
• Mobilitätswende für den Klimaschutz: 
Die Mobilitätswende ist ein großer Hebel bei 
der Erreichung der Klimaziele. Es gilt Verkehr 
bestmöglich zu vermeiden und auf umwelt-
freundliche Verkehrsmittel wie Öffis oder 
Fahrrad umzusteigen. Durch die Stärkung 
der Ortskerne schaffen wir eine wohnortnahe 
Versorgung, die wiederum Wege verkürzt und 
Verkehr vermeidet. Wir wollen den öffentlichen 
Verkehr weiter ausbauen und ausreichend Platz 
für Gehen und Radfahren schaffen. Durch ein 
attraktives Angebot von Zug- und Busverbin-
dungen schaffen wir klimafreundliche Alterna-
tiven zum motorisierten Individualverkehr. 
 
• Klimagerecht und ressourcenschonend 
Bauen und Wohnen: 
Um- und Ausbau vor Neubau: Bevor eine 
Gemeinde wertvolles Grünland in Bauland 

umwidmet, müssen alle Möglichkeiten des 
Bauens im Bestand ausgelotet werden. Unser 
Ziel ist es den geförderten Wohnbau auszu-
bauen und dabei die Mittel auf den mehrge-
schossigen, verdichteten, ökologischen, 
barrierefreien Wohnbau zu konzentrieren. 
Das Wohnbauvolumen für gemeinnützige 
Wohnungen werden wir jährlich nachhaltig 
steigern, bei der Sanierungsrate setzen wir auf 
das jährliche Ziel von fünf Prozent. Bei Baupro-
jekten sollen recycelte Baustoffe eingesetzt 
und die Kreislaufwirtschaft gestärkt werden.
 
• Klima-Bildung für die Zukunft: 
Vom Kindergarten bis zur Universität: ein 
gesellschaftlicher Wandel in eine klimafitte 
Zukunft startet in den Salzburger Bildungsein-
richtungen. Klimaschutz- und Umweltbildung 
bereitet junge Menschen auf die Herausfor-
derungen der Zukunft vor: einerseits durch 
die Vermittlung von Wissen und andererseits 
über praktische Erfahrung. Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit sollen integrative Bestandteile 
der (Aus-) Bildungspläne werden. Universi-
täten und Fachhochschulen im Land Salzburg 
machen wir zu Innovationsmotoren für eine 
klimafitten Wirtschaft und Gesellschaft, indem 
wir Forschungs- und Lehrschwerpunkte zu 
Klima- und Umweltschutz fördern. 
 
• Klima-, Natur- und Artenschutz Hand in 
Hand: 
Die Klimakrise stellt die größte Bedrohung für 
unsere Artenvielfalt und eine intakte Umwelt 
dar. Unser Boden ist unsere Lebensgrundlage 
und nur ein rascher Umstieg auf erneuerbare 
Energien kann die Erderhitzung einbremsen. 
Salzburg benötigt daher konsequenten 
Bodenschutz und eine landesweite Energie-
raumplanung. Wir wollen, dass beim Bau von 
erneuerbaren Energieprojekten die EU-Schutz-
gebiete und sensibelsten Zonen in den Alpen 
wie z.B. ein Nationalpark unberührt bleiben.
 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Klimaschutz aktiv mitgestalten: 
Expert*innen und Initiativen wie „Fridays for 
Future“ und „Scientists for Future“ werden 
künftig stärker in politische Entscheidungen 
einbezogen. 2019 startete das Land einen 
Bürger*innenbeteiligungsprozess zum Klima-
schutz. Wir wollen in Zukunft mehr Betei-
ligungsprojekte starten, bei denen sich die 
Salzburger*innen aktiv mit ihren Ideen und 
Projekten zum Klimaschutz einbringen können. 
Der österreichweite Klimarat hat in seinem 
Endbericht mehr als 90 Maßnahmen zur Errei-
chung der Klimaziele vorgeschlagen. Wir setzen 
uns dafür ein, dass diese Vorschläge weiterver-
folgt und umgesetzt werden.
 
• Klimaschutz ist Sozialpolitik und eine Frage 
der Geschlechtergerechtigkeit: 
Die Klimakrise führt zu einer Verstärkung der 
Ungleichheit in der Gesellschaft. Frauen und 
vor allem Menschen mit geringem Einkommen 
sind stärker von den Folgen der Erder-
hitzung betroffen, obwohl sie für weniger 
CO2-Emissionen verantwortlich sind. Bei der 
Umsetzung und Planung von klimarelevanten 
Maßnahmen werden wir Gender-Aspekte 
verstärkt berücksichtigen und alle Gesell-
schaftsgruppen an Entscheidungsprozessen 
zur Bekämpfung der Klimakrise teilhaben 
lassen. 
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S A L Z B U R G  G R Ü N  B E W E G E N : 
M O B I L I T Ä T S W E N D E  J E T Z T !

Der Verkehr ist Salzburgs größter Klimasünder. 
Er ist für fast ein Drittel der gesamten Treib-
hausgasemissionen verantwortlich. Der höchste 
Anteil der Emissionen im Verkehr ist auf den 
Straßenverkehr und hier insbesondere auf den 
PKW-Verkehr zurückzuführen. Viel zu lange 
wurden in Salzburg viele Milliarden Euro in den 
Bau von Straßenprojekten gepumpt und damit 
rückwärtsgewandte Verkehrspolitik betrieben. 
Damit muss jetzt Schluss sein. 
 
Die Zeit für eine Mobilitätswende ist jetzt! Das 
GRÜNE Mobilitätsprinzip lautet: Vermeiden, 
Verlagern, Verbessern. Die Mobilität von morgen 
ist klimaschonend, emissionsfrei, leistbar und 
gut vernetzt. Im Fokus der GRÜNEN Mobili-
tätspolitik steht der Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel. Dank der GRÜNEN Regierungs-
beteiligung konnten mit dem Klimaticket und 
einer Investitionsoffensive in die Öffis wichtige 
erste Schritte für einen Kurswechsel gesetzt 
werden. Der Umstieg auf öffentlich Verkehrs-
mittel gelingt durch attraktive Preise, Taktver-
dichtungen und ein dichteres Streckennetz. 
Dabei haben Schienenprojekte für uns oberste 
Priorität, wenn es darum geht, Salzburg zu 
bewegen. 
 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Salzburg durch Öffi-Offensive bewegen: 
Schneller und komfortabler von A nach B, 
attraktive Preise, mehr Verbindungen und 
besser abgestimmte Fahrpläne – so wollen wir 
die Menschen zu einem Umstieg vom PKW 
auf Öffis bewegen. Wichtig dabei sind auch 
eine Stärkung der Tagesrandverbindungen, 
eine Ausdehnung der Betriebszeiten und die 
Sicherstellung der ersten und letzten Meile 
mitzudenken. Wir befürworten den Ausbau der 
Stadtregionalbahn (S-Link) bis nach Hallein, 
den ÖBB-Flachgautunnel und die Tunnelkette 
Pass Lueg. Investitionen in leistungsfähige 
Öffis sind der Turbo in der Mobilitätswende und 
damit im Klimaschutz. 

Die Verkehrsplanung der Zukunft denkt Städte 
und Gemeinden in erster Linie als Lebens-
räume für die Menschen und rückt Gehen und 
Radfahren in das Zentrum der Überlegungen. 
Durch die Stärkung der Ortskerne schaffen wir 
eine wohnortnahe Versorgung, die wiederum 
Wege verkürzt und Verkehr vermeidet. Für die 
Menschen schaut dadurch mehr Lebensqualität 
raus: weniger Stau, weniger Lärm und bessere 
Luft. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Stiegl- und Messebahn bis 2030 umsetzen:
Die Stieglbahn zweigt beim Frachtenbahnhof 
Salzburg-Lehen von der Strecke Salzburg-
München ab und führt quer durch Maxglan zur 
Stieglbrauerei. Auf insgesamt drei Kilometern 
Länge zweigen mehrere Anschlussgleise zu 
weiteren Firmen ab. Wir wollen das Stieglgleis 
elektrifizieren und für den Personenverkehr 
nutzen. Darüber hinaus muss die Messebahn 
neu errichtet werden. Diese soll beim Messe-
zentrum starten, neben der Autobahn über eine 
neue Salzachbrücke geführt werden und bei 
der Plainbrücke auf die bestehenden Schienen 
der Salzburger Lokalbahn einbiegen. Durch 
eine solche Messebahn kann das Messezentrum 
besser als leistungsfähige Park and Ride 
Anlage genutzt werden. In Verbindung mit dem 
Projekt S-Link beträgt die Fahrzeit vom Messe- 
ins Stadtzentrum nur wenige Minuten. Beide 
Projekte sollen bis 2030 umgesetzt werden.  

• Investitionen in die Pinzgauer Lokalbahn: 
Wir setzen uns für die Sanierung, Elektri-
fizierung und Verlängerung der Pinzgauer 
Lokalbahn bis Krimml ein. Zudem wollen wir 
eine Abzweigung nach Kaprun errichten. 

• Zukunftsprojekt Ischlerbahn: 
Langfristig wollen wir die Wiedererrichtung der 
ehemaligen Salzkammergut-Lokalbahn, die die 
Stadt Salzburg über Eugendorf und Thalgau 
mit Mondsee, dem Wolfgangsee und Bad Ischl 
verbunden hat, vorantreiben. 
 
• Den Güterverkehr auf Schiene bringen: 
Der LKW-Verkehr in Österreich ist derzeit eine 
der größten Hürden auf dem Weg zu einem 
klimaverträglichen Verkehrssystem. Daher 
werden wir den Schwerverkehr verringern und 
wo immer möglich den Güterverkehr von der 
Straße auf die Schiene verlagern. Wo in Zukunft 
noch LKW fahren, müssen sie emissionsfrei 
sein. 

• Mindestens 50 Prozent ökologische 
Mobilität im Modal-Split 2030:  
Der sogenannte „Modal Split“ gibt Aufschluss 
darüber, welche Verkehrsmittel genutzt 
werden. Bei der letzten landesweiten Untersu-
chung im Jahr 2012, lag der Anteil bei 17 Prozent 
zu Fuß, 13 Prozent Rad, 12 Prozent Öffent-
licher Verkehr, 49 Prozent Individualverkehr 
(Lenker*innen) und 9 Prozent Individualverkehr 
(Mitfahrer*innen). Wir wollen den Anteil der 
Ecomobility, also Zufußgehen, Radfahren und 
die Nutzung des öffentlichen Verkehrs bis 2030 
zusammen auf über 50 Prozent steigern.  

• Kurze Wege zur klimafreundlichen 
Mobilität: 
Alle Wege beginnen und enden am Wohnort. 
Um die Mobilitätswende voranzutreiben, ist 
es notwendig, klimafreundliche Mobilität 
möglichst attraktiv und bequem vor der Tür 
zu haben. Erst dann bekommen die Öffis im 
Vergleich zum Auto eine faire Chance.  
 
• Umsteigepunkte als Mobilitätsdreh-
scheiben: 
Wir sorgen für die Umsetzung einer „kombi-
nierten Mobilität“ - so kurz wie möglich mit 
dem motorisierten Individualverkehr, so lang 
wie möglich mit dem öffentlichen Verkehr 
unterwegs sein. Umsteigepunkte, wie Bahnhöfe 
oder Haltestellen, müssen zu zentralen, barrie-
refreien Mobilitätsdrehscheiben werden, die 
eine einfache und integrierte Nutzung von Bus, 
Bahn und Rad erlauben. Dafür ist der Ausbau 
von Park & Ride sowie Bike & Ride-Angeboten 
notwendig, mit guten Fahrradabstellplätzen 
und einer Elektroladeinfrastruktur für Fahrräder 
und PKWs. 
 
• Wir gehen in die Fahrrad-Offensive: 
Viele unserer Wege sind kürzer als fünf 
Kilometer und damit eine ideale Rad-Distanz. 
Häufig wird dafür aber das Auto genutzt. 
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Es ist nicht nur die Gewohnheit, oft fehlt 
es noch an sicheren, baulich abgetrennten 
Radwegen, damit mehr Menschen – egal ob 
jung oder älter –  ihre Alltagswege mit dem 
Fahrrad zurücklegen. Wir GRÜNE setzen uns 
für eine nachhaltige Fahrradoffensive ein: den 
Ausbau von baulich getrennten Radwegen und 
der Radinfrastruktur (Parken, Wegweisung, 
Radboxen, flächendeckende Ladestationen 
für E-Bikes), die Ausweitung von Hauptrad-
routen, ein Förderprogramm für Gemeinden 
für den Radwegeausbau, die Ausweitung des 
Förderprogramms für (E-)Lastenfahrräder, die 
Verbesserung der Radwege zu und Radparkin-
frastruktur bei Landesgebäuden. 

• Verpflichtende Fahrradabstellplätze: 
Bei Wohnbauten bis vier Wohnungen sind 
immer noch keine Fahrradabstellplätze vorge-
schrieben. Das betrifft aktuell etwa 50 Prozent 
der Wohnungen im Flachgau. Das muss sich 
ändern, wir fordern mindestens drei Fahrradab-
stellplätze pro Wohnung. Ein ebenerdiger oder 
über eine Rampe erreichbarer Fahrradabstell-
platz, ab zehn Fahrradabstellplätze überdacht 
und direkt beim Eingang gelegen. Mindestens 
zehn Prozent der Radstellplätze müssen für 
Lastenräder oder Fahrräder mit Anhänger 
ausgelegt sein.

• Ein Gratis-Fahrrad für jedes Kind: 
Mobilitätsverhalten ist oft eine Frage der 
Gewohnheit. Daher ist es uns wichtig, dass auch 
Kinder von klein auf lernen, mit dem Rad zu 
fahren. Leider gibt es immer noch viele Familien, 
für die die Anschaffung eines Rades eine finan-
zielle Herausforderung darstellt. In anderen 
Fällen haben auch die Eltern keine Fahrräder 
und denken daher nicht an den Radkauf für ihre 
Kinder. Daher wollen wir ein Gratis-Fahrrad für 
jedes Kind in Salzburg mittels eines Gutscheins, 
der beim lokalen Fahrradhandel einzulösen ist.

• Attraktive Mobilitätsangebote für junge 
Menschen: 
Für die Jugend müssen Öffis attraktiv und 
günstig sein. Das schaffen wir durch den 
Ausbau der (Nacht-)Öffis, die Förderung von 
Nacht-Taxi-Gutscheinsystemen und durch 
günstige Jugend- und Studierenden-Tickets. 

• Fahrzeuge nutzen statt besitzen: 
Autos sind Stehzeuge, denn sie stehen im Durch-
schnitt rund 23 Stunden pro Tag ungenutzt 
am Straßenrand oder in den Garagen. PKWs 
zu teilen macht deswegen Sinn. Wir setzen 
ein flächendeckendes E-Carsharing mit fairen 
Preisen um, idealerweise kombiniert mit dem 
öffentlichen Verkehr an sogenannten Mobili-
tätsknoten. 
 
• Den Fortschritt der Elektromobilität intel-
ligent nutzen: 
E-Autos sind nicht DIE Lösung unserer Mobili-
tätsfrage, sie leisten jedoch einen wichtigen 
Beitrag zum Klimaschutz, indem sie den öffent-
lichen Verkehr, sowie den Rad- und Fußverkehr 
ergänzen. Dazu benötigt es ein flächende-
ckendes Netz an Lademöglichkeiten mit Strom 
aus erneuerbaren Energien auf Parkplätzen, 
in Garagen von Mehrfamilienhäusern und 
Wohnanlagen sowie bei Betrieben.
 
• Forcierung von Mikro-ÖV Systeme: 
In ländlich geprägten Regionen sind die 
Menschen noch immer stark vom eigenen 
PKW abhängig. Eine klimaverträgliche und 
sozial gerechte Mobilitätswende ist gerade 
dort eine große Herausforderung. Sammeltaxis 
oder Shuttle-Dienste, sogenannte Mikro-ÖV-
Systeme, können Mobilitätslücken schließen. 
Sie ermöglichen kostengünstige Mobilität in der 
eigenen Gemeinde und können gleichzeitig die 
erste und letzte Meile, sprich die Verbindung 
zu regionalen und überregionalen Bus- und 
Zugverbindungen abdecken.
 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Verkehrssicherheit erhöhen: 
Die Gestaltung der Verkehrsflächen trägt 
erheblich zur Sicherheit auf den Straßen bei. 
Durch ein Bündel an Maßnahmen sorgen wir 
dafür, dass Radfahren und Zufußgehen überall 
sicher möglich sind. Das bedeutet auch, Radfah-
rer*innen und Fußgänger*innen im öffentlichen 
Raum mehr Platz einzuräumen. Besonders 
wichtig ist es, die Sicherheit von Kindern 
und älteren Menschen im Straßenverkehr zu 
erhöhen. Auch und gerade für Kinder sorgen 
wir für mehr Sicherheit im Straßenverkehr, wie 
etwa durch Fahrverbotszonen vor Schulen. 
 
• Straßen zum Leben: 
Die Menschen in unseren Städten und 
Gemeinden brauchen Plätze, an denen sie sich 
treffen und einander begegnen können und 
wo sie saubere Luft zum Atmen und Ruhe zum 
Entspannen finden. Daher beruhigen wir den 
Verkehr in Wohngebieten, verlegen Parkplätze 
weitgehend in Garagen, begrünen Straßen 
und Plätze, richten Begegnungszonen ein, und 
schaffen so Platz für Menschen. 

• Busse bitte elektrisch! 
Wir setzen uns dafür ein, dass alle neuen Busse 
im Stadt- und Regionalverkehr ab sofort nur 
mehr mit klimaneutralem Elektro-Antrieb 
angeschafft werden. Die gesamte Busflotte soll 
bis 2035 komplett umgestellt werden.  

• Elektrifizierungs-Offensive für Taxis: 
Gerade Taxis sollen in Zukunft nur noch 
sauber, leise und elektrisch unterwegs sein. 
Daher setzen wir uns für eine Elektrifizierungs-
Offensive für Taxis ein. Ab 2025 sollen nur noch 
emissionsfreie Taxis zugelassen werden.

• Flugverkehr reduzieren: 
Pro Personenkilometer verursacht ein Flugzeug 
rund 31-mal so viel CO2-Emissionen wie die 
Bahn in Österreich. Flugzeuge gehören damit 
zu den klimaschädlichsten Verkehrsmitteln. Wir 
GRÜNE setzen uns daher für eine Reduktion des 
Flugverkehrs ein. Insbesondere Kurzstrecken-
flüge müssen durch die Bahn ersetzt werden. 
Darum haben wir uns für die Einstellung der 
Flugverbindung von Salzburg nach Wien 
eingesetzt. Unser Ziel ist es, klimaneutrale 
Reisealternativen etwa auch durch zusätz-
liche Nachtzugverbindungen zu schaffen. Ein 
Ausbau des Salzburger Flughafens steht daher 
für uns nicht zur Diskussion. 

• Flughafen Salzburg: 
Der Flughafen Salzburg muss auch in Zukunft 
darauf achten, die Belastung für Mensch und 
Umwelt möglichst klein zu halten. Die mit 
den Anrainer*innen vereinbarten Betriebs-
zeiten sind einzuhalten, hier darf es keine 
Aufweichung geben. Außerdem braucht es 
eine offene und transparente Informations-
politik des Flughafens. Dies gilt insbesondere 
für die Altlast am Flughafengelände. Durch die 
jahrzehntelange Verwendung von PFAS-Lösch-
schäumen wurde der Untergrund massiv konta-
miniert. Auf einer Länge von 3,5 km ist das 
Grundwasser nun mit diesen toxischen Indust-
riechemikalien massiv belastet. Wir setzen uns 
für eine proaktive Information der betroffenen 
Anrainer*innen, ein laufendes Monitoring, sowie 
die Umsetzung der notwendigen Altlastensa-
nierungsmaßnahmen ein. 
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D E R  S A L Z B U R G E R  W E G 
I N  E I N E  K L I M A N E U T R A L E 
W I R T S C H A F T S -  U N D  A R B E I T S W E LT 

Konsum- und Produktionsweisen hinterlassen 
Spuren auf unserer Erde. Für die Erzeugung 
und den Transport von Produkten werden 
Rohstoffe und Energie benötigt und dabei 
CO2-Emissionen freigesetzt und Abfall produ-
ziert. Wir GRÜNE setzen uns für eine ökolo-
gische Lebens- und Wirtschaftsweise ein, die 
Verantwortung übernimmt und somit sicher-
stellt, dass auch die nächsten Generationen ein 
enkeltaugliches Leben führen können. 
 
Viele Menschen haben bereits erkannt, dass 
wir nicht so weitermachen können wie bisher. 
Sie verzichten auf Plastikverpackungen, kaufen 
Mehrwegprodukte und setzen auf regional 
erzeugte Güter. Unser Ziel ist es, die klima-
freundliche Kreislaufwirtschaft zu stärken, die 
Rohstoffe wiederverwendet, statt unseren 
Planeten auszubeuten.
 

Wir GRÜNE wollen den ökologischen Umbau 
von Wirtschaft und Arbeitswelt sozial gerecht 
gestalten. Für das Gelingen dieses Trans-
formationsprozesses braucht es eine breite 
Unterstützung. Betriebe, ja ganze Branchen 
werden umdenken müssen, um klimaneutral zu 
werden. Wir treten für ein zukunftsorientiertes 
Salzburg ein, das die Transformation zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft vorantreibt und die 
Innovationskraft fördert. Dadurch schaffen wir 
Voraussetzungen, um bestehende Arbeits-
plätze nicht nur zu erhalten, sondern viele neue 
„grüne“ Jobs zu schaffen.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Vorrang für die regionale Wirtschaft: 
Ein zentrales Element GRÜNER Wirtschafts-
politik ist die Förderung regionaler Wirtschaft. 
Klimaschutz bedeutet, dass Geld im regio-
nalen Wirtschaftskreislauf bleibt, statt durch 
Importe ins Ausland zu fließen. Gleichzeitig sind 
die Herausforderungen für viele kleine Unter-
nehmen, Gewerbetreibende und Ein-Personen-
Unternehmen groß. Kleine Gewerbetreibende 
kommen durch Konzerne und Handelszentren, 
sich verändernde Konsumgewohnheiten und 
die Digitalisierung unter enormen Druck. Wir 
GRÜNEN packen diese Fehlentwicklungen an: 
Erweiterungswünsche großer Einkaufszentren 
und neue Großhandelsflächen lehnen wir ab 
– stattdessen stehen wir für die Stärkung der 
Ortskerne.
 
• Klimagerechte Bauwirtschaft: 
Kreislaufwirtschaft und Ressourcenschonung 
durch Baustoffrecycling müssen in der 
Salzburger Bauwirtschaft zum Standard 
werden. Durch ein klimagerechtes Maßnah-
menbündel bestehend u.a. aus Heizungstausch, 
Sanierungs- und Dekarbonisierungsoffensive 
werden Investitionen in Milliardenhöhe 
ausgelöst und tausende zusätzliche Arbeits-
plätze geschaffen.  Zudem fördern wir neben 
der Stärkung des Holzbaus die Entwicklung und 
den Einsatz von Recyclingmaterialien sowie 
weiteren umweltfreundlichen Baustoffen. Bei 
öffentlichen Gebäuden soll die Verwendung von 
Holz und anderen nachwachsenden Rohstoffen 
sowie Recycling-Baustoffen Standard werden. 
Wir orientieren uns an den klima:aktiv-Gebäu-
destandards des Bundes und verankern in der 
Bauordnung die Grundsätze der Kreislaufwirt-
schaft.
 

• Ausbildungsoffensive Green Jobs: 
Der Ausbau von erneuerbaren Energien stellt 
für Salzburg einen bedeutenden Job- und 
Wirtschaftsmotor dar. Aktuell führten die hohen 
Energiepreise und der Krieg in der Ukraine zu 
einem regelrechten Boom beim Ausbau erneu-
erbarer Energien. Die Nachfrage kann nur 
schwer gestillt werden, denn überall fehlt es an 
Fachkräften. Wir setzen daher auf eine Quali-
fizierungsoffensive für Green Jobs. Sie bieten 
Sicherheit und Stabilität auf lange Zeit.
 
• Kongress- statt Messestandort: 
Weltweit reisen immer weniger Menschen an, 
um Messen zu besuchen. Auch in Salzburg 
sind die Messetage seit Jahren rückläufig und 
während der Pandemie ganz zusammenge-
brochen. Während sich der Kongresstourismus 
nach der Pandemie wieder rasch erholt hat, 
kommt der Messestandort Salzburg - auch 
wegen starker Konkurrenz durch die Standorte 
Wien und München - nicht mehr wirklich in 
die Gänge. Daher ist es an der Zeit, sich über 
die Zukunft des Messestandorts Salzburg 
Gedanken zu machen. In Salzburg kann der 
Messe- durch einen Kongresstourismus ersetzt 
werden. Unser Ziel ist es zudem, dass Veran-
staltungen ab 100 Teilnehmer*innen die Green-
Events-Richtlinien umsetzen müssen. 
 
• Lieferketten nachvollziehbar machen: 
Wir fordern vom Bund und der EU ein Liefer-
kettengesetz, um transnationales Wirtschaften 
in einer globalisierten Welt verbindlich an 
Menschenrechts- und Umweltstandards auszu-
richten. Damit sollen u.a. Granit-Randsteine aus 
Asien auf Salzburger Landstraßen, Kinderarbeit 
oder die illegale Abholzung von Wäldern der 
Vergangenheit angehören. 
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• Reparieren statt Wegwerfen: 
Dinge werden viel zu oft einfach wegge-
worfen, wenn sie nicht mehr funktionieren, 
und es wirtschaftlicher ist, sie durch Neugeräte 
zu ersetzen. Daher haben wir in Salzburg 
den Reparaturbonus eingeführt, mit dem die 
Reparatur von Elektrogeräten mit 50 Prozent 
gefördert wurde. Mittlerweile wurde der 
Reparaturbonus von Klimaministerin Leonore 
Gewessler bundesweit eingeführt. Auch 
dadurch setzen immer mehr Menschen auf 
Reparatur und Wiederverwendung. Ausge-
bildete Reparaturtechniker:innen sind noch rar, 
aber eine Berufsgruppe mit Zukunft. Daher 
setzen wir uns für Lehrlingsausbildungen und 
Arbeitstrainings für arbeitssuchende Menschen 
rund um den Zukunftsberuf Reparaturtechni-
ker*in ein. 
 
• Mehrweg statt Einweg: 
Wenn wir die Klimaziele erreichen wollen, 
brauchen wir eine funktionierende Kreislauf-
wirtschaft samt Pfandsystem. Unter GRÜNER 
Bundesregierungsbeteiligung wurde mit dem 
Abfallwirtschaftsgesetz ein verbindliches 
Mehrwegangebot im Lebensmitteleinzel-
handel ab 2024 festgeschrieben. Wir setzen 
uns weiterhin für eine deutliche Erhöhung der 
Quote bei Mehrwegsystemen ein. Plastikver-
packungen und Wegwerfprodukte müssen der 
Vergangenheit angehören.
 
• Frauen in der Wirtschaft: 
Hochqualifizierte Frauen bleiben beim Aufstieg 
innerhalb eines Unternehmens häufig an der 
sogenannten gläsernen Decke hängen und 
erreichen nicht die Führungsetagen. Wir sind 
für die gerechte Verteilung der Fürsorge-
Arbeit. Durch Angebote u.a. im Bereich 

Wiedereinstiegsmaßnahmen, den Ausbau von 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten, Networking 
und Coaching fördern wir die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf für beide Geschlechter. 
Zugleich setzen wir uns für eine verbindliche 
Erhöhung der Frauenquote auf mindestens 50 
Prozent in Vorständen und Aufsichtsräten ein. 

• Arbeit muss sich lohnen: 
Die Mindestlöhne gehören so weit angehoben, 
dass die Menschen davon leben können. Viele 
arbeiten in prekären Arbeitsverhältnissen 
oder aufgrund von Kinderbetreuungspflichten 
in Teilzeit, und der Lohn reicht nicht mehr für 
Miete und Lebenshaltungskosten. Das muss 
sich ändern, eine faire Entlohnung ist die Basis 
einer gerechten Gesellschaft. 

• Aus- und Weiterbildung fördern: 
Der Arbeitsmarkt hat sich gewandelt, wir sind 
inmitten eines Fachkräftemangels und zur 
Behebung dieses Mangels bedarf es guter Aus- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten. Wir setzen 
uns für den Ausbau von berufsbegleitenden 
Kursen ein.

• Neues Berufsbild Green-Job: 
Menschen, die gerne in den technischen Bereich 
wechseln wollen, sollen Fachkräftestipendien 
für die Dauer der Ausbildung in sogenannten 
Green-Jobs bekommen.
 
• Niederschwellige Angebote für Langzeit-
arbeitslose: 
Menschen, die schon länger in Arbeitslosigkeit 
leben, brauchen niederschwellige und gut 
begleitete Angebote, um im ersten Arbeits-
markt wieder Schritt fassen zu können. Es 
braucht einen Ausbau und niederschwelligen 
Zugang in sozialökonomische Betriebe und 
gute, begleitete Vorbereitungskurse für Ausbil-
dungen.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Förderung von alternsgerechtem Arbeiten: 
Viele Betriebe wollen und können bald nicht 
mehr auf ältere Mitarbeiter*innen verzichten. Es 
braucht Unterstützung für Betriebe und Arbeit-
nehmer*innen, um alternsgerechtes Arbeiten 
zu fördern und so die Arbeitsfähigkeit der 
älteren Mitarbeiter*innen zu erhalten. 
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• Arbeitspotenzial heben: 
Wir GRÜNE setzen uns für gute Arbeitsbe-
dingungen und dafür ein, das Potenzial der 
Erwerbsbeteiligung zu heben. Daher müssen 
Hürden abgebaut werden, die Menschen mit 
Betreuungspflichten - vor allem Frauen - und 
mit Migrationsgeschichten den Zugang zur 
(Voll-)Erwerbsarbeit erschweren. Es braucht  
ausreichende Kinderbetreuungsangebote, ein 
modernes Einwanderungsrecht und die einfa-
chere Anerkennung ausländischer Abschlüsse. 



Ö K O L O G I S C H E R  T O U R I S M U S 

Der Tourismus in Salzburg steht an einer 
Zeitenwende. Auch wenn die wirtschaftliche 
Bedeutung auch für die Zukunft unbestritten ist, 
so muss sich auch der Tourismus den aktuellen 
Veränderungen stellen. Die Erderhitzung hat 
unmittelbare Auswirkungen auf unser Land. 
Vieles, was in der Vergangenheit selbstver-
ständlich war, wird in dieser gewohnten Form 
nicht mehr möglich sein.
Der Tourismus der Zukunft muss in Einklang 
von Natur und Mensch stehen. Er darf 
die Ressourcen in unserem Land nicht 
verschwenden. „Der Gast ist König“ war der 
Wahlspruch der Vergangenheit, „Der Gast 
ist Gast“ muss der Wahlspruch der Zukunft 
sein. Gastfreundschaft ist ein hohes Gut und 
Salzburg wird auch in Zukunft ein besonders 
gastfreundliches Land sein, aber Gastgeber 
und Gast verbindet eine gemeinsame Verant-
wortung. Der Tourismus kann nur dann eine 
bessere Akzeptanz in der Bevölkerung finden, 
wenn er ein Gleichgewicht findet, wenn unsere 
Landschaft, unsere Natur, unsere Kultur und vor 
allem die Menschen nicht durch den Tourismus 
gebraucht oder verbraucht werden. Der Ruf 
nach einem nachhaltigen Tourismus ist oftmals 
zu einem Marketinginstrument geworden, die 
Realität ist oft sogenanntes „Greenwashing“. 
Wir stehen daher für einen echten ökologi-
schen Tourismus, der Grenzen respektiert und 
sich von stetigem Wachstum verabschiedet.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Neue Mobilität im Tourismus: 
Die meisten klimaschädlichen Emissionen 
werden bei der An- und Abreise zum 
Urlaubsort erzeugt: Die meisten reisen mit 
dem eigenen PKW an, viele mit dem Flugzeug, 
Bahn und Bus spielen noch kaum eine Rolle, 
dies muss sich rasch ändern. Es braucht daher 
den umfassenden Ausbau von öffentlichen 
Verkehrsmitteln, um auch für den Tourismus 
neue attraktive Reiseoptionen zu bieten. Neue 
Verbindungen müssen geschaffen werden, 
attraktive Angebote in Kombination mit 
Übernachtungsbetrieben geschaffen werden. 
Regionale Mobilitätsangebote müssen den 
Verzicht auf den eigenen PKW belohnen. 
Wer mit Öffis anreist, soll für Liftkarten und 
Skiverleih nur mehr den halben Preis zahlen, ein 
Angebot, das auch Einheimische gerne nutzen 
werden. Nach dem Vorbild der „Südtirol-Card“ 
sollen alle touristischen Angebote mit Öffis 
kostengünstig nutzbar gemacht werden

• Ökologisierung beim Ausbau touristischer 
Betriebe: 
Die Priorität bei den Investitionen in den 
Tourismus muss die Sanierung und der Ausbau 
am Bestand sein. Ökologische Aspekte müssen 
aktiv gefördert werden, Nachhaltigkeit darf 
kein Etikettenschwindel sein. Dazu gehören die 
regionale Energieunabhängigkeit durch Sonne, 
Wind und Wasser sowie die Beteiligung an 
Energiegemeinschaften. Der Tourismus muss 
innerhalb regionaler Wirtschaftskreisläufe 
funktionieren, das betrifft im Besonderen den 
Bedarf an landwirtschaftlichen Produkten, die 
Verwendung biologischer Lebensmittel und 
eine verpflichtende Herkunftskennzeichnung. 

• Neue touristische Betriebe nur nach ökolo-
gischen Kriterien: 
Neue touristische Großbetriebe zu errichten, 
ist nicht das Ziel eines neuen ökologischen 
Tourismus in Salzburg. Wir brauchen keine 
Unterkünfte mit mehr als 120 Betten. Die 
Genehmigungsverfahren für neue Betriebe 
müssen nach ökologischen Kriterien erfolgen, 
eine zentrale Landesstelle muss solche Projekte 
nach Aspekten der Raumordnung, der Regio-
nalwirtschaft und Energieunabhängigkeit 
beurteilen. 

• Stopp für Chaletdörfer: 
Salzburg braucht keine neuen Chaletdörfer 
mehr. Die letzten Lücken in der Grundverkehrs-
ordnung müssen geschlossen werden. Der 
Ausverkauf von wertvollem Grund und Boden, 
die Versiegelung neuer Flächen muss gestoppt 
werden. Die Verdrängung von wertvollem 
Wohnraum durch AirBnB muss weiter unter-
bunden werden, ein Parifizierungsverbot soll 
den bestehenden Wohnraum schützen.  

• Tourismus bedeutet Arbeit: 
Doch wer soll die Arbeit machen? Der Arbeits-
kräftemangel hat den Tourismus voll erfasst. 
Schlechte Arbeitsbedingungen für Saisonkräfte 
und unzureichende Bezahlung tun ihr Übriges. 
Daher müssen die Arbeitsbedingungen schnell 
verbessert werden. Begonnen beim Gehalt, 
bei den Wohnmöglichkeiten, den Arbeits- 
und Lebensperspektiven für Familien und der 
Kinderbetreuung. Der Saisontourismus hat 
ausgedient, die Zukunft liegt im ganzjährigen 
Tourismus. Nur so werden dauerhaft Mitarbei-
ter*innen im Tourismus gewonnen werden.
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• Wintertourismus - keine neuen Skigebiete: 
Besonders drastisch wirkt sich die Erder-
hitzung auf den Wintertourismus aus. Das Ziel 
des Ganzjahrestourismus vor Augen müssen 
wir uns auch vom Massentourismus im Winter 
verabschieden. Wir sprechen uns daher sowohl 
gegen Skigebiets-Erweiterungen, als auch 
gegen den Bau neuer Skigebiete aus. Beste-
hende Liftanlagen können und müssen moder-
nisiert werden. Die Energieaufbringung für 
Liftanlagen muss grün und regional werden. 
Dort wo der industrielle Ski- und Wintertou-
rismus viel Strom benötigt, soll er auch erzeugt 
werden. 

• Familienfreundlicher Tourismus: 
Salzburg soll zur familienfreundlichsten Touris-
musregion in Österreich werden. Kinder- und 
Jugendliche müssen in den touristischen 
Angeboten besonders berücksichtigt werden 
und Familienurlaub muss endlich wieder 
leistbar werden. Denn auch einheimische 
Familien können sich Wintersport oder Urlaube 
kaum mehr leisten, hier braucht es substanzielle 
Angebote. Sport und Bewegung, das Erleben 
von Natur und Kultur prägen junge Menschen 
und begleiten sie oftmals ihr weiteres Leben. 
Wer in die Zukunft des Tourismus investiert, 
muss in die Jugend investieren. 

• Strukturen im Tourismus: 
Lokale Tourismusverbände, das Salzburg Land 
Marketing, die TSG – Tourismus Salzburg GmbH 
in der Stadt Salzburg, der Altstadtverband, der 
Tourismusförderungsfonds: Viele Strukturen 
arbeiten an der großen Tourismusindustrie in 
Salzburg. Diese gewachsenen, teilweise paral-
lelen Strukturen müssen kritisch hinterfragt 
werden. Es braucht ein stärkeres Miteinander 
statt Konkurrenz. Wir GRÜNE setzen uns dafür 
ein, dass die Gelder im Tourismus transparent 
und nachvollziehbar vergeben werden und 
Förderungen unabhängig und nach ökolo-
gischen Kriterien zugesprochen werden. 
Tourismus- und Nächtigungsabgabe sollen 
zweckgebunden in zukunftsfähige Projekte 
investiert und das Marketing neu gedacht 
werden. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

R E D U C E ,  R E U S E ,  R E C Y C L E  – 
A B F A L L -  U N D  K R E I S L A U F -
W I R T S C H A F T

Derzeit steigen Rohstoffverbrauch, Abfall-
berge und Energiebedarf weiter an und sind 
die großen Treiber für die Klimakrise. Unsere 
Produktions- und Konsummuster müssen viel 
effizienter und nachhaltiger werden. Wir stehen 
vor großen Transformationsschritten von der 
Wegwerfwirtschaft zur nachhaltigen Kreislauf-
wirtschaft. Durch cleveres Produktdesign, mehr 
Einsatz von Sekundärrohstoffen und langlebige 
reparaturfähige Produkte können wir 
Ressourcen schonen und Emissionen senken. 
Das Land Salzburg soll als großer Auftraggeber 
Vorbild für die Förderung von Kreislaufwirt-
schaft und Nachfrage nach langlebigen Gütern 
und Bauleistungen sein.

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Weniger Abfälle – mehr Kreislaufwirtschaft! 
– Nur 12% der Rohstoffe werden wieder-
verwendet, der Rest landet als Abfall auf 
Deponien. Zirkularität ist ein großer Hebel für 
den Klimaschutz, hier haben wir noch großen 
Aufholbedarf. Deshalb unterstützen wir die 
neue Kreislaufwirtschaftsstrategie der Bundes-
regierung und setzen uns für die Umsetzung 
der Maßnahmen insbesondere in den Bereichen 
Bauwirtschaft, Mobilität und Infrastruktur ein. 

• Abfallvermeidung stärken! 
Refill-Systeme sparen (Plastik-)Verpackung 
und vermeiden Abfall. Supermärkte und 
Drogerien sollen das Angebot für abfüllbare 
Produkte ausbauen, denn bei nicht verderb-
lichen Lebensmitteln wie Reis und Nudeln, bei 
Wasch- und Reinigungsmitteln funktioniert es 
problemlos. Diese Forderung des Österreichi-
schen Klimarats wollen wir umsetzen!

• Lebensmittel sind kostbar: 
Zu viele Lebensmittel landen im Abfall. Laut 
Studie der Universität für Bodenkultur sind es 
im Schnitt bis zu 133 Kilogramm pro Haushalt 
und Jahr. Wir wollen mehr Aufklärung über die 
Haltbarkeit von Lebensmitteln und Vermeidung 
von Lebensmittelabfällen. Daneben unter-
stützen wir alle ehrenamtlichen Initiativen zur 
Verteilung von Lebensmitteln aus dem Handel 
durch die Salzburger Tafeln und Sozialmärkte 
sowie Verteilerkühlschränke und Foodsharing-
Projekte.
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• Das Recht auf Reparatur: 
Der Reparaturbonus ist eine GRÜNE Erfolgsge-
schichte! So können viele Elektrogeräte länger 
genützt werden und die wachsenden Müllberge 
von Elektro- und Elektronikgeräten endlich 
schrumpfen. Wir unterstützen alle Betriebe, die 
Reparaturen anbieten und setzen uns für den 
weiteren Ausbau sozialökonomischer Betriebe 
ein. 

• Umweltfreundlich feiern mit Mehrweg-
systemen: 
Von Getränkeverpackungen bis zu neuen 
Systemen bei Transportboxen – Mehrweg ist die 
Zukunft. Wir GRÜNE in Salzburg haben schon 
vor Jahren das Mehrweggebot für Getränke 
und Geschirr bei Veranstaltungen eingeführt. 
Ob Konzert, Zeltfest oder Stadion, als „Green 
Event“ ist es auch ein Fest für die Umwelt. 
Dafür setzen wir uns ein. 

• Kreislaufwirtschaft und Verpackungsre-
cycling:
Mit der einheitlichen Verpackungssammlung 
ist seit 1.1.2023 der erste Schritt zum besseren 
Recycling von Verpackungsmaterial gesetzt. 
Damit Österreich seine Recyclingziele für Kunst-
stoffe erreicht, brauchen wir auch moderne 
Sortier- und Verwertungsanlagen, möglichst 
regional, um lange Transporte zu vermeiden. 
Salzburg hat eine vielfältige Struktur bei der 
Abfallentsorgung. Wir setzen uns für den 
Ausbau der Sortier- und Verwertungskapazi-
täten im Bundesland Salzburg ein, auch zur 
Stärkung der regionalen Wirtschaft.

• Littering in den Griff bekommen: 
Schon mal entlang von Straßen Müll gesammelt, 
den andere achtlos weggeworfen haben? Wir 
GRÜNE sagen dem Littering den Kampf an, 
mit uns werden Einwegverpackungen reduziert 
und Mehrweg gefördert: ab 1.1.2025 gilt das 
Pfand für alle Einweg-Plastikflaschen und 
Getränkedosen! Wir fördern gleichzeitig die 
Sensibilisierung und Umweltbildung ab dem 
Kindergartenalter. 

• Textilien verwerten und ein Vernichtungs-
verbot für Neutextilien: 
Secondhand-Mode und Tauschbörse heißt 
der neue Trend. Trotzdem werden jedes Jahr 
massenhaft Retoursendungen von neuen 
Textilien vernichtet. Der Österreichische 
Klimarat fordert ein generelles Vernichtungs-
verbot von Neuwaren. Wir wollen nachhaltige 
Strukturen im Textilhandel stärken und die 
Vernichtung von Neutextilien verbieten. Re-use 
und Recycling müssen Vorrang haben.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

Ö F F E N T L I C H E  B E S C H A F F U N G : 
E I N  G R O S S E R  G R Ü N E R  H E B E L 

In Österreich werden durch die öffentlichen 
Hände (Bund, Länder und Gemeinden, sowie 
deren Unternehmen) laut Bundesministerium 
für Arbeit und Wirtschaft jährlich Aufträge mit 
einem Volumen von rund 45 Milliarden Euro 
vergeben, was rund 10 Prozent der gesamten 
Wirtschaftsleistung entspricht. Entsprechend 
groß ist der Hebel, der durch eine konsequente 
nachhaltige öffentliche Beschaffung bewegt 
werden kann. Die Bundesregierung hat 2021 
unter dem Motto “Die öffentliche Hand zeigt’s 
vor - Klimaneutrale Beschaffung” einen ambiti-
onierten “Aktionsplan für eine nachhaltige 
öffentliche Beschaffung” (www.nabe.gv.at) 
vorgelegt. Dieser ist bei Beschaffungen von 
Bundesministerien einschließlich ihrer nachge-
ordneten Dienststellen sowie der angewie-
senen Rechtsträger verpflichtend anzuwenden. 
Ländern und Gemeinden ist die Umsetzung 
empfohlen. Das Land Salzburg setzt bisher 
nur acht der 16 NaBe-Kernkriterien in der 
Beschaffung um. Da geht noch mehr! 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Umsetzung aller Kriterien für eine 
nachhaltige öffentliche Beschaffung: 
Das Land Salzburg soll als wichtiger Auftrag-
geber in der öffentlichen Beschaffung Vorbild 
sein und sich bei der Vergabe von Bauleis-
tungen, Ausstattung und Dienstleistungen 
den Kriterien des Bundes verpflichten, wie sie 
im Aktionsplan für nachhaltige Beschaffung 
festgelegt sind. 

• Umstellung des Landes-Fuhrparks auf 
klimaneutrale Antriebe: 
Der gesamte Fuhrpark des Landes inklusive 
aller Landesunternehmen und betriebsähn-
licher Einrichtungen soll bis zum Jahr 2030 auf 
klimaneutrale Antriebe umgestellt werden.  

• Jobräder für alle Landesbedeinsteten: 
Das Modell geleaster E-Diensträder ist in 
anderen Ländern schon Alltag. Sie sind das 
Gegenmodell zu privat genutzten Firmenautos. 
Und dieses Modell bietet viele Vorteile: so ist 
bei Diensträdern auch bei gänzlich privater 
Nutzung der Vorsteuerabzug zulässig. Auch 
steht den Dienstnehmer*innen trotz Dienstrads 
die Pendlerpauschale zu. Dazu kommen Steuer-
ersparnis, Großabnehmerrabatte, attraktive 
Servicepackages und günstige Versicherungs-
modelle. Damit kann ein wichtiger Umsteige-
anreiz für alle Pendelstrecken bis zehn Kilometer 
geschaffen werden. 

• Raus aus Öl & Gas bis 2025: 
Es gibt immer noch Landesgebäude, die mit 
Öl- und Gas beheizt werden. Damit muss 
schnellstens Schluss sein. Wir wollen einen 
Umstieg auf grüne Energieträger bis zum Jahr 
2025. 

• PV auf allen Dächern der Landesver-
waltung: 
Gleichzeitig mit dem Ausstieg aus Öl und Gas 
müssen endlich alle geeigneten Landesdächer 
für die Nutzung von Solarenergie genutzt 
werden. Egal ob Schule, Bezirkshauptmann-
schaft oder Straßenmeisterei: wir wollen 
PV-Anlagen auf allen Landesdächern!  

• Klimaschutz-Programme der Beteili-
gungen: 
Wir fordern verbindliche Klimaschutzpro-
gramme zur Erreichung der Klimaziele für alle 
Unternehmen, an denen das Land Salzburg 
beteiligt ist. 
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V E R A N T W O R T U N G S V O L L E 
F I N A N Z E N  F Ü R  S A L Z B U R G 

Wir GRÜNE tragen seit 2013 die Mitverant-
wortung für eine solide, soziale und zukunfts-
orientierte Finanz- und Budgetpolitik im Land 
Salzburg. Nach dem Finanzskandal im Jahr 
2012 haben wir eine darniederliegende Finanz-
verwaltung und einen Schuldenberg von ca. 
2,2 Milliarden Euro geerbt. Seit Beginn unserer 
Regierungsverantwortung ist es gelungen, 
die Schulden ab- und gleichzeitig die sozialen 
Leistungen auszubauen und in die Infrastruktur 
zu investieren. Erst der durch die Covid-
Pandemie verursachte Wirtschaftseinbruch 
hat diesen Erfolgsweg gestoppt. Nun kommen 
mit dem von Russland bzw. Putin angezet-
telten Ukraine-Krieg und der Energiekrise und 
Inflation neue, massive Herausforderungen für 
die Finanzen des Landes und der Gemeinden 
auf uns zu. 
Die Politik darf sich in dieser Situation nicht 
auf eine restriktive Finanzpolitik zurückziehen, 
sondern darf die Menschen im Land, die Unter-
stützung brauchen, nicht allein lassen. So bitter 
es für das Budget ist, müssen unbedingt die 
Investitionen in die Infrastruktur und Bildung, 
besonders bei Gesundheit, Klimaschutz, 
Bildung und öffentlichem Verkehr, auch in 
dieser schwierigen Situation aufrechterhalten 
werden. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• S-Link bis nach Hallein bauen: 
Wir GRÜNE treten für den raschen Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs, insbesondere für den 
Bau des S-Link bis nach Hallein ein. Dank der 
finanziellen Unterstützung durch die GRÜNE 
Klimaministerin Leonore Gewessler ist eine 
Finanzierung dieses Großvorhabens auch für 
Stadt und Land Salzburg machbar.

• Investitionen in Bildung und Kinderbe-
treuung:
Wesentlich für ein zukunftsfähiges Salzburg 
sind Investitionen in die Bildung und besonders 
in den Ausbau der Kinderbetreuung und 
Elementarbildung. Dies ist entscheidend für die 
Zukunftschancen unserer Kinder, aber auch für 
die Erwerbschancen der Eltern, besonders der 
Frauen. 

• Mehr Geld für Klimaschutz, keine Förderung 
für klimaschädliche Projekte: 
Das Land muss ausreichende Mittel für den 
Ausbau grüner Energien wie Sonne, Wind, 
Wasser und Biomasse zur Verfügung stellen 
und mit maßgeschneiderte Förderprogramme 
den Klimaschutz vorantreiben. Gleichzeitig 
müssen wir klimaschädliche Förderungen 
abstellen, wie zum Beispiel die Förderung von 
nicht zukunftsfähigen Skigebieten und Boden-
versiegelungen.

• Kulturbauten-Programm umsetzen: 
Wir GRÜNE begrüßen die Investitionen des 
Kulturbauten-Programm, das zwischen Stadt 
und Land vereinbart worden ist, fordern jedoch 
ökologische und nachhaltige Bauweisen ein. 
Kunst und Kultur sind ein starker Markenkern 
des Landes, wobei auch Investitionen für die 
Freie Szene, wie z.B. ein neues Probenhaus 
oder ein neues Foyer für die ARGE und auch 
die notwendige Sanierung des Marionetten-
theaters verwirklicht werden müssen.

• Ein modernes und ökologisches Landes-
dienstleistungszentrum am Bahnhof: 
Wir GRÜNE bekennen uns zum Bau eines 
modernen, ökologischen neuen Landesdienst-
leistungszentrums am Hauptbahnhof, das den 
Bedürfnissen der Mitarbeiter*innen gerecht 
wird. Die Landesregierung hat sich für einen 
konstruktiven Dialog mit der Personalver-
tretung aktiv zu engagieren und bei zukünftigen 
Vorhaben die Mitarbeiter*innen rechtzeitig 
einzubinden.

• Kein Verkauf von Landesliegenschaften: 
Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass die 
Liegenschaften des Landes, die im Zuge der 
Übersiedelung in das neue Landesdienst-
leistungszentrum am Bahnhof frei werden, 
nicht verkauft werden. Wo möglich, sollen 
diese Liegenschaften in Zukunft für leistbares 
Wohnen genutzt werden.  

• Finanzausgleich neu verhandeln: 
Im Jahr 2023 muss zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden ein neuer Finanzausgleich 
vereinbart werden. Wir GRÜNE fordern 
eine stärkere Unterstützung der Länder und 
Gemeinden bei den massiv steigenden Kosten 
für die Pflege und die Elementarbildung. Die 
zu erwartenden Kostensteigerungen betreffen 
vor allem Bereiche, für die die Länder und 
Gemeinden zuständig sind. Der Verteilungs-
schlüssel zwischen den Gebietskörper-
schaften muss sich zugunsten der Länder und 
Gemeinden verändern.
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Die letzten Jahre haben uns die Belastbar-
keitsgrenzen von Natur und Umwelt mehrfach 
aufgezeigt: zu viel Ressourcen- und Energie-
verbrauch schaden dem Klima, der Arten-
vielfalt und unserer Gesundheit. Die gute 
Nachricht:  Eine intakte Natur ist unsere 
stärkste Verbündete und kann den Krisen 
trotzen! Wir haben das Wissen und die Möglich-
keiten, unseren Lebensstil nachhaltiger zu 
gestalten, den Bodenverbrauch zu reduzieren 
und wertvolle Rohstoffe besser zu recyceln. So 
können wir gemeinsam Krisen bewältigen. 

S A L Z B U R G  S C H Ü T Z E N  – 
W I R  E R H A LT E N  W A S  U N S  E R H Ä LT  

L E B E N S G R U N D L A G E N 
E R H A LT E N 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Saubere Luft zum Atmen: 
Die konsequente und dauerhafte Verringerung 
von Luftschadstoffen wie Feinstaub und Stick-
oxide sind notwendig für den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung, besonders von sensiblen 
Gruppen wie Kinder, ältere und erkrankte 
Menschen. Die von der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO empfohlenen Grenzwerte sind 
für uns ein Auftrag zur Gesundheitsvorsorge. 
Der Schlüssel zur sauberen Luft liegt in den 
Bereichen Mobilität, Energieerzeugung und 
mehr und bessere Grünflächen vor allem im 
urbanen Raum, entlang von Verkehrswegen 
und als Fassaden- und Dachbegrünungen.

Nur in einer intakten Natur können wir 
Menschen gesund leben. Ohne gesunde 
Böden, klare Bäche und Quellen hätten wir kein 
sauberes Trinkwasser und die Luft wäre ohne 
den natürlichen Filter der Pflanzen und Wälder 
voll mit Schadstoffen und damit gesundheits-
schädigend. Die Natur leistet all das für uns – 
wir wollen unsere Lebensgrundlagen für die 
Zukunft erhalten. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Weniger Lärm, mehr Gesundheit: 
Zur Entlastung von gesundheitsbelastendem 
Verkehrslärm setzen wir auf leistbare und 
attraktive Mobilität, sowie Verbesserungen 
beim Gehen und Radfahren. Das Klimaticket für 
Bundesländer und österreichweit ist ein Grünes 
Erfolgsprojekt. Ein wichtiger Hebel liegt auch 
in der Geschwindigkeitsbegrenzung: Tempo 
30 statt 50 in den Gemeinden und Städten 
wird als eine große Lärmreduktion wahrge-
nommen. Daher fordern wir auch im Sinne 
des Lärmschutzes und der Sicherheit Tempo 
30 als Richtgeschwindigkeit in Städten und 
Gemeinden.

• Lichtverschmutzung reduzieren: 
Überbordende Beleuchtung der Außenräume 
wird immer mehr zum Energiefresser und 
beeinträchtigt die Natur und die menschliche 
Gesundheit. Wir wollen ein verträgliches Maß 
und dass der Sternenhimmel wieder sichtbar 
wird. Daher sollen im Bereich der Landeslie-
genschaften und Landesstraßen die Außenbe-
leuchtung – bei Beibehaltung der Sicherheit – auf 
ein Mindestmaß reduziert werden. Gleichzeitig 
unterstützen wir GRÜNE die aktuelle Petition 
der österreichischen Umweltanwaltschaften 
zur Reduktion der Lichtverschmutzung. 

• Oberster Schutz für sauberes und gesundes 
Wasser: 
Salzburgs klare Seen und Bäche sind ein großer 
Schatz. So sehen wir mit Sorge die aktuelle 
Altlast am Salzburger Flughafen. Die Grund-
wasserverunreinigung mit hochgiftigen PFAS-
Chemikalien betrifft mehrere Stadtteile von 
Salzburg, wir fordern eine umfassende und 
rasche Sanierung und treiben diese voran. 
Wir wollen die beste Gewässerqualität und 
Trinkwasserversorgung für die Menschen in 
Salzburg für die nachfolgenden Generationen 
sicherstellen. Deshalb bekennen wir uns zur 
konsequenten Umsetzung der EU-Wasserrah-
menrichtlinie und damit zu einer nachhaltigen 
Wassernutzung und weiteren Projekten zur 
Gewässerrenaturierung. 

• Mehr Platz für natürliche Gewässer bringt 
mehr Schutz vor Hochwasser:
Wir stellen naturnahe Lebensräume wieder 
her und setzen groß angelegte, ökologische 
Renaturierungsmaßnahmen um. Der Naturpark 
Salzachauen ist das GRÜNE Leuchtturmprojekt 
für die Synergien von Auwaldrenaturierung, 
naturnahem Hochwasserschutz und wertvoller 
Naherholung mitten im Salzburger Zentralraum. 
Wir wollen die Salzachaufweitung bei Anthering 
in den kommenden Jahren umsetzen.

• Salzburg zeigt Umwelt-Verantwortung: 
Als Bekenntnis zum Klima- und Biodiver-
sitätsschutz erklärt Salzburg die globalen 
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen „17 
Sustainable Development Goals – SDGs“ zur 
Leitlinie des staatlichen Handelns. Dazu zählen 
wir GRÜNE auch die Grundsätze der Bürger*in-
nenbeteiligung im Sinne der Aarhus-Konvention 
in Umweltverfahren und die Absicherung der 
unabhängigen Landesumweltanwaltschaft. 
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N A T U R S C H U T Z  –  U N S E R  P R O G R A M M 
G E G E N  D A S  A R T E N S T E R B E N

Unser Bundesland ist mit landschaftlicher 
Vielfalt besonders gesegnet. Zwischen den 
Salzkammergut-Seen im Flachgau und dem 
Nationalpark Hohe Tauern spannt sich ein 
großer Bogen von Lebensräumen, Tier- und 
Pflanzenarten, ein Mosaik aus grandioser Natur 
im Wechselspiel mit traditioneller Kulturland-
schaft. Diese über Jahrhunderte gewachsene 
Symbiose zwischen Natur und Mensch droht zu 
zerbrechen, wenn wir dem Artenverlust, Boden-
verbrauch und der Klimakrise nicht entschieden 
entgegentreten. 
Die Natur ist unsere Lebensgrundlage und wir 
müssen sorgsamer mit ihr umgehen. Denn wir 
befinden uns gerade mitten im größten Arten-
sterben seit dem Aussterben der Saurier vor 65 
Millionen Jahren. Jede dritte Art steht mittler-
weile auf der Roten Liste, viele sind für immer 
verschwunden. So haben wir in Österreich in nur 
20 Jahren 42 Prozent der Brutvögel verloren! 
Alle Lebewesen erfüllen in unserem vielfältigen 
Ökosystem eine einzigartige Aufgabe. Jedes 
Lebewesen, das ausstirbt, nimmt in Folge 
weitere Lebewesen mit. Somit hat der Erhalt 
aller Arten, egal ob unter Schutz gestellt oder 
nicht, für uns oberste Priorität. 

Dass Artenschutz immer öfter in einem 
Spannungsfeld mit dem Ausbau der Erneu-
erbaren Energie steht, ist uns bewusst und 
erfordert höchste Sensibilität und Aufmerk-
samkeit.
Ein weiteres Konfliktfeld ergibt sich auch im 
Zusammenhang mit Arten, die in unserer 
Kulturlandschaft Schäden anrichten, wie zum 
Beispiel Biber, Fischotter oder große Beute-
greifer. Auch hier wollen wir Lösungen für 
eine Koexistenz finden. Dazu suchen wir das 
Gespräch mit den Betroffenen vor Ort, suchen 
nach guten Beispielen in anderen Regionen und 
Ländern. 

In den letzten 10 Jahren waren die GRÜNEN die 
einzige Partei, die sich immer für konstruktive 
Lösungen und Koexistenz eingesetzt hat und 
sich nicht hinter Abschussparolen verschanzt 
hat. Dazu zählt auch der Dialog mit den 
Naturschutz- und Umweltorganisationen, der 
Wissenschaft und einer starken Umweltanwalt-
schaft. Weil wir auch dann für Artenschutz sind, 
wenn es unbequem ist.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Landes-Umweltanwaltschaft stärken: 
Die Landes-Umweltanwaltschaft (kurz LUA) ist 
die gesetzlich verankerte Interessensvertretung 
der Natur und Umwelt in unserem Land. Ihre 
Aufgabe ist, die Bewahrung der natürlichen 
Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen. 
Gerade in Zeiten des größten Artensterbens 
setzen wir GRÜNE uns  für die Stärkung der 
LUA ein. Die aktuell von FPÖ und ÖVP disku-
tierte Beschneidung ihrer Kompetenzen oder 
sogar ihre Abschaffung lehnen wir ganz klar ab.

• Natur als Verbündete für den Klimaschutz: 
Wir wollen dem Naturschutz überall einen 
höheren Stellenwert einräumen, um weitere 
Schäden zu vermeiden. Das betrifft überre-
gionale Infrastrukturprojekte ebenso wie die 
Energieraumplanung der Gemeinden. Raumver-
träglichkeitsprüfungen müssen frühzeitig 
die möglichen Korridore und Vorrangflächen 
definieren und mit dem Naturschutz abstimmen. 
Müssen Interessen abgewogen werden, z.B. 
Naturschutz versus Ausbau von Erneuerbaren 
Energie-Kraftwerken, Schienenverkehr oder 
neuen Radwegen braucht es hochwertige, 
qualitätsvolle Ausgleichsmaßnahmen, damit 
die Eingriffe in die Natur „akzeptiert“ werden 
können. 

Biodiversität – wir setzen um: 
Die biologische Vielfalt ist in Gefahr. Wir 
GRÜNE bekennen uns im Land Salzburg zur 
ambitionierten und konsequenten Umsetzung 
der österreichischen Biodiversitätsstrategie 
2030+ im Land Salzburg und verbessern den 
Status unserer gefährdeten Arten und Lebens-
räume. Für alle Natura2000-Gebiete werden 
Managementpläne erstellt und veröffentlicht. 
Die für den Klimaschutz besonders wichtigen 
Ökosysteme – Wälder, Moore, Auen – werden 
zusätzlich gefördert bzw. revitalisiert. Wir 
setzen uns für verstärkte Bewusstseinsbildung 

im Bereich Naturschutz und Biodiversität ein.
Raubbau an Schutzgebieten und Biotopen 
stoppen: Der hohe Flächenverbrauch macht 
auch vor Biotopen und Schutzgebieten nicht 
halt. Umso wichtiger sind eine bodensparende 
Raumordnung und die Absicherung von ökolo-
gisch hochwertigen Flächen und Korridoren. 
Die landesweite Biotopkartierung muss rasch 
und flächendeckend aktualisiert werden, um als 
Beurteilungsgrundlage für die erforderlichen 
Planungen und Projekte der Energiewende 
verfügbar zu sein. 

• Naturschutz in der Landwirtschaft 
aufwerten: 
Hecken, Schilfwiesen und andere Kleinbiotope 
machen die Landschaft bunt und abwechs-
lungsreich, sie bilden wichtige Trittsteine im 
Biotopverbund. Oft sind sie auf landwirt-
schaftlichen Flächen beheimatet, brauchen 
mehr Aufwand, spezielle Pflege oder Mahd. 
Wir wollen, dass diese Landschaftspflege den 
Bäuerinnen und Bauern abgegolten wird, der 
partnerschaftliche Vertragsnaturschutz soll 
gestärkt und aufgewertet werden. 

• Mehr Platz für Flüsse und Bäche: 
Unsere Fließgewässer sind wertvoller 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere und dienen 
vielen Menschen als Naherholungsraum. Mit 
mehr als 500 Wasserkraftwerken leisten sie für 
die Energiewende bereits einen großen Beitrag, 
der auch mit Nachteilen für den Lebensraum 
Fluss verbunden ist und ihre anderen Funktionen 
einschränkt: Wir brauchen unsere Flüsse auch 
zur geordneten Ableitung von Hochwässern, die 
auch bei uns in Salzburg als Zeichen der Klima-
veränderung spürbar häufiger und heftiger 
geworden sind. Fluss begleitende Retentions-
flächen ermöglichen diesen Zwischenspeicher 
bei Hochwässern, um das Wasser zeitverzögert 
und langsamer abzugeben. Wir GRÜNE sehen 
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es als unseren Auftrag, die vielen Ökosystem-
leistungen unserer Fließgewässer ausgewogen 
zu erhalten. 

• Entsiegelung und Bäume als Hitzeschutz: 
Menschen in unseren Städten und Siedlungs-
räumen werden besonders unter den Folgen 
der Klimakrise leiden. Hitzewellen und 
Hitzetage werden uns in Zukunft immer mehr 
abverlangen. Besonders gefährdet sind ältere 
Menschen. Grünräume und Wasserwege 
versorgen den Siedlungsraum mit Schatten und 
kühler Luft. Entsiegelte Flächen, Grüninseln 
und besonders Bäume sind natürliche Klima-
anlagen und Schattenspender, wo sich Straßen, 
Gehsteige und Parkplätze an heißen Tagen 
unerträglich aufheizen. Wir GRÜNE setzen 
uns für einen stärkeren Baumschutz und mehr 
Baumpflanzungen und für Entsiegelungsmaß-
nahmen in Städten und Gemeinden ein. 

• Umweltbildung für die Zukunft: 
Wir schützen, was wir lieben, und wir lieben, 
was wir kennen. – Deshalb ist es so wichtig, 
dass Kinder so früh wie möglich für die Natur 
begeistert werden und die Tiere und Pflanzen 
in ihrer Umgebung kennenlernen. Ein qualitäts-
volles Angebot an Workshops und Outdoor-
Erlebnissen für Kinder und Jugendliche ist die 
beste Investition in die Zukunft, sowie für den 
Klima- und Umweltschutz. Wir setzen uns für 
den Ausbau der vielfältigen Bildungsarbeit für 
den Arten- und Naturschutz ein. 

• Wildbienen: 
Der starke Schwund von Insekten ist nur eines 
von vielen Beispielen des Artenverlusts. Im 
Land Salzburg haben wir GRÜNE erreicht, dass 
16 Wildbienenarten unter Schutz gestellt sind. 
Das soll uns anspornen, bei Grünflächen auf 
insektenfreundliche Bepflanzung zu achten 
und damit Lebensraum und Nahrung für 
Wildbestäuber zu erhalten. Viele Vogelarten 
und Kleinsäuger sind auf Insekten als Nahrung 
angewiesen, auf naturnahen Flächen ist Futter 
für alle! Wir wollen die naturnahe Gestaltung 
für alle öffentlichen Grünflächen verpflichtend 
machen.

• Naturpark Salzachauen umsetzen: 
Wir GRÜNE stehen hinter der Erweiterung des 
Naturparks Salzachauen, um diesen wertvollen 
Lebensraum für Fauna und Flora zu vergrößern. 
Außerdem treten wir für die Renaturierung von 
Bächen, Flüssen und Seeufern ein, um auch 
den Lebensraum unseres Fischbestandes zu 
sichern.

• Herdenschutzpaket: 
Zur Absicherung der Almbewirtschaftung und 
zum Schutz von Weidetieren fordern wir ein 
Gesamtpaket aus Herdenschutz, Entschädi-
gungen und verbessertem Monitoring. Die 
Kosten für Behirtung, Ausbildung, Zäune, 
Hütehunde sind zu 100 Prozent aus Agrar-
mitteln förderfähig, wie auch von der Europäi-
schen Kommission ausdrücklich festgestellt 
wurde.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

T I E R S C H U T Z  –  U N S E R 
P R O G R A M M  G E G E N  T I E R L E I D

Wir GRÜNE treten für höchstmögliche 
Standards in der Tierhaltung ein. Das gilt für 
Haustiere, aber selbstverständlich auch für 
Nutztiere. Denn auch Tiere, die dafür bestimmt 
sind, irgendwann auf unseren Tellern zu landen 
gehören anständig behandelt. Wir wollen weg 
von tierquälerischer Massenhaltung hin zu 
möglichst hohen Tierwohlstandards. 
Im Land Salzburg sind wir mit kleinstruktu-
rierter Landwirtschaft und hohem Bioanteil 
begünstigt. Wer regional kauft, wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch ein artgerecht gehal-
tenes Tier erhalten. 
Das Angebot in den Supermärkten ist aber 
breiter und nicht nur regional. Deshalb setzen 
wir uns auf Bundesebene für bessere Tierhal-
tungsstandards und für eine verpflichtende 
Herkunftsbezeichnung der Speisen in der 
Gastwirtschaft.
Wenn wir hohe Tierwohlstandards fordern, 
dann beziehen wir uns auf die gesamte Lebens-
spanne der Tiere. Von der Geburt bis zur 
Schlachtung. Und wissen gleichzeitig, dass ein 
Großteil der in Salzburg geborenen männlichen 
Kälber diese Bedingungen nicht vorfinden 
werden, sondern nur wenige Wochen alt, 
vom Schlachthof Bergheim einen qualvollen 
Transport nach Spanien antreten müssen.
Auf Initiative der GRÜNEN wurde in der letzten 
Legislaturperiode ein Maßnahmenkatalog zur 
Vermeidung von Langstrecken-Kälbertrans-
porten beschlossen, der bereits erste Verbes-
serungen gebracht hat. Die einzig wirksame 
Maßnahme gegen dieses Tierleid, und daher 
auch eines unserer Hauptforderungen, ist ein 
Verbot von Lebendtiertransporten über weitere 
Entfernungen.    

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Strenges Vorgehen gegen Tierquälerei: 
Ob Giftköder, illegale Abschüsse, Verstüm-
melung von Tieren – wir fordern strengstes 
Vorgehen gegen jegliche Art von Tierquälerei. 
Zusätzlich setzen wir uns für mehr Sensibili-
sierung der Bevölkerung, insbesondere von 
Kindern und Jugendlichen, zu diesem Thema 
ein.

• Tiertransport-Stopp: 
Der Schlachthof Bergheim gilt als Drehscheibe 
internationaler Tiertransporte. Auf Initiative der 
GRÜNEN wurde in der letzten Legislaturperiode 
ein Maßnahmenkatalog zur Vermeidung von 
Langstrecken-Kälbertransporten beschlossen, 
der bereits erste Verbesserungen gebracht hat. 
Wir fordern jedoch ein gänzliches Verbot von 
Lebendtiertransporten. Zusätzlich muss die 
Kälbermast wieder rentabel werden und die 
Mutterkuh-Haltung höher gefördert werden. 
Um den Tieren den belastenden Transport zum 
Schlachthof Bergheim zu ersparen, fordern 
wir auch mobile Schlachtung und stressfreie 
Schlachtung in den Betrieben. 

• Hofschlachtung statt Tiertransporte: 
Um den Tieren den belastenden Transport zum 
Schlachthof Bergheim zu ersparen, fordern wir 
mobile Schlachtung und stressfreie Schlachtung 
auf den Betrieben. 

• Fiaker-Aus: 
Es ist nicht mehr zeitgemäß, Tourist*innen 
im Sommer durch die verkehrsgeplagte 
Salzburger Innenstadt zu kutschieren. Dieser 
Stress und diese Belastung sind den Tieren 
einfach nicht mehr zumutbar Das Fiakeran-
gebot wird in den letzten Jahren zunehmend 
durch Unfälle und zunehmenden Hitze-Stress 
für die Pferde in Frage gestellt. Wir GRÜNE 
fordern ein Ausstiegsszenario für Fiakerfahrten 
in der Salzburger Innenstadt.
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D I E  Z U K U N F T  D E R  S A L Z B U R G E R 
L A N D W I R T S C H A F T  I S T 
B I O L O G I S C H  &  R E G I O N A L

Wälder, Wiesen und Almen prägen Salzburgs 
traditionelle Kulturlandschaft. Ohne die Pflege 
und Bewirtschaftung sowie dem ökologischen 
Umgang mit der Natur durch viele bäuerliche 
Familienbetriebe würde sie in dieser Form 
nicht existieren. Bedingt durch naturräumliche 
Gegebenheiten und historische Entwicklungen 
ist die Salzburger Landwirtschaft größtenteils 
kleinstrukturiert. Sie erbringt für die Gesell-
schaft eine Vielzahl von unverzichtbaren 
Leistungen. Die zentrale Aufgabe der Landwirt-
schaft ist die Versorgung der Bevölkerung 
mit qualitativ hochwertigen, naturnahen und 
gesunden Lebensmitteln.
 

Wir GRÜNE unterstützen Landwirt*innen die 
Herausforderungen der Zukunft zu meistern: 
von der Billigkonkurrenz über die Digitalisierung 
bis hin zu einer artgerechten Tierhaltung. Statt 
Quantität und Billigware setzt GRÜNE Landwirt-
schaftspolitik auf Qualität und Wertigkeit. Die 
Zukunft der heimischen Landwirtschaft liegt in 
Bio, Nachhaltigkeit und Regionalität. Regionales 
Essen aus biologischem Anbau unterstützt 
die regionale Wertschöpfung und schützt das 
Klima. Wir unterstützen eine Landwirtschaft, 
die im Einklang mit der Natur steht, von der 
die Produzent*innen gut leben und auf die die 
Konsument*innen vertrauen können.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Die kleinbäuerliche Landwirtschaft in 
Salzburg erhalten und unterstützen: 
Wir unterstützen alle Maßnahmen, die den 
Umstieg auf eine biologische und nachhaltige 
Landwirtschaft stärken, z.B. durch die Förderung 
regionaler Verarbeitung und regionale (Direkt)-
Vermarktung von Produkten. Landes-Agrarför-
derungen werden sozial gerecht und ökologisch 
effizient zur Erhaltung einer vielfältigen Kultur-
landschaft und Lebensmittelproduktion einge-
setzt.

• Ernährungssouveränität: 
Ein wichtiger Grundpfeiler GRÜNER Landwirt-
schaftspolitik ist die Ernährungssouveränität. 
Wir setzen uns für ein breites Angebot an 
regionalen und biologischen Produkten ein, 
die unser Land weitgehend autark ernähren 
und uns unabhängiger vom Weltmarkt und 
globalen Krisen machen. Regionales Essen aus 
biologischem Anbau ist gesund, schützt unsere 
Böden, sichert regionale Wertschöpfung und 
trägt zur artgerechten Tierhaltung bei. 

• Bio ist die Zukunft: 
Wir GRÜNE stärken die Salzburger Bioland-
wirtschaft als ökologische und wirtschaftliche 
Alternative zur industriellen Landwirtschaft, 
weil sie nachhaltig produziert, hohe Tierschutz-
standards aufweist und für fruchtbare Böden, 
sauberes Trinkwasser, Artenvielfalt und Klima-
schutz sorgt. Nach dem Motto „Mehr Bio in 
die Kochtöpfe“ wollen wir eine schrittweise 
Umstellung aller Kindergärten, Schulen, Senio-
renwohnhäuser und öffentlichen Kantinen auf 
100 Prozent biologisches, regionales, saiso-
nales und faires Essen. An landwirtschaftlichen 
Schulen soll der Unterricht zur biologischen 
Landwirtschaft weiter ausgebaut werden. 

• Bio-Anteil weiter ausbauen: 
Salzburg ist in Österreich und Europa mit rund 
60 Prozent biologisch bewirtschafteter Flächen 
Spitzenreiter. Wir wollen den Bio-Anteil weiter 
ausbauen. 

• Ausstieg aus Risiko-Pestiziden: 
Wir forcieren einen raschen Ausstieg aus Risiko-
Pestiziden und unterstützen Aktionspläne zur 
nachhaltigen Verwendung von Pflanzenschutz-
mitteln. Gesundheitsgefährdende Pestizide 
werden verboten und stattdessen ökologische 
Methoden des Pflanzenschutzes gefördert. 

• Regionale Produkte im Supermarkt nach 
vorne:
(Bio-)Produkte aus der Region gehören im 
Supermarktregal ganz nach vorne und haben 
einen fairen Preis verdient. Wir wollen das 
Bewusstsein der Konsument*innen für biolo-
gisch erzeugte Lebensmittel durch Beratungs- 
und Bildungsmaßnahmen fördern.

• Gentechnik – nein danke! 
Wir bekennen uns dazu, dass Salzburg 
dauerhaft gentechnikfrei bleibt. Eine gentech-
nikfreie Land- und Forstwirtschaft ist ein Stand-
ortvorteil für Europa, weil die große Mehrzahl 
der Verbraucher*innen keine Gentechnik im 
Essen möchte. 

• Fördersysteme am Klimaschutz orientieren: 
Wir wollen die landwirtschaftlichen Förder-
systeme am Klimaschutz orientieren. Betriebe, 
die durch ihre Bewirtschaftungsform einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten, müssen 
entsprechend mehr Geld bekommen und 
Betriebe, die klimaschädlich arbeiten, weniger. 
Klingt logisch, ist aber nicht die Praxis.
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• Stärkung regionaler und neuer Wege der 
Lebensmittelversorgung: 
Gemeinschaftsgärten, Food-Coops, Hofläden, 
Wochenmärkte oder Selbstbedienungsläden 
- die Menschen möchten Lebensmittel aus 
ihrer nächsten Umgebung beziehen und die 
Produzent*innen kennenlernen. Wir werden 
neue Wege der lokalen Versorgung und 
Wertschöpfung stärken. 

• Verpflichtende biologische, regionale und 
saisonale öffentliche Beschaffung: 
Entsprechend dem Aktionsplan nachhaltige 
öffentliche Beschaffung ist der Mindestanteil 
an biologisch erzeugten Lebensmitteln schritt-
weise von 25 Prozent im Jahr 2023 auf 55 
Prozent im Jahr 2030 zu erhöhen. Zudem ist auf 
hohe Tierwohlstandards für die Beschaffung 
von Lebensmitteln tierischer Herkunft zu 
achten, alle tierischen Produkte müssen aus 
gentechnikfreier Fütterung stammen und Fisch 
ausschließlich aus regionalen Gewässern oder 
nachhaltigen Aquakulturen bezogen werden. 
Der Anteil an regionalen Lebensmitteln soll 
von 50 Prozent im Jahr 2023 auf mindestens 
80 Prozent im Jahr 2030 angehoben werden. 
Es ist jeweils auf eine möglichst saisonale 
Beschaffung zu achten.  

• Gütesiegel “SalzburgerLand” biologisch 
und ohne Gentechnik: 
Wir wollen das Gütesiegel “SalzburgerLand” 
aufwerten. So sollen damit in Zukunft nur mehr 
Produkte ausgezeichnet werden, die biologisch 
und ohne gentechnisch verändertes Saatgut 
oder Futtermittel hergestellt werden. 

• Kostenlose Bio-Beratung für die 
Gastronomie: 
Nach dem Vorbild des Programms “Natürlich 
gut essen” in Wien, wollen wir auch für die 
Salzburg Gastronomie ein kostenloses Förder-
angebot für den Umstieg auf nachhaltige  
Speisen und Getränke. Betriebe mit der 
Auszeichnung „Natürlich gut essen“ setzen auf 
das Angebot regionaler, saisonaler und ökolo-
gisch produzierter Speisen unter besonderer 
Beachtung des Tierwohls. 

• Schutz vor Verbauung von landwirtschaft-
lichen Flächen: 
Bauernland muss in Bauernhand bleiben. 
Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass 
unsere wertvollsten Böden zur Lebensmittel-
versorgung nicht verbaut werden dürfen.

• Energieautarke Bauernhöfe: 
Durch einen höheren Grad der Eigenversorgung 
mit Energie stellen die Betriebe eine stabile 
Lebensmittelversorgung sicher und stärken die 
Region. Wir unterstützen den Einsatz erneu-
erbarer Energien auf Salzburgs Bauernhöfe, 
damit sie unabhängig von fossilen Energie-
quellen und damit auch weniger abhängig von 
hohen Energiepreisen werden.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

F L Ä C H E N V E R B R A U C H  B R E M S E N 
U N D  B O D E N  S C H Ü T Z E N

Unser GRÜNES Ziel ist es, Grünland zu retten, 
Stadtteile und Ortskerne zu stärken sowie 
wertvollen Boden zu schützen. In vielen 
Gemeinden ist es nicht mehr möglich, zu Fuß 
die Einkäufe zu erledigen. Der Grund: Einkaufs-
zentren und andere Geschäfte werden oft 
kilometerweit vom Ortszentrum auf der grünen 
Wiese gebaut. Dort wo früher wertvolles 
Grünland war, wächst nun ein neues Gebäude 
aus dem Boden, inklusive Parkplatz und 
Zufahrtsstraße. Diese Fehlentwicklung wurde 
unter GRÜNER Regierungsverantwortung 
eingebremst. Erstmals wurden Erweiterungs-
wünsche großer Einkaufszentren und neue 
Großhandelsflächen abgelehnt. Statt immer 
größere Einkaufszentren will GRÜNE Raumord-
nungspolitik die Stadtteile und Ortskerne 
wiederbeleben und Arbeitsplätze am Land 
erhalten. 

Österreich nimmt beim Verbauen von Flächen 
eine traurige Spitzenposition ein. Auf Bundes-
ebene wurde festgelegt, dass der Bodenver-
brauch um 80 Prozent auf 2,5 ha bis 2030 
reduziert werden soll. Wir GRÜNE fordern schon 
seit Jahren den Schutz unserer begrenzten 
Bodenressourcen. Sparsamer Flächenver-
brauch und aktiver Bodenschutz zählen zu 
den großen Aufträgen für eine zukunftsfähige 
und klimaschonende Raumordnung. Boden-
schutz ist wichtig für unsere Lebensqualität, 
denn Böden haben viele Funktionen: Sie sind 
Grundlage für die Lebensmittelerzeugung 
und zugleich Trinkwasser- und CO2-Speicher, 
sie halten Hochwässer zurück und dienen 
als Bauland der Siedlungsentwicklung. Die 
Raumordnung spielt dabei als Planungsins-
trument eine wichtige Rolle. Sie beeinflusst 
unmittelbar, wo und wie wir bauen, unsere 
Mobilität und dass unser wertvoller Boden 
als Grundlage der Nahrungsmittelversorgung 
erhalten bleibt. 
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D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Eine Raumordnungspolitik, die Flächenfraß 
stoppt: 
Wir setzen uns für das 2,5-Hektar-Ziel ein. Das 
bedeutet, ab 2030 dürfen österreichweit nicht 
mehr als 2,5 ha Boden pro Tag verbraucht 
werden. Oder 1m2 pro Einwohner*in pro Jahr. 
Für Salzburg bedeutet das eine Reduktion des 
jährlichen Flächenverbrauchs auf maximal 56 
Hektar. Um das zu erreichen, muss Nachver-
dichtung der Vorrang vor neuen Widmungen 
eingeräumt werden. Bereits gewidmete, 
bebaute oder versiegelte Gebiete müssen bei 
der Bebauung priorisiert werden. Wir fordern 
eine gemeindegreifende Raumordnungspolitik, 
die eine nachhaltige Regionalentwicklung mit 
Weitsicht betreibt.

• Gemeinsam statt einsam: 
Wir wollen qualitätsvolle Nachverdichtung, 
die zusätzlichen Wohnraum schafft und das 
Zusammenleben der Generationen fördert. 
Eine flächensparende Raumordnung mobili-
siert den Leerstand und die Baulandreserven 
anstatt neue Grünflächen freizugeben. Der 
Bodenschutz muss bei zünftige Widmungen 
und Wohnbau-Fördermodelle Vorrang haben, 
Mindestbebauungsdichten sollen festgelegt 
werden.

• Keine neuen Einkaufszentren auf der 
grünen Wiese: 
Der Fach- oder Supermarkt am Kreisverkehr 
muss der Vergangenheit angehören. Statt-
dessen sollen die bestehenden Strukturen 
einschließlich von Leerständen aktiviert werden. 
Das neue Fördermodell des Bundes zum 
„Brachflächenrecycling“ zielt auf Revitalsierung 
von zentralen Lagen ab. Ziel muss es sein, im 
Wohnumfeld von Städten und Gemeinden 
möglichst viele Alltagswege fußläufig oder per 
Rad gut erledigen zu können. Das stärkt die 
Ortskerne und stoppt weitere Zersiedelung.

• Energieraumplanung als Klimaschutzinst-
rument stärken: 
Um die Klimaziele zu erreichen, brauchen wir 
neben Maßnahmen zur Energieeffizienz und 
Energieeinsparung auch neue Erzeugungs-
anlagen (insbesondere für Photovoltaik- und 
Windkraft) sowie Energieraumplanung auf 
Landes-, Regions- und Gemeindeebene. 
Nahwärmekonzepte und Abwärmepotentiale 
sind dabei ebenso zu berücksichtigen wie quali-
tätsvolle Natur- und Raumverträglichkeitsprü-
fungen für die Ausweisung von Vorrang- bzw. 
Ausschlusszonen, vor allem in Schutzgebieten 
und ökologisch sensiblen Zonen.

• Parkflächen bei Einkaufszentren und 
Gewerbebauten: 
Bodenverbrauch für neue Parkflächen muss 
anders geregelt werden. Abstellplätze in 
Parkdecks sollen Oberflächenparkplätze 
ablösen. Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass 
Oberflächenparkplätze nicht mehr vollver-
siegelt werden, sondern durch ausreichend 
Grünflächen und wasserdurchlässige Beläge 
und Rasengittersteine durchlässig bleiben. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Leerstand erheben und managen: 
Wertvoller Wohnraum in Salzburg steht leer 
oder ist ein nicht genehmigter Zweitwohnsitz. 
Es gibt auch betriebliche Leerstände. Dadurch 
werden Neubauten provoziert und der Flächen-
verbrauch angeheizt. Wir GRÜNE setzen uns 
dafür ein, dass die Gemeinden die tatsächliche 
Nutzung von Gebäuden und Wohnungen – 
mit Unterstützung des Landes – erheben. Die 
Leerstandsabgabe ist anzuheben, um einen 
positiven Lenkungseffekt zu erzielen.
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• Schluss mit Spekulationen auf Bauland: 
Wir GRÜNE treten dafür ein, dass die recht-
lichen Möglichkeiten der Vertragsraum-
ordnung, Kennzeichnung für sozialen Wohnbau, 
Rückwidmung und Baulandabgabe von den 
Gemeinden verbindlich anzuwenden und von 
der Aufsichtsbehörde zu überprüfen sind. 
Jährlich soll dem Landtag darüber ein Bericht 
vorgelegt werden. Das Salzburger Raumord-
nungsgesetz bietet gute Instrumente gegen 
das Horten und Spekulieren mit Grund und 
Boden. 



G E M E I N D E N  –  B Ü R G E R * I N N E N 
V O R  O R T  B E T E I L I G E N  

Demokratische Mitbestimmung beginnt auf 
Gemeindeebene. Entscheidungen, die auf 
dieser Ebene getroffen werden, betreffen unmit-
telbare Lebensfragen, wie Wohnen, soziale 
Absicherung, die Kinderbetreuung,Verkehr 
und die Gestaltung des öffentlichen Raums. Es 
liegt auf der Hand, dass es dafür auch zwischen 
den Wahlen die Einbindung der Bürger*innen 
braucht. 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Betroffene zu Beteiligten machen: 
Wir wollen, dass Bürger*innen künftig 
Petitionen und Anfragen direkt an die Gemein-
devertretung richten können, die dort auch 
behandelt werden müssen. Dafür braucht es 
im Vorfeld einen verpflichtenden Ausschuss für 
Bürger*innenbeteiligung.

• Fragestunde erweitern: 
Wir wollen die Gemeindeordnung dahingehend 
ergänzen, dass in Gemeindevertretungssit-
zungen auch Fragen für Gemeindemitglieder 
zu Themen, die nicht auf der Tagesordnung 
stehen, möglich sind.

• Beschwerdemöglichkeit beim Landesver-
waltungsgericht: 
Wir möchten die Möglichkeit der Aufsichtsbe-
schwerde gegen Organe der Gemeinde stärken. 
Anders als bisher braucht es Rechtsmittel 
gegen Entscheidungen der Aufsichtsbehörde, 
sodass eine Beschwerde beim Landesverwal-
tungsgericht möglich ist. 

• Öffentlichkeit & Transparenz stärken: 
Öffentlichkeit ist die Grundvoraussetzung dafür, 
dass politisches Handeln wahrnehmbar wird. 
Die digitale Abrufbarkeit von Protokollen und 
Tagesordnungen sowie öffentliche Budgets 
wollen wir in der Gemeindeordnung für alle 
Gemeinden verpflichtend verankern.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Offener Haushalt: 
Alle Salzburger Gemeinden sollen ihre Budgets 
im Rahmen der Open Data Plattform „offener 
Haushalt“ offenlegen, um so für Transparenz 
und Vergleichbarkeit zu sorgen. 

• Gemeindezeitung ist keine Bürgermeis-
ter*innenzeitung: 
Leider werden Gemeindezeitungen manchmal 
als “Bürgermeister*innen-Zeitung” missver-
standen. Gemeindezeitungen sollen über die 
Aktivitäten der Gemeinde informieren, dazu 
zählen auch die Gemeindevertreter*innen und 
Fraktionen, die dort ihre Anliegen und Initia-
tiven präsentieren sollen.  

• Mitgestaltung ermöglichen: 
Bürger*innenbeteiligung schafft Identifikation 
und Zufriedenheit mit dem gesamten Umfeld. 
Ob bei Verkehrskonzepten, Freiraumge-
staltung, Angeboten für Sport und Freizeit, die 
Bürger*innen sollen mitbestimmen können.

• Gemeinsam schaffen wir mehr: 
Gemeindeübergreifende Projekte wie z.B. 
Recyclinghöfe, Sportanlagen und (Mikro-)
Buslinien vermindern die Belastung von 
Gemeindebudgets und schaffen attraktive 
Angebote für alle Bürger*innen.

• GAF-Richtlinien reformieren: 
Wir wollen die Richtlinien des Salzburger 
Gemeindeausgleichsfonds (GAF) reformieren. 
Bei Projekten die aus GAF-Mitteln gefördert 
werden, sollen die Kriterien für eine nachhaltige 
öffentliche Beschaffung vollumfänglich 
angewendet werden. 

• Ortskerne und Stadtteile stärken: 
Menschenleere Ortskerne, verwaiste Stadt-
teile, immer mehr Nahversorger und regionale 
Geschäfte schließen. Shopping-Center und 
Onlinehandel machen den kleinen Unter-
nehmen in den Ortskernen das wirtschaft-
liche Überleben schwer. Gemeinden sollen hier 
regionale Angebote fördern und wenn möglich 
Verkaufsflächen zur Verfügung stellen. 

• Landflucht stoppen: 
Vor allem junge Menschen ziehen von den 
kleinen Orten in die Städte. Häufig kehren diese 
nach Studium/Ausbildung nicht mehr in ihre 
Herkunftsorte zurück. Diesem Trend kann man 
nur entgegenwirken, wenn Landgemeinden 
eine umfassende Infrastruktur mit attraktiver 
Kinderbetreuung, Grundschulen und eine gute 
Anbindung an den öffentlichen Verkehr bieten 
können.

4 5



Wir treten dafür ein, dass ob auf dem Land oder 
in der Stadt für alle Menschen das Grundrecht 
auf Wohnen gilt – unabhängig vom Kontostand 
und der Lebenslage. Unter GRÜNER Regie-
rungsbeteiligungen konnten erste Maßnahmen 
gesetzt werden, wie die Leerstands- und Zweit-
wohnsitzabgabe und ein neues Grundverkehrs-
gesetz. Es hat sich aber auch gezeigt, dass es 
noch sehr viel zu tun gibt, um Wohnen wieder 
für alle leistbar zu machen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass das Grundrecht Wohnen geschützt 
wird. Dafür ist es notwendig, das knappe Gut 
nicht dem Markt zu überlassen, sondern als 
Politik steuernd einzugreifen. Dem gemeinnüt-
zigen Wohnbau kommt hier eine bedeutende 
Rolle zu, da er preisdämpfend wirkt. Die Richt-
schnur in allen Bereichen des Neubaus und 
der Sanierung ist für uns Qualität - das betrifft 
Energieeffizienz ebenso wie nachhaltige, 
umweltfreundliche Baustoffe, umfassende 
Barrierefreiheit und eine gute Mobilitätsan-
bindung.

W O H N E N  D A R F  K E I N  L U X U S  S E I N

Salzburg ist unglaublich reich an Lebensqua-
lität. Die wunderschöne Landschaft und das 
vielfältige Angebot an sportlichen, kulturellen 
Angeboten führen dazu, dass viele Menschen 
in Salzburg leben und arbeiten wollen. Doch 
Wohnraum ist knapp und inzwischen für viele 
Menschen nicht mehr leistbar. Wohnen ist ein 
menschliches Grundbedürfnis, zugleich sind 
Wohnungen am Immobilienmarkt eine rentable 
Kapitalanlage: Es konkurrieren am Wohnungs-
markt Menschen, die ausschließlich ein Dach 
über dem Kopf wollen, mit Investor*innen. 
Immer mehr Wohnungen werden nicht in erster 
Linie für die Eigennutzung, sondern schon von 
vornherein als Wertanlage gebaut. Der Trend 
zum „Betongold“ sowie die Spekulation mit 
Grund und Boden machen Wohnen zunehmend 
unleistbar. Zuletzt treibt auch die allgemeine 
Teuerung die in Salzburg ohnehin bereits sehr 
hohen Wohnkosten in die Höhe.
 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Schluss mit Spekulation: 
Eine bedeutende Ursache für die Preisstei-
gerung bei Grund und Boden lautet: Speku-
lation. Damit wird Bauland immer teurer, 
leistbarer Wohnraum entsteht dadurch nicht. 
Die Raumordnung dank Grüner Regierungs-
beteiligung Instrumente bereit, um Bauland zu 
mobilisieren. Diese Instrumente gehören konse-
quent genutzt. Baulandsicherungsmodelle sind 
wichtige Instrumente zur Schaffung von leist-
barem Wohnraum. Aktive Bodenpolitik ist ein 
wesentlicher Baustein, um leistbares Wohnen 
sicherzustellen. 

• Wohnen für alle Generationen: 
Die meisten Menschen möchten auch im Alter 
und bei Pflegebedarf so lange wie möglich 
in ihrer Wohnung leben, d.h. im gewohnten 
Umfeld bleiben. Dabei spielen auch die sozialen 
Kontakte eine große Rolle. Wir fördern gemein-
schaftliches Wohnen ebenso wie betreute 
Wohnmöglichkeiten, die der Einsamkeit, unter 
der viele ältere Menschen leiden, entgegen-
wirken und dem Bedürfnis nach sozialen 
Kontakten nachkommen. Spezielle Angebote 
sollen vor allem Senior*innen beim Umzug 
unterstützen.  

• Zusammen ist man weniger allein: 
Egal ob Generationenwohnen oder gemein-
schaftliches Wohnen von Alleinerziehenden: 
Wir unterstützen Gemeinschaftswohnprojekte, 
generationenübergreifendes Co-Housing und 
alternative Wohnformen und wollen in Salzburg 
vermehrt Bau- und Wohngruppen ermöglichen. 

• Günstiges studentisches Wohnen: 
Das Angebot an leistbarem Wohnraum 
entscheidet immer öfter über die Wahl des 
Ausbildungs- und Studienortes. Wir setzen 

uns daher für eine Reform der Wohnheim-
förderung des Landes ein. Gewinnorientierte 
Projektbetreiber sollen gesetzlich von der 
Förderung ausgeschlossen werden. Die Förder-
richtlinien sind transparent zu machen und zu 
veröffentlichen. Zudem setzen wir uns für eine 
Ausweitung der Sanierungsförderung ein. Für 
geförderte Schüler*innen-, Lehrlings- oder 
Studierendenheime sind monatliche Mietober-
grenzen festzulegen, die nicht überschritten 
werden dürfen.  

• Mehr grüne Akzente im Wohnbau: 
Im Kampf gegen die Klimakrise setzen wir auf 
Fassaden- sowie Dachbegrünungen und wollen 
dazu auch finanzielle Anreize schaffen und die 
Beratungsangebote ausbauen. Der Bau mit 
nachhaltigen Baumaterialen wie z.B. Holz soll 
forciert werden.

• Wir starten eine Klima-Sanierungsoffensive 
bei Gebäuden: 
Es ist an der Zeit, dass alle Neubauten und 
Sanierungen klimaneutral erfolgen. Wir 
erhöhen die Sanierungsquote im Bundesland 
auf mindestens fünf Prozent jährlich und 
forcieren Sanierungen mit nachhaltigen und 
recyclingfähigen Dämmstoffen – daran koppeln 
wir die Umstellung auf erneuerbare Energiever-
sorgung und fördern die Energieeffizienz. 

• Zugang zu Wohnbeihilfe erleichtern: 
Die enormen Preiserhöhungen belasten fast 
alle Salzburger:innen, besonders aber jene mit 
geringen Einkommen. Deshalb ist es notwendig, 
die Salzburger Wohnbeihilfe massiv zu erhöhen 
und den Kreis der Anspruchsberechtigten 
deutlich auszuweiten. 
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• Wohnungslosigkeit beenden: 
Im Jahr 2021 waren 1.130 Menschen in Salzburg 
wohnungs- oder obdachlos. Wir bekennen 
uns zum Ziel der EU, Wohnungslosigkeit bis 
2030 zu beenden. Wir werden eine flächen-
deckende Delogierungsprävention umsetzen, 
schaffen ausreichend Übergangswohnungen, 
fördern Housing-First-Programme als Alter-
native zu traditionellen Notunterkünften und 
stellen leere, gemeinnützige Wohnungen zur 
Verfügung. 

• Leerstand bekämpfen: 
Wir wollen den Blindflug beim Leerstand in 
unserem Bundesland beenden, indem wir die 
Leerstände im gesamten Bundesland systema-
tisch erheben und engagierte Initiativen setzen, 
um leerstehende Immobilien auf den Markt 
zu bringen. Die 2022 eingeführte Leerstands-
abgabe betrachten wir als ersten wichtigen 
Schritt, allerdings sind die Abgaben zu gering, 
um tatsächlich Wohnraum zu mobilisieren. Wir 
setzen uns für eine Leerstandsabgabe in Höhe 
der jährlichen Wertsteigerung ein und drängen 
auf eine Verländerung des Volkswohnungs-
wesens, um das zu ermöglichen. 

• Landesweiten Kautionsfonds schaffen: 
Oft scheitert ein Umzug in eine neue Wohnung 
an der erforderlichen Kaution, die die Vermie-
ter*innen beim Einzug verlangen. Nach 
Vorbild der Stadt Salzburg wollen wir einen 
landesweiten Kautionsfonds einführen, der 
Mieter*innen mit kostenlosen Darlehen bei der 
Aufbringung der Kaution unterstützt. 

• Gemeinnützigen Wohnbau stärken: 
Mit 46 Prozent hat Salzburg im Bundesländer-
vergleich einen niedrigen Anteil an geförderten 
Wohnungen. Unser Ziel ist es, den geförderten 
Wohnbau zu stärken und dabei die Mittel auf 
den mehrgeschossigen, verdichteten, ökolo-
gischen, barrierefreien Wohnbau zu konzen-
trieren. Wir wollen das Wohnbauvolumen für 

gemeinnützige Wohnungen jährlich nachhaltig 
steigern, bei der Sanierungsrate setzen wir 
uns das jährliche Ziel von fünf Prozent. Die 
Wohnbauförderung soll stärker am Bedarf 
orientiert sein, der Schwerpunkt auf Mietwoh-
nungen liegen. 

• Eigentum ermöglichen mit Mietkauf-
Modell: 
Mietkauf ist gerade für Jungfamilien ein geeig-
netes Modell, Eigentum zu erwerben. Daher 
wollen wir dieses in Zukunft stärken und die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen verbessern. 

• Geldsparen beim Heizen: 
Wir setzen hohe Energiestandards im Neubau, 
starten eine Sanierungsoffensive, deren Kosten 
nicht auf Mieter*innen abgewälzt werden und 
setzen ein Maßnahmenpaket gegen Energie-
armut um. 

• Autofreies Wohnen ermöglichen: 
Alle brauchen Platz zum Wohnen, aber nicht 
jede Wohnung braucht einen KFZ-Stellplatz. 
Durch eine bessere Anbindung von Wohnsied-
lungen an den öffentlichen Verkehr, den Ausbau 
von Carsharing-Angeboten, selbstfahrenden 
Bussen und mehr Platz zum Zu-Fuß-Gehen 
ermöglichen wir es, unabhängig vom Auto zu 
wohnen. Bei der Planung von neuen Wohnsied-
lungen soll das Konzept der „kurzen Wege“ 
gestärkt werden und öffentliche Infrastruktur 
wie Kindergärten, Schulen, Jugend- & Familien-
zentren, Kultureinrichtungen, Grünflächen und 
Parks mitgedacht werden. Den bisher verpflich-
tenden Stellplatzschlüssel von zwei Parkplätzen 
pro Wohneinheit wollen wir abschaffen. 

• Bäume und Grünflächen als Hitzeschutz:
Unsere Städte und Siedlungsräume werden 
besonders unter den Folgen der Klimakrise 
leiden. Hitzetage und Tropennächte werden uns 
Menschen in Zukunft immer mehr abverlangen, 
besonders gefährdet sind ältere Menschen. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

Grünräume und Wasserwege versorgen den 
Siedlungsraum mit Schatten und kühler Luft. 
Besonders Bäume sind als natürliche Schatten-
spender in den heißer werdenden Sommer-
monaten für die Lebensqualität in Städten 
unentbehrlich geworden. Wir setzen uns daher 
für einen stärkeren Baumschutz und mehr 
Baumpflanzungen in Städten und Gemeinden 
ein. 

• Wohnbauförderung zukunftsfit machen: 
Bei der Wohnbauförderung muss der sparsame 
Umgang mit Grund und Boden ebenso in 
den Vordergrund rücken wie die Vermeidung 
jeglicher Verschwendung, sei es Grünland, 
Rohmaterialien oder Zeit. Das heißt: Ausbau 
und Sanierung bestehender Objekte bevor-
zugen, sparsamen Energieverbrauch belohnen. 
Einen Verkauf von geförderten Mietwohnungen 
lehnen wir ab. Eine Mobilitätsberatung vor Kauf 
oder Errichtung von Eigentumsobjekten wird 
helfen, zukünftige Mobilitätskosten rechtzeitig 
abschätzen zu können.

• Keine Errichtungsförderung mehr für Einfa-
milienhäuser: 
Wer neu bauen möchte, sucht sich mindestens 
zwei Partner. Förderungen gibt es nur mehr für 
Reihenhäuser ab drei Einheiten.

• Ausbauförderung für Bestandsbauten: 
Anbau, Aufstockung oder Dachbodenausbau 
bei bestehenden Häusern in Verbindung mit 
energetischer Sanierung werden mit höheren 
Fördersätzen pro Quadratmeter unterstützt als 
die Neuerrichtung.

• Nur mehr Miete im Baurecht: 
Auf Baurechtsgründen gibt es nur mehr Förde-
rungen für die Errichtung von Mietwohnungen. 
Eigentum im Baurecht ist eine Systemstörung 
und verlagert viele Probleme in die Zukunft. 

• Kleinst- und Startwohnungen direkt 

errichten: 
Kleinstwohnungen und Startwohnungen 
werden vom Land direkt errichtet, wenn die 
gemeinnützigen Wohnbauträger dazu nicht in 
der Lage sind.

• MORECO-Siedlungsrechner: 
MORECO-Berechnung obligatorisch in die 
Förderungsberatung aufnehmen. Zur Unter-
stützung einer aktiven Bodenpolitik werden 
kostenfreie Kurse für Gemeinderatsmitglieder 
angeboten, damit allen die Möglichkeiten von 
Raumordnungsverträgen bekannt werden 
die aus GAF-Mitteln gefördert werden, sollen 
die Kriterien für eine nachhaltige öffentliche 
Beschaffung vollumfänglich angewendet 
werden. 

• Ortskerne und Stadtteile stärken: 
Menschenleere Ortskerne, verwaiste Stadt-
teile, immer mehr Nahversorger und regionale 
Geschäfte schließen. Shopping-Center und 
Onlinehandel machen den kleinen Unter-
nehmen in den Ortskernen das wirtschaft-
liche Überleben schwer. Gemeinden sollen hier 
regionale Angebote fördern und wenn möglich 
Verkaufsflächen zur Verfügung stellen. 

• Landflucht stoppen: 
Vor allem junge Menschen ziehen von den 
kleinen Orten in die Städte. Häufig kehren diese 
nach Studium/Ausbildung nicht mehr in ihre 
Herkunftsorte zurück. Diesem Trend kann man 
nur entgegenwirken, wenn Landgemeinden 
eine umfassende Infrastruktur mit attraktiver 
Kinderbetreuung, Grundschulen und eine gute 
Anbindung an den öffentlichen Verkehr bieten 
können.
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Mit unserem GRÜNEN-Miteinanderplan 
wollen wir allen Menschen, die in Salzburg 
leben, die Sicherheit geben, dass sie sich 
auf die soziale Daseinsvorsorge in unserem 
Bundesland verlassen können. Denn Salzburg 
hält zusammen! Niemand soll durch die Verän-
derungen, die wir in unserer Zeit erleben, 
abgehängt werden. Um das zu verhindern, 
werden wir Rahmenbedingungen schaffen, die 
es allen Menschen ermöglichen, den Wandel 
mitzugehen und in den Genuss des Fortschritts 
zu kommen – und verlässliche, soziale Siche-
rungsnetze für jene Menschen einziehen, die 
Unterstützung benötigen 

S A L Z B U R G  H Ä LT  Z U S A M M E N :  D E R 
G R Ü N E  M I T E I N A N D E R P L A N

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

A N T I - T E U E R U N G :  E N E R G I E  U N D 
W O H N E N  M U S S  L E I S T B A R  S E I N

Die aktuelle Teuerungskrise hat ihre Ursachen 
in einem Wirtschaftssystem, das sich über viele 
Jahrzehnte mit Haut und Haaren den scheinbar 
billigen Energieträgern Öl und Gas ausge-
liefert hat. Doch die billigen Rohstoffe von einst 
sind teuer geworden, heute treiben die hohen 
Kosten fossiler Energie die Preise in nahezu 
allen Bereichen nach oben. 
Genau deshalb braucht es die Energiewende! 
Denn kurzfristig lassen sich die Teuerungen 
durch Zuschüsse der öffentlichen Hand 
abfedern, langfristig müssen wir aus der 
Abhängigkeitsfalle raus. Wenn wir uns die 
Energie im eigenen Land selbst machen - aus 
Sonne, Wind und Wasser – dann nutzen wir den 
besten Hebel, den wir haben! Denn langfristig 
ist die Energiewende, der Umstieg auf Erneu-
erbare Energien, der einzige, aber auch beste 
Schlüssel zu einer unabhängigen, sicheren und 
preislich stabilen Energieversorgung.
Die aktuell steigenden Preise treffen auch 
die Salzburgerinnen und Salzburger stark. 
Während die Teuerung für viele Menschen zwar 
den einen oder anderen Verzicht notwendig 
macht, trifft sie jene Menschen, die bisher 
schon armutsgefährdet waren, mit voller Härte. 
Laut Caritas überlegt aktuell jede*r Zweite, wie 
genau sie*er den wöchentlichen Lebensmittel-
Einkauf bestreiten soll. Um dieser Teuerung 
entgegenzusteuern, braucht es kurz-, mittel- 
und langfristige Maßnahmen.

In der Landesregierung haben wir laufend 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Teuerung 
gesetzt und mit vielen finanziellen Unterstüt-
zungen dort geholfen, wo es am notwendigsten 
ist. So haben wir einen Notfallfonds des Landes 
bereitgestellt und den Heizkostenzuschuss 
mehrfach von anfangs 180 Euro auf nunmehr 
600 Euro mehr als verdreifacht. 
Auch der Bund hat hier rasch geholfen, durch 
Unterstützungen gegen die Energiearmut, die 
Strompreisbremse, eine Sonderfamilienbei-
hilfe, den Klimabonus, die Abschaffung der 
kalten Progression, sowie die Valorisierung der 
Familien- und Sozialleistungen um nur einige zu 
nennen.
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D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Ausstieg aus besonders teuren Heizformen:
Privatpersonen, die ihre teuren Heizungsrech-
nungen zum Beispiel bei Nachtstromspeicher, 
Stromheizungen nicht mehr bezahlen können, 
müssen beim Umstieg auf kostengünstigere 
Heizformen unterstützt werden. Sei es mit 
kostenlosen Energieberatungen oder auch mit 
Extra-Förderungen. 

• Heizkostenzuschuss dauerhaft erhöhen: 
Wir GRÜNE haben es geschafft, den Heizkos-
tenzuschuss von 180 (2022) auf 600 Euro 
(2023) anzuheben und damit mehr als zu 
verdreifachen. Gleichzeitig können erstmals 
mehr Salzburgerinnen und Salzburger um 
diesen Zuschuss ansuchen. Das hilft allen, die 
die Teuerung am meisten trifft. Wir wollen 
diese Erhöhung und Ausweitung dauerhaft 
verankern. 

• Schaffung eines Kautionsfonds: 
Nach dem Vorbild der Stadt Salzburg schaffen 
wir einen landesweiten Kautionsfonds. Damit 
sollen Menschen mittels zinslosem Darlehen 
dabei unterstützt werden, die Wohnungs-
kaution zu bezahlen. 

• Wohnungslosigkeit beenden: 
Im Jahr 2021 waren 1.130 Menschen in Salzburg 
wohnungs- oder obdachlos. Wir bekennen 
uns zum Ziel der EU, Wohnungslosigkeit bis 
2030 zu beenden. Wir werden eine flächen-
deckende Delogierungsprävention umsetzen, 
schaffen ausreichend Übergangswohnungen, 
fördern Housing-First-Programme als Alter-
native zu traditionellen Notunterkünften und 
stellen leere, gemeinnützige Wohnungen zur 
Verfügung. 

• Notfallhilfen ausbauen: 
Alle Menschen in finanziellen Notlagen sollen 
auch weiterhin rasch und unbürokratisch Hilfe 
bekommen. Daher setzen wir GRÜNE uns dafür 
ein, dass die Landeshilfe und der Notfallfonds, 
der einmalig bis 5.000 Euro Unterstützung 
möglich macht, aufgestockt werden. Wir dürfen 
niemanden zurücklassen in unserem Land. 

• Unterstützung dort, wo sie am notwen-
digsten ist:  
Wir setzen uns dafür ein, dass der Unterstüt-
zungsfonds des Landes Salzburg dauerhaft 
weiterdotiert wird. Damit haben Salzburge-
rinnen und Salzburg in finanziellen Notlagen die 
Möglichkeit, rasch und unbürokratisch Unter-
stützung zu erhalten. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Höchstzulässigen Wohnaufwand erhöhen:
Das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz der früheren 
türkis-blauen Regierung hat Verschlechte-
rungen gebracht, die nicht vollständig vom 
Land abgewendet werden konnten. Wir wollen 
uns gegenüber der Bundesregierung weiterhin 
für eine Verbesserung dieses Gesetzes 
einsetzen und gleichzeitig die Spielräume, die 
auf Landesebene bestehen, nutzen. Vor allem 
wollen wir eine Verbesserung für einkommens-
schwache Haushalte bei der Unterstützung für 
Miete und Betriebskosten erreichen. Vor allem 
soll die Anrechnung der Wohnbeihilfen aus der 
Wohnbauförderung als Einkommen entfallen. 
Gleichzeitig werden wir in Salzburg den 
höchstzulässigen Wohnungsaufwand erhöhen, 
damit von Armut betroffene Menschen sich 
das Wohnen in unserem Bundesland leisten 
können. Diese Sozialleistung für die Wohnung 
soll zukünftig auch jährlich valorisiert werden, 
da auch die Miet- und Betriebskosten jährlich 
ansteigen.
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• Salzburg AG muss überhöhte Preise zurück-
zahlen: 
Durch ein Urteil des Handelsgerichts Wien 
zu den Strompreiserhöhungen des Verbund 
Konzerns, sowie durch ein Gutachten der Arbei-
terkammer, liegt die Vermutung nahe, dass auch 
die Salzburg AG unrechtmäßige Energiepreiser-
höhungen vorgenommen hat. Sollte sich dieser 
Verdacht bestätigen, dann muss die Salzburg 
AG die erhöhten Preise schnellstmöglich an ihre 
Kund*innen zurückzahlen. Gleichzeitig fordern 
wir transparente und nachvollziehbare Preisin-
formationen von unserem Energieversorger.



S O L I D A R I T Ä T  S T A T T  E L L E N B O G E N : 
W I R  L A S S E N  N I E M A N D E N  I M  S T I C H 

Die Würde aller Menschen und das solidarische 
Miteinander stehen im Mittelpunkt unserer 
Sozialpolitik. Soziale Leistungen verstehen wir 
nicht als Almosen, sondern als Rückgrat einer 
lebendigen und sicheren Gesellschaft. Jede 
Salzburgerin, jeder Salzburger soll sich von 
Geburt an sicher sein, von einem solidarischen 
Netz aufgefangen zu werden, sollte sie oder er 
in eine Notlage geraten.
Es ist die Aufgabe verantwortungsvoller 
Politik, dafür ausreichend finanzielle Mittel 
zur Verfügung zu stellen und diese Angebote 
zu schaffen. Ohne die Leistungen und das 
Engagement vieler NGOS und gemeinnüt-
ziger Vereine würde die soziale Versorgung in 
Salzburg nicht funktionieren.
Neben der Bekämpfung der Teuerung muss die 
Armutsbekämpfung in allen anderen Lebens-
bereichen mit Nachdruck fortgesetzt werden. 
In der vergangenen Legislaturperiode ist hier 
vieles gelungen: 
Die Sozialunterstützung für Kinder konnte 
angehoben werden, bei Mindestpensio-
nist*innen werden die Sonderzahlungen nicht 
mehr von der Sozialunterstützung abgezogen, 
die Wohnbeihilfe wurde angehoben, der Kreis 
der Anspruchsberechtigten wurde ausgeweitet.
Für die kommende Legislaturperiode richten 
wir unseren Fokus vor allem auf die Prävention 
der Kinderarmut. Wir wollen einen Salzburger 
Aktionsplan gegen Kinderarmut umsetzen.  

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Salzburger Aktionsplan gegen 
Kinderarmut:
In Salzburg waren im April 2022 rund 23.000 
Kinder und Jugendliche von Armut betroffen. 
Gleichzeitig beziehen nur 2.000 Kinder finan-
zielle Unterstützung nach dem Sozialunter-
stützungsgesetz (SUG). Deshalb setzen wir 
GRÜNE uns für die Umsetzung eines Salzburger 
Aktionsplans gegen Kinderarmut ein.

• Pilotprojekt Kindergrundsicherung: 
Wir wollen ein Pilotprojekt zur Kindergrundsi-
cherung in Salzburg umsetzen.

• Kostenloser Zugang zu Bildung, Kultur und 
Sport: 
Alle Kinder aus armutsgefährdeten Familien 
sollen kostenlosen Zugang zu Bildung, Kultur 
und Sport bekommen.

• Kinder- und Jugendhilfe stärken: 
Wir bauen sozialpädagogische Einrichtungen 
für Kinder und Jugendliche sowie mobile Hilfe-
angebote aus. Auch Unterstützungsangebote 
für Pflegeeltern werden wir weiterentwickeln 
und verbessern.

• Ausbau der Schulsozialarbeit: 
Die psychosoziale Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen muss ausgeweitet werden.

• Kostenlose Diagnostik und Behandlung von 
Lernstörungen: 
Die kostenlose Diagnostik und Behandlung 
von Lernstörungen muss dringend ausgebaut 
werden, da diese unbehandelt über die ganze 
Lebensspanne negativen Einfluss haben.

• Jugendämter personell besser ausstatten:
Jugendämter sollen personell besser ausge-
stattet werden. 

• Betreutes Wohnen für junge Mütter: 
Individuell angepasste Angebote von betreutem 
Wohnen für unterstützungsbedürftige junge 
Mütter.

• (Wieder-) Einstieg in den Arbeitsmarkt: 
Es braucht eine finanzielle Absicherung für 
Maßnahmen für (Wieder-) Einstieg in Arbeits-
markt für Menschen über 50, langzeitarbeitslose 
sowie junge Menschen ohne Schulabschluss/
Ausbildung, Menschen mit Behinderungen und 
gesundheitlichen Problemen

• Zugang zu sozialökonomischen Betrieben 
erleichtern: 
Die Voraussetzungen für eine Anstellung in 
einem sozialökonomischen Betrieb sind oft 
hoch. Viele Menschen, denen der Weg zum 
ersten Arbeitsmarkt versperrt ist, können 
so wieder in eine geregelte Erwerbsarbeit 
einsteigen. Hier braucht es einen niederschwel-
ligen Zugang, vor allem in Bezug auf Sprach-
niveau und Arbeitszeiten.  Und es müssen neue 
angepasste Angebote geschaffen werden,  die 
das individuelle Leistungsniveau der Teilneh-
mer*innen bestmöglich berücksichtigen.

• Öffi-Sozialticket: 
Wir fordern ein kostengünstiges landesweites 
Sozialticket für armutsgefährdete Menschen 
nach dem Vorbild der Stadt Salzburg.

• Reform der Sozialunterstützung: 
Wir stehen zum österreichischen Sozialstaat 
und setzen uns daher weiterhin für eine Reform 
und damit Verbesserung der Sozialunter-
stützung (früher Mindestsicherung) ein. Wir 
brauchen ein fest geknüpftes soziales Netz, 
das alle armutsbetroffenen Menschen hält. Das 
jetzige System ist lückenhaft und lässt viele 
Menschen im Stich. 

5 5



I N K L U S I O N ,  S E L B S T B E S T I M M U N G 
&  T E I L H A B E

Inklusion und Solidarität sind wesentliche 
Prinzipien unserer GRÜNEN Politik. Wir wollen 
Menschen bestärken und ermächtigen, selbst-
bestimmt entscheiden und leben zu können. 
Dazu braucht es barrierefreie, niederschwellige 
Infrastrukturen und Angebote und den recht-
lichen Anspruch auf Unterstützungsleistungen.
Unsere GRÜNE Inklusionspolitik orientiert sich 
an den Forderungen der UN-Behinderten-
rechtskonvention leiten, der Landesaktionsplan 
“MIT-einander” ist unser Leitbild.
In den letzten 10 Jahren wurde viel erreicht: 
Der barrierefreie Landtag wurde Wirklichkeit, 
es gibt immer mehr Informationen in Leichter 
Sprache, der Landes-Inklusionsbeirat tagt 
regelmäßig, die Persönliche Assistenz wurde 
in den Regelbetrieb übernommen, im ganzen 
Land sind eine Vielzahl an Wohn-, Betreuungs- 
und Arbeitseinrichtungen entstanden. Und es 
gibt noch viel zu tun. Unser Ziel ist die volle 
Inklusion und Teilhabe.

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Inklusive Bildung: 
Wir GRÜNE setzen uns für den gleichberech-
tigten und inklusiven (Aus-)Bildungszugang für 
Kinder und Erwachsene mit und ohne Behin-
derungen ein. Inklusion vor Segregation ist 
unsere Prämisse von der Krabbelgruppe bis 
zur Universität. Daher fordern wir den flächen-
deckenden Ausbau der Schulassistenz für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen. 
In Schulen müssen Unterrichtshilfsmittel wie 
zB Braille-Schrift-Tastaturen zur Verfügung 
gestellt werden. Inklusive Bildung heißt für uns 
GRÜNE, dass nicht nur Schüler*innen mit Behin-
derungen alle Bildungseinrichtungen besuchen 
können, sondern auch Pädagog*innen, Assis-
tent*innen und andere Mitarbeitende mit 
Behinderungen in diesen tätig sind. Außerdem 
setzen wir uns für das Recht auf ein elftes und 
zwölftes Schuljahr für Jugendliche mit Behin-
derungen ein.

• Inklusives Wohnen und barrierefreies 
Bauen: 
Um selbstbestimmtes Wohnen und echte 
Wahlfreiheit zu ermöglichen, braucht es für 
den jeweiligen Unterstützungsbedarf ein 
abgestuftes Angebot. Den Weg der De-Insti-
tutionalisierung wollen wir konsequent weiter-
gehen. 

• Beratung für barrierefreies Bauen: 
Barrierefreies Bauen muss Standard im geför-
derten Wohnbau sein. Daher setzen wir uns 
dafür ein, dass das Land eine Beratung für 
barrierefreies Bauen anbietet.

• Umfassende Barrierefreiheit im öffentlichen 
Raum: 
Wir fordern umfassende Barrierefreiheit im 
öffentlichen Raum ein. Das umfasst auch ausrei-

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

chend Parkplätze für Menschen mit Mobilitäts-
einschränkungen, barrierefreier öffentlicher 
Verkehr, eine ausreichende Anzahl an barri-
erefreien öffentlichen WCs, abgeschrägte 
Gehsteige uvm.

• Selbstbestimmtes Leben: 
Seit 2016 gibt es in Salzburg die Möglichkeit 
der Unterstützung durch Persönliche Assis-
tent*innen. Inzwischen leben rund 50 Salzbur-
ger*innen mit persönlicher Assistenz. Geschätzt 
wird, dass der Bedarf um ein Zehnfaches größer 
ist. Daher setzen wir uns für einen weiteren 
Ausbau und die Ausweitung des Angebots 
auf alle Altersgruppen und für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und psychischen Behin-
derungen ein. Um den Bedarf an Persönlichen 
Assistent*innen zu decken, muss auch das 
Berufsbild der Persönlichen Assistenz bekannt 
gemacht werden. Assistenzsuchende brauchen 
Unterstützung bei der Personalsuche und 
Auswahl.

• Unabhängige Selbstvertreter*innen für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten: 
Wir setzen uns für eine unabhängige Selbst-
vertreter*innen-Organisation für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten ein, damit auch diese 
Zielgruppe ihre Interessen besser vertreten 
kann. 

• Inklusives Arbeiten: 
Für Menschen mit Behinderungen braucht es 
passgenaue Beschäftigungs- und Arbeitsmög-
lichkeiten. Das Ziel ist dabei stets der erste 
Arbeitsmarkt. Wir engagieren uns auch dafür, 
dass das Vorarlberger Modell “Spagat” auch 
in Salzburg eingeführt wird, mit dem auch 
Menschen mit schweren Behinderungen beruf-
liche Möglichkeiten erhalten.

• Lohn statt Taschengeld: 
Für Arbeitsverhältnisse in Werkstätten fordern 
wir „Lohn statt Taschengeld“. Wir wollen das 
„Persönliche Budget“ für mehr Menschen 
zugänglich machen. Konkret wird Menschen 
mit Behinderungen Geld zur Verfügung 
gestellt, mit dem sie selbstbestimmt Persön-
liche Assistenz oder andere Dienstleistungen 
bezahlen können.

• Inklusive Freizeit: 
Das Angebot der Persönlichen Assistenz soll 
um das Angebot der Freizeitassistenz erweitert 
werden. Gleichzeitig wollen wir Freizeit-Vereine 
motivieren und ermutigen, ihre Angebote barri-
erefrei zu gestalten und Menschen mit Behin-
derungen als aktive Mitglieder aufzunehmen.

• Angebot für Sexualassistenz schaffen: 
Menschen mit Behinderung, aber auch 
Menschen im höheren Alter - haben sexuelle 
Bedürfnisse und ein Recht auf Intimsphäre. Wir 
fordern die Etablierung eines Angebots der 
Sexualassistenz in Salzburg. 

• Sonderförderprogramm für barrierefreie 
Tourismusangebote: 
Wir GRÜNE setzen uns für ein Sonderförder-
programm für barrierefreie Tourismusangebote 
und für kostenlose Öffi-Nutzung von Menschen 
mit Behinderungen, die über kein eigenes 
Einkommen verfügen.

• Digitale Inklusionslandkarte: 
Wir treiben das Projekt „Digitale Inklusions-
landkarte“ für Salzburg voran. Diese App soll 
Menschen mit Behinderungen Auskunft über 
barrierefreie Plätze und Lokale, Blindenleitsys-
temen, Behinderten-WCs und andere „points of 
interests“ sowie barrierefreie Dienstleistungen 
geben. 
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G E S U N D H E I T  U N D  P F L E G E

Österreich liegt bei den Kosten seines Gesund-
heitssystems EU-weit auf Platz drei, bei der 
Anzahl der gesunden Lebensjahre liegen wir 
jedoch weit unter dem EU-Durchschnitt. Auch 
mit Blick auf die demographische Entwicklung 
haben wir hier einen massiven Handlungs-
bedarf. Wenn immer weniger Pflegemitar-
beiter*innen immer mehr Menschen pflegen 
müssen, führt das auch ohne Pandemie zu einer 
Krise des Versorgungs- und Pflegesystems.
Gleichzeitig fließt der Großteil der Gelder in 
die „Reparaturmedizin“, nur 2% in präventive 
Maßnahmen. Dazu kommen psychische Erkran-
kungen, von denen 40% der Bevölkerung 
zumindest einmal im Leben betroffen sind 
und die aktuell auf unzureichende Versorgung  
treffen: Fehlende Behandlungsplätze im 
niedergelassenen und stationären Bereich, 
monatelange Wartezeiten und hohe Behand-
lungskosten. Auch in unserem Bundesland 
spüren wir diese multiplen Krisen in Gesundheit 
und Pflege deutlich. Daher haben wir einen 
7-Punkt-Gesundheitsplan für Salzburg formu-
liert:

1) Eine integrierte Planung für Gesundheit 
und Pflege: 

Medizin und Pflege dürfen nicht mehr getrennt 
betrachtet werden, sondern als miteinander 
verschränkte Bereiche. Daher fordern wir eine 
integrierte Planung von Gesundheit und Pflege.

2) Stärkung des niedergelassenen Bereichs:

Der niedergelassene Bereich muss gestärkt 
werden, um die Spitäler zu entlasten. Es braucht 
wirksame Anreize, um den Trend weg vom 
öffentlichen Sektor hin zum Wahlärztesystem 
zu stoppen. Das heißt auch mehr Primärver-
sorgungseinrichtungen, mehr Beratungs- 
und Therapieangebote im niedergelassenen 
Bereich.

3) Prävention stärken und Gesundheitskom-
petenz ausbauen: 

Es braucht mehr Geld für breit angelegte 
Präventionsmaßnahmen. Beginnend im 
Elementarbildungsbereich soll die Gesund-
heitskompetenz der Salzburger Bevölkerung 
gestärkt werden. Wichtig ist ein Wissen über 
gesunde Verhaltensweisen und Risiken und das 
Deuten von Symptomen. 

4) Psychische Erkrankungen in den Fokus:

Psychische Erkrankungen müssen mehr 
Beachtung finden, das Wissen über psychische 
Erkrankungen, beginnend an den Schulen, 
muss ausgebaut werden. Die Behandlung muss 
für alle Salzburger*innen leistbar sein und es 
braucht ein größeres Angebot für die Rehabi-
litation.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

5) Ausbau von Digitalisierung und 
Technologie: 

Die aktuellen Regelungen zu Datenma-
nagement und -transfer verhindern in unserem 
mehrfach geteilten Versorgungssystem derzeit 
raschen Informationsfluss. Doppelgleisigkeiten 
und verzögerte Entscheidungen betreffen 
nicht nur die Behandlung einzelner, sondern 
auch das gesamte Gesundheitssystem. Auch 
die Möglichkeiten der Digitalisierung in der 
Versorgung von Menschen in den eigenen vier 
Wänden müssen verstärkt in den Fokus rücken. 

6) Sozialraumorientierung und aufsuchende 
Behandlung: 

Der aufsuchende Bereich muss weiter 
ausgebaut werden. Vorrang soll die Behandlung 
und Gesundung in den eigenen vier Wänden 
haben. Das trifft auf Menschen aller Alters-
gruppen und alle Gesundheitsfragen - Pallia-
tivversorgung, integrierten Versorgung für 
Kinder und Jugendliche mit psychischen 
Erkrankungen, Versorgung von Menschen mit 
schweren Demenzerkrankungen oder Behin-
derungen, denen ein Arztbesuch nicht möglich 
ist, … Sozialraumorientierung bedeutet, dass 
über die Einzelfallhilfe hinaus die Lebenswelten 
so gestaltet werden, dass Menschen auch 
in schwierigen Lebenslagen besser zurecht-
kommen. Wir GRÜNE wollen die Selbsthilfe-
kräfte der Menschen unterstützen und setzen 
uns daher dafür ein, Pilotprojekte zur Sozial-
raumorientierung zu entwickeln. Gleichzeitig 
fordern wir den Ausbau des Pilotprojekts des 
Bundes “Community Nurses”.
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7) Pflegestrategie 2030 und unabhängige 
Pflegeanwaltschaft: 

Die Herausforderungen in der Pflege sind, 
bedingt durch die Pandemiejahre und die 
demografischen Bedingungen, aktuell 
besonders hoch. Im Rahmen der beiden Pflege-
plattformen des Landes, sowie der Pflegereform 
des Bundes wurde viel Geld in die Entlastung 
des Pflegesystems investiert. Um die unter-
schiedlichen Maßnahmen gut zu koordinieren 
und gleichzeitig die Ziele nicht aus den Augen 
zu verlieren, fordern wir eine Pflegestrategie 
2030, die gemeinsam mit Expert*innen aus 
der Wissenschaft und Praxis erarbeitet werden 
soll und deren Umsetzung von einem Pflege-
beirat begleitet werden soll. Zusätzlich soll eine 
weisungsfreie Pflegeanwaltschaft etabliert 
werden. 



D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Zugang zum Gesundheitssystem für alle 
Salzburger*innen: 
Wir fordern, dass alle Menschen gleichen 
Zugang zu einer bedarfsorientierten und 
wohnortnahen Gesundheitsversorgung haben, 
auch im ländlichen Raum. Daher setzen wir 
GRÜNE uns für den Aufbau von Primärver-
sorgungszentren in allen Regionen, auch für 
Kinder und Jugendliche sowie die Besetzung 
von Kassenordinationen durch neue, attraktive 
Kassenverträge ein. 

• Gesundheitsförderung über die gesamte 
Lebenszeit: 
Wie wollen den Ausbau der Frühen Hilfen und 
suchtpräventive Angebote für Jugendliche, 
kostenlose Gesundheitsberatungen in allen 
Bezirken (Ernährung, Sucht, Bewegung etc.) 
und den Ausbau der Physiotherapiestellen 
auf Krankenschein. Bei allen Angeboten der 
Gesundheitsförderung sind die wissenschaft-
lichen Erkenntnisse der Gendermedizin zu 
beachten.

• Psychische Gesundheit für Kinder und 
Jugendliche: 
Wir GRÜNE setzen uns für die Stärkung der 
psychischen Gesundheit aller Salzburger*innen 
ein. Konkret fordern wir den Ausbau der 
Kinderseelenhilfe, eine flächendeckende Schul-
psychologische Betreuung, Suizidpräventions-
angebote für Schulen (zB. Projekt SUPRA) 
sowie den Ausbau des Angebotes „Verrückt, na 
und?“, um Jugendliche zum Thema Psychische 
Erkrankung zu sensibilisieren. Die stationäre 
Betreuung von Kindern und Jugendlichen soll 
bis zum Alter von 21 Jahren ausgeweitet werden. 
Im Rahmen der integrierten Versorgung 
behandeln Teams aus den Spitälern erkrankte 

Menschen vor Ort. Dieses Angebot soll auch 
psychisch erkrankten Kindern und Jugend-
lichen offenstehen.

• Die kostenlose Diagnostik und Behandlung 
von Lernstörungen: 
Diese muss dringend ausgebaut werden, da 
diese unbehandelt über die ganze Lebens-
spanne negativen Einfluss haben. 

• Pflegegesetz und Finanzierung der Senio-
renwohnhäuser: 
Um eine bestmögliche Pflege in unserem 
Bundesland sicherzustellen, muss der bereits 
gestartete partizipative Prozess rasch vorange-
trieben und ein neues Salzburger Pflegegesetz 
beschlossen werden. Es braucht Sicherheit für 
pflegebedürftige Menschen, ihre Angehörige 
und die Mitarbeiter*innen in der Pflege. Gleich-
zeitig muss ein neues Finanzierungskonzept für 
die Betreuung in den Seniorenwohnhäusern 
erarbeitet werden, das Antworten auf aktuellen, 
finanziellen Herausforderungen im Pflegebe-
reich liefert.

• Attraktivierung der Pflegeberufe: 
Seit vielen Jahren ist bekannt, dass wir auf eine 
Pflegekrise zu steuern. Die Pandemie hat die 
Lage noch mal verschärft, weil in der Pflege 
tätige Menschen extrem herausfordernden 
Situationen ausgesetzt waren. Viele haben sich 
vom Beruf abgewandt. Es gilt diesen sinnstif-
tenden Beruf wieder attraktiver zu machen. Es 
braucht eine Ausbildungsoffensive mit ausrei-
chend hohen Pflegestipendien. Der Zugang zu 
Pflegeberufen muss einfacher werden und das 
Angebot an berufsbegleitenden Ausbildungen 
ausgebaut werden. Die Qualität muss dabei 
immer oberste Prämisse sein. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege:
Eine zentrale Maßnahme gegen den Fachkräf-
temangel in der Pflege sind bessere Arbeits-
bedingungen. Daher setzen wir GRÜNE uns 
ein für: verlässliche Dienstpläne und Freizeit-
anspruch; altersgerechte Arbeitszeitmodelle, 
um insbesondere älteres Pflegepersonal 
halten können bzw. wieder zurückzugewinnen; 
Kinderbetreuung im Haus, Wohnmöglich-
keiten; Finanzierung spezieller Fortbildungen 
(z.B.Palliativausbildung, Validation); Ausbau 
der Angebote der betrieblichen Gesundheits-
vorsorge die Pflegepersonen (z.B. Entspan-
nungs- und Bewegungsangebote, Ruheräume, 
Physiotherapie und Bewegungsangebote, 
gesunde Ernährung, attraktive Fort- und 
Weiterbildung, ausreichend rückenschonende 
Hilfsmittel). 

• Mehr Unterstützung bei den Herausforde-
rungen in der Pflege: 
Ein Expert*innen-Pool soll den Pflegeein-
richtungen bei Krisen zeitnah zur Verfügung 
stehen und Unterstützung in herausfordernden 
Pflegesituationen bieten - Alkohol, Psychosen, 
Verhaltensauffälligkeiten bei schwerer Demenz, 
Aggression und Gewalt. Wir engagieren uns 
darüber hinaus für die Stärkung der geron-
topsychiatrischen Spezialabteilung in der 
Christian-Doppler-Klinik, sowie eine weitere 
Abteilung für die Bezirke Innergebirg.

• Übergangspflege-Einrichtung schaffen: 
Wir fordern die Schaffung einer Übergangs-
pflege-Einrichtung, die vor allem ältere 
Menschen nach einem Krankenhausaufenthalt 
wieder soweit rehabilitiert, dass diese wieder 
nach Hause entlassen werden können. Darüber 
hinaus soll eine aufsuchende Pflegeberatung 
für jeden Salzburger/jede Salzburgerin ab 80 
(Thema Barrierefreiheit, Sturzprophylaxe, etc.) 
eingerichtet werden.
 

• Ausbildungsoffensive in der Pflege – 
besserer Zugang zu bester Ausbildung: 
Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, 
braucht es einen Ausbau der Ausbildungsof-
fensive, mehr Ausbildungsangebote für Pflege-
assistenz und Pflegefachassistenz in Vollzeit, 
Teilzeit und berufsbegleitend in jeder Region 
des Landes sowie höhere Lehranstalten für 
Pflege und Ausbildungsklassen der Fachhoch-
schulen in allen Bezirken.
 
• Pflegende Angehörige rasch und spürbar 
entlasten: 
Pflegende Angehörige von älteren Menschen 
oder Menschen mit Behinderungen stehen 
unter hoher Dauerbelastung. Wir GRÜNE 
setzen uns ein für Demenzberatungsstellen, 
die in allen Bezirken Diagnostik, Beratung und 
nachgehende Betreuung zu Hause anbieten. 
Pflegenotdienste oder Erholungsurlaub für 
Angehörige sollen ausgebaut werden. Die 
Situation von pflegenden Kindern und Jugend-
lichen, sogenannte Young Carers, muss mehr in 
den Mittelpunkt gerückt werden und spezielle 
Angebote entwickelt werden. Zusätzlich unter-
stützen wir GRÜNE die Interessensgemein-
schaft pflegender Angehöriger (IG Pflege) 
und die Gründung einer Plattform „Pflegende 
Angehörige”, damit ihre Anliegen und Erfah-
rungen stärker in die politischen Entschei-
dungsprozesse einfließen. Selbstbehalte für die 
Kurzzeitpflege¬plätze sollen reduziert und das 
Angebot ausgebaut werden. 

• Pflegeeinrichtungen zu guten Orten 
machen: 
Für ältere Menschen sind Seniorenwohnhäuser 
und Pflegeeinrichtungen die letzte Wohnheimat. 
Daher wollen wir GRÜNE weiterhin Hausge-
meinschaftsmodelle fördern. Hier leben ältere 
Menschen in kleinen Wohneinheiten zu je 12 
Personen selbstbestimmt mit einer Rund-um-
die-Uhr-Betreuung.
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• Pflegequalität und Betreuung: 
Um die Qualitätsstandards nicht zu gefährden, 
bzw. um rasch reagieren zu können, wollen 
wir auch für Pflegepersonen ein anonymes 
Hinweisgebersystem einrichten, an das sich 
die Personen wenden können, wenn sie verstö-
rende Wahrnehmungen machen. Außerdem 
wollen wir Gewaltschutzbeauftragte in allen 
großen Einrichtungen etablieren.
 
• Maßnahmen für Menschen am Lebensende: 
Wir GRÜNE fordern einen flächendeckenden 
Ausbau der mobilen und stationären Hospiz- 
und Palliativversorgung und Zertifizierungen 
für alle Pflegeeinrichtungen. Gleichzeitig setzen 
wir uns für den Ausbau der Patient*innenver-
tretung ein, um die Hilfesuchende besser und 
schneller zu unterstützen, wenn es um Patien-
tenverfügungen und Sterbeverfügungen geht. 

• Klima- und Umweltschutz ist Gesundheits-
schutz: 
Wir GRÜNE fordern Maßnahmen zum Klima-
schutz und zur Anpassung an die Erderhitzung 
im Gesundheitsbereich. In Salzburg ist die 
Anzahl der Hitzetage und Tropennächte stark 
gestiegen und damit die Gesundheitsbelastung 
für vor allem ältere Menschen. Wir fordern 
daher einen umfassenden Hitzeschutzplan für 
Salzburg. Gleichzeitig sollen auch die Einrich-
tungen im Gesundheitswesen ernsthafte 

Klimaschutz-Programme umsetzen: z.B. Recyc-
lingsysteme, Mehrweg statt Einweg, Einsatz 
nachhaltiger Materialien und ökologische 
Maßnahmen bei Neu- und Umbauten, mehr 
Photovoltaik und Energiespeicher, begrünte 
Dach- und Innenhofflächen, Elektromobilität, 
Umweltschutzbeauftragte in Krankenhäusern, 
uvm.

• Auf Bundesebene wollen wir uns weiterhin 
einsetzen für:
• Absicherung und Qualitätsstandards 
für 24-Stunden-Betreuer*innen
• Psychotherapie und klinische Psychologie auf 
Krankenschein
• Die Stärkung des Berufs der Hausärztin/des 
Hausarztes
• Ausbau der E-Medikation

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D I E  B E S T E  B I L D U N G  F Ü R  A L L E  – 
V O N  A N F A N G  A N

Für uns GRÜNE ist klar: die Zukunft unserer 
Kinder ist jeden Euro wert! Bereits in frühen 
Jahren packen unsere Kinder den Rucksack 
für ihre Zukunft. Um ihnen von Anfang an das 
Beste mit auf den Weg zu geben, sollen alle 
Kinder und Jugendliche die Chance erhalten, 
geborgen aufzuwachsen und die bestmög-
liche Bildung zu genießen – unabhängig davon, 
wo sie herkommen oder in welcher Gemeinde 
Salzburgs sie aufwachsen. 

Der Bildungsweg beginnt in den Krabbel-
gruppen und Kindergärten, die wir als die 
ersten frühkindlichen Bildungseinrichtungen 
begreifen. Wir wollen, dass sich unsere 
Kleinsten dort wohlfühlen und individuell 
gefördert werden können. Das gilt selbstver-
ständlich auch für Kinder mit Behinderungen. 

Wenn die Kinder in die Schule kommen, sollen 
sie moderne Lern- und Lebensräume vorfinden. 
Alle Kinder – unabhängig ihrer Herkunft – sollen 
durch gute Bildung die Chance bekommen, ihre 
Talente und Fähigkeiten auszuschöpfen und 
das eigene Leben selbstbestimmt in die Hand 
zu nehmen. 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Rechtsanspruch auf Kinderbetreu-
ungsplatz: 
Es darf kein Glücksspiel sein, ob das eigene Kind 
einen wohnortnahen Platz in einer Krabbel-
gruppe oder im Kindergarten bekommt. Unser 
Ziel ist die Einführung eines Rechtsanspruchs 
auf einen Kinderbetreuungsplatz ab dem ersten 
Lebensjahr.

• Ganztägige und ganzjährige Kinderbe-
treuung:
Wir GRÜNE setzen uns für ganztägige und 
ganzjährige Kinderbetreuungsplätze ein. 
Vielfach sind die Öffnungs- und Ferienzeiten 
der Salzburger Kinderbildungseinrichtungen 
nicht mit einer Vollzeitbeschäftigung vereinbar. 
Das muss sich dringend ändern. Unser Ziel ist, 
dass alle Krabbelgruppen und Kindergärten die 
Kriterien für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf (VIF-Indikator) erfüllen. 

• Kostenlose Kinderbetreuung von der 
Krabbelgruppe bis zum Kindergarten: 
Mit der Einführung des (halbtägigen) Gratis-
Kindergartens ist vor der Landtagswahl noch 
ein erster wichtiger Schritt Richtung kosten-
loser Kinderbetreuung gelungen. Unser Ziel 
ist es, dass der Besuch einer elementaren 
Bildungseinrichtung, so wie auch der Schul-
besuch, grundsätzlich kostenlos ist. Elternbei-
träge sind ersatzlos abzuschaffen. 
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• Kleinere Gruppen: 
Wir wollen den Personalschlüssel verbessern 
und die Gruppengrößen schrittweise 
verkleinern. Orientieren wollen wir uns dabei an 
der wissenschaftlich empfohlenen Fachkraft-
Kind-Relation von 1:7. Kleine Gruppen mit 
gutem Personalschlüssel schaffen optimale 
Bildungsbedingungen und sorgen gleichzeitig 
für gute Arbeitsbedingungen. 

• Personaloffensive starten: 
Mehr Kinderbetreuungsplätze, längere 
Öffnungszeiten, weniger Schließtage, kleinere 
Gruppen, besserer Fachkraft-Kind-Schlüssel 
- all das geht nur mit mehr Personal. Gleich-
zeitig ist auch im Bereich der Elementarbildung 
jetzt schon vielfach eklatanter Personal-
mangel zu verzeichnen. Die Antwort muss 
daher eine Ausbildungsoffensive, sowie eine 
Attraktivierung des Berufes sein. Etwa durch 
Zulagen für Leiter*innen und gruppenführende 
Pädagog*innen, höhere Gehälter für Assis-
tent*innen und Zusatzkräfte und eine Erhöhung 
der bezahlten Vorbereitungszeiten.   

• Inklusive Entwicklungsbegleitung auch für 
Unter-Dreijährige: 
Aktuell ist die Feststellung eines möglichen 
Bedarfs an inklusiver Entwicklungsbegleitung 
erst ab Vollendung des dritten Lebensjahres 
möglich. Dadurch ist eine Entwicklungsbe-
gleitung von Kindern in Kleinkindgruppen 
bzw. alterserweiterten Gruppen derzeit nicht 
möglich. Inklusion im Sinne der UN- Behin-
dertenrechtskonvention ein für uns GRÜNE 
Menschenrecht, und wir werden uns auch 
weiterhin dafür in allen Bereichen einsetzen. 

• Bio-Essen im Kindergarten: 
Die Bedeutung von gesundem Essen für die 
Entwicklung von Kindern ist unbestritten. Daher 
setzen wir uns für möglichst frisch gekochtes, 
biologisches, saisonales und regionales Essen 
in allen Kinderbildungseinrichtungen Salzburgs 
ein. Alle Kinderbildungs- und Betreuungs-
einrichtungen, die Fördermittel des Landes 
beziehen, sollen verpflichtend eine Bio-Quote 
von mindestens 25 Prozent im Jahr 2023 
erfüllen und diese schrittweise auf 55 Prozent 
im Jahr 2030 erhöhen. 

• So viel wie möglich draußen: 
Ob Sonne, Regen, Wind oder Schnee – Kinder 
sind bei fast jeder Witterung gerne im Freien. 
Wir sorgen dafür, dass Kinder in Kinderbil-
dungseinrichtungen mehr Möglichkeiten zum 
Spiel und Bewegen an der frischen Luft haben. 
Wald- und naturpädagogische Initiativen wie 
Waldgruppen unterstützen wir. 

• Moderne Schulen im ganzen Land: 
Neben den anderen Kindern und den Lehrper-
sonen wird der Lernraum als sogenannter 
“Dritter Pädagoge” bezeichnet. Lernräume 
sollen den Unterricht unterstützen und den 
Schüler*innen das Lernen erleichtern. Als 
Lernraum dient dabei nicht nur das Klassen-
zimmer, sondern die ganze Schule - vom 
Schulgarten über die Bibliothek bis zum 
Gang. In den letzten Jahren wurden bereits 
zahlreiche Schulen mit neuem pädagogischen 
Raumkonzept neu- oder umgebaut. Wir wollen, 
dass es in ganz Salzburg moderne Schulbauten 
gibt, die mit ökologischen Materialien und 
zeitgemäßen pädagogischen Raumkonzepten 
errichtet oder umgebaut werden. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Leuchttürme für nachhaltiges Bauen: 
Um- und Neubauten von Schulen sollen Leucht-
türme für nachhaltiges und energieeffizientes 
Bauen sein. Dazu wollen wir Holzmassivbauten 
forcieren und die Zertifizierung von Schulen mit 
dem Umweltzeichen vorantreiben.

• Partizipative Prozesse bei Um- und 
Neubauten: 
Wir wollen Anreize für partizipative Prozesse bei 
Schulsanierungen sowie Neubauten erhöhen. 
Denn durch die Beteiligung aller Betroffenen 
verbessert sich nicht nur die Qualität, sondern 
es können neue pädagogische Konzepte bereits 
in der Planung berücksichtigt werden.

• Digitalisierung und KI als Chance: 
Durch Digitalisierung und Künstliche Intelligenz 
werden herkömmliche Unterrichtsmethoden 
immer öfter in Frage gestellt. Neue Techno-
logien lassen sich aber nicht aus dem Unterricht 
verbannen, ganz im Gegenteil – sie können den 
Unterricht sogar bereichern. Für den richtigen 
Umgang müssen Lehrpersonen entspre-
chende Schulungs- und Fortbildungsangebote 
bekommen. 

• Neue Wege durch Campus-Modelle: 
Mit Campus-Modellen wollen wir beim Bau von 
Bildungseinrichtungen neue Wege gehen. Die 
Vernetzung von Elementarbildungs-, Schul- 
und Freizeitpädagogik an einem zentralen 
Standort ist ein moderner Ansatz zur weiteren 
Steigerung der Bildungsqualität. Durch 
ganztägige Betreuungsformen und die unmit-
telbare Nähe der einzelnen Bildungseinrich-
tungen können Synergien optimal genutzt und 
eine ganzheitliche Bildungskontinuität gewähr-
leistet werden.
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• Freude am Lernen ermöglichen: 
Wir betrachten Schulen als Orte des gemein-
samen Lernens statt des einseitigen Belehrens, 
in denen die Kinder im Mittelpunkt stehen 
und entsprechend ihren Begabungen und 
Interessen gefordert und gefördert werden. 
Schule ist nicht nur ein Lern-, sondern auch 
ein Lebensraum für unsere Kinder, in dem sie 
genauso wie die Pädagog*innen sehr viel Zeit 
verbringen. Dementsprechend wollen wir die 
Schulgebäude weiterentwickeln und gestalten. 

• Kleinere Lerngruppen und Teamteaching: 
Die Heterogenität an den Schulen steigt auch 
in Salzburg. Damit geht eine enorme Vielfalt 
an Bedürfnissen, Talenten, Interessen, Poten-
zialen, Begabungen, sozialen Problemen und 
Lebensmodellen einher. Kleinere Lerngruppen 
und Teamteaching steigern den Lernerfolg 
unter diesen Bedingungen. Denn durch die 
Unterstützung in Form von professionell 
ausgebildeten Fachkräften können die Kinder 
bestmöglich gefördert, eventuelle Problem-
lagen gemildert bzw. vermieden und Konti-
nuität und Planbarkeit hergestellt werden.

• Gemeinsame Schule bis 14: 
Wir sehen ganztägige Schulformen als wesent-
lichen Baustein für mehr Bildungs- und 
Chancengerechtigkeit. Daher bekennen wir uns 
zum Ziel einer gemeinsamen Schule bis zum 
14. Lebensjahr. Wir wollen den Ausbau ganztä-
giger Schulen weiter vorantreiben und stellen 
auch Angebote verschränkter Schulformen in 
ganz Salzburg zur Verfügung, insbesondere 
dort, wo diese bislang fehlen. 



• Ganztägige Schulformen benötigen 
entsprechendes Platzangebot: 
Für ganztägige Schulformen müssen die 
räumlichen Voraussetzungen an den Schulen 
geschaffen werden. Es soll nicht sein, dass sich 
etwa Unterricht und Freizeitbetreuung an den 
Schulen gegenseitig stören und räumlich mitei-
nander konkurrieren. Wir setzen uns dafür ein, 
dass die Gemeinden, wenn nötig, eine finan-
zielle Unterstützung bekommen, damit sie das 
räumliche Angebot für ganztägige Schulformen 
schaffen können.  

• Ganztägig kostenlos: 
Wir setzen uns dafür ein, dass sowohl für die 
schulische Nachmittagsbetreuung als auch für 
verschränkte Ganztagsschulen keine zusätz-
lichen Elternbeiträge oder sonstige Kosten in 
Rechnung gestellt werden. 
Auf dem Weg zur Inklusion: Das Recht auf 
Teilhabe ist uns ein großes Anliegen. Wir 
wollen Kinder mit Beeinträchtigungen in den 
Regelschulbetrieb inkludieren und bestmöglich 
fördern. Nachmittagsbetreuung für Kinder 
muss auch mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf und verlängerter Schulbesuchsberech-
tigung zugänglich sein. 

• Personal für echte Inklusion: 
Um echte Inklusion zu ermöglichen, ist 
es notwendig, dass genug Personalres-
sourcen – sowohl im Unterricht als auch in 
der Nachmittagsbetreuung – für die Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

vorhanden sind. Der Personalschlüssel, der vom 
Bund vorgesehen ist, ist ungenügend. Deshalb 
setzen wir uns dafür ein, dass das Land Salzburg 
zusätzliche Stunden für Sonderpädagog*innen 
finanziert. Gleichzeitig kämpfen wir dafür, dass 
die geltende Stundenberechnung bundesweit 
dem tatsächlichen Bedarf angepasst wird. 
Schulautonomie mit Leben füllen: Wir unter-
stützen die individuelle Gestaltungskraft, 
fordern und fördern mehr Schulautonomie bei 
Personalauswahl und Vielfalt bei Schwerpunkt-
setzungen. 

• Schluss mit teurer privater Nachhilfe: 
Wir fördern individuelle Lernbetreuung in den 
Schulen. 

• Multiprofessionelle Teams für Salzburgs 
Schulen: 
Schulsozialarbeiter*innen, Schulpsycho-
log*innen und andere Professionen gehören 
ebenso zu den Tätigkeitsfeldern an den Schulen 
wie die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer. 
Wir setzen daher auf den verstärkten Einsatz 
multiprofessioneller Teams in den Salzburger 
Schulen. 

• Schulsozialarbeit weiter ausbauen: 
Angesichts der komplexen Herausforderungen, 
vor denen Schulen stehen, war es ein wichtiger 
Schritt, dass in der vergangenen Legislaturpe-
rioden die Landesmittel für Schulsozialarbeit 
vervielfacht wurden. Die noch vorhandenen 
Versorgungslücken sollen in den kommenden 
Jahren geschlossen werden. 
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• Elternberatung unterstützen: 
Die Elternberatung und -begleitung, die 
konkrete Unterstützung bei der Bewältigung 
von Krisensituationen bietet, soll weiterhin 
stark forciert werden. 

• Ski- und Landschulwochen für alle: 
Die Mittel für die Unterstützung einkommens-
schwacher Familien bei Schulveranstaltungen, 
Ski- und Landschulwochen, für Schulmittel-
beiträge etc. sollen aufgestockt werden. Wir 
wollen, dass alle Schüler*innen an Ski- und 
Landschulwochen teilnehmen können, ganz 
egal wie viel die Eltern verdienen. 

• PET-Stopp an Landesschulen: 
Leider ist die Flut an Plastikmüll durch Getränke-
automaten, die ausschließlich mit PET-Flaschen 
gefüllt sind, an vielen Schulen immer noch 
Alltag. Wir sprechen uns für ein rasches Ende 
von Einweg-Plastikflaschen an allen Schulen 
aus. An landeseigenen Schulen sollen keine 
Getränkeautomaten mit Einweg-PET-Flaschen 
mehr aufgestellt werden.  

• Mittags frisch gekocht: 
Nachmittagsbetreuung und ganztägige Schul-
formen rücken auch in der Schule das Thema 
Ernährung praktisch in den Mittelpunkt. 
Leider entsprechen die im Unterricht vermit-
telten Ernährungsempfehlungen oftmals nicht 
dem an den Schulen angebotenen Essen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass an Schulen wieder 
Produktionsküchen eingerichtet werden, damit 
mittags frisch gekochte Mahlzeiten auf den 
Tisch kommen und nicht Tiefkühlessen, dass 
teilweise durch das halbe Land gekarrt werden 
muss.   

• Bio am Schulbuffet: 
Ein weiteres Problemfeld sind die Schulbuffets. 
Immer öfter können dafür keine Pächter*innen 
mehr gefunden werden. Wo es Schulbuffets 
gibt, steht meist vom Schokoriegel bis zum 
Leberkässemmerl das im Mittelpunkt des 
Angebots, was sich am besten verkauft. Wir 
wollen dieses Dilemma durch ein gemeinsam 
mit den Schüler*innen entwickeltes Angebot 
auflösen, das mit entsprechenden Förde-
rungen auch preislich attraktiv sein soll. Zudem 
sollen auch hier Mindestquoten für biologische 
und regionale Lebensmittel verpflichtend 
angewendet werden.  

• Schwimmkurse retten Leben: 
Im Schnitt ertrinken in Salzburg jährlich fünf 
Kinder. Bisher fehlen geeignete Schwimm-
becken, damit ausreichend Schwimmkurse 
ab dem Kindergartenalter angeboten werden 
können. Diese Schwimmkurse können Leben 
retten. Daher setzen wir uns für ein entspre-
chendes Angebot an Schwimmbecken ein, 
damit ausreichend Schwimmkurse angeboten 
werden können.



E R W A C H S E N E N B I L D U G , 
W I S S E N S C H A F T  &  F O R S C H U N G

Bildung endet nicht mit dem Schulbesuch. Um 
jedem jungen Menschen die besten Zukunfts-
chancen mit auf den Weg zu geben, brauchen 
wir in Salzburg ein attraktives und zukunftsfä-
higes Berufsbildungssystem. Wir bekennen uns 
zum international erfolgreichen dualen Ausbil-
dungssystem und wollen die Lehre stärken. 
Dabei setzen wir auf ein breites und durchläs-
siges Bildungssystem, in dem erworbene Quali-
fikationen möglichst unbürokratisch anerkannt 
und individuelle Talente gefördert werden. Die 
duale Lehrausbildung in Betrieb und Berufs-
schule bietet nach wie vor ideale Vorausset-
zungen für eine praxisnahe Ausbildung und 
ein erfolgreiches Erwerbsleben. Wir wollen den 
Trend steigender Lehrlingszahlen unterstützen 
und die Lehre mit einem zukunftsfähigen 
Maßnahmenplan wieder attraktiver machen.
Gerade in Zeiten fortschreitender Digitalisierung 
spielt lebenslanges Lernen eine immer größere 
Rolle. Angebote und Möglichkeiten der Weiter-
bildung gewinnen dadurch an Bedeutung. Gute 
Erwachsenenbildung ist in jedem Lebensab-
schnitt möglich und eröffnet uns immer wieder 
neue Zukunftsperspektiven.

Wissenschaft und Forschung sind essenzielle 
Zukunftsfaktoren für das Bundesland Salzburg. 
Die sechs Salzburger Hochschulen spielen 
dabei eine maßgebliche Rolle – als Bildungs-
einrichtungen, als Orte des kritischen Denkens, 
der Wissensgenerierung, des Diskurses, des 
internationalen Austausches sowie als wesent-
licher Wirtschaftsfaktor in unserer Region. 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
brauchen Freiräume, um sich entwickeln zu 
können. Als GRÜNE ist es uns ein Anliegen, 
dafür die bestmöglichen Rahmenbedingungen 
zu schaffen sowie ausreichend finanzielle Mittel 
zur Verfügung zu stellen.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Nachfolge WISS 2025: 
Die Wissenschafts- und Innovationsstrategie 
des Landes, kurz WISS 2025, die im Jahr 2016 
beschlossen wurde, wollen wir in der nächsten 
Periode evaluieren und die Ziele bis zum Jahr 
2030 adaptieren. 

• Ausbau der Forschungsförderung: 
Wir wollen die Forschungsförderung des 
Landes Salzburg weiter ausbauen und an den 
Zielen einer neuen Wissenschafts- und Innova-
tionsstrategie 2030 ausrichten.    

• Forschungsquote auf drei Prozent anheben: 
Innovationsfähigkeit und Technologietransfer 
tragen maßgeblich zum Erfolg der Wirtschaft 
bei. Wir wollen das Netz an Kooperationen 
zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gesell-
schaft weiter ausbauen. Die derzeit noch 
unterdurchschnittliche Forschungsquote soll 
schrittweise auf drei Prozent der Wirtschafts-
leistung erhöht werden. Insbesondere durch 
das Heben von Potenzialen bei Klein- und 
Mittelunternehmen. Mit dem Fokus auf Holz, 
Smart Building und Smart City wollen wir 
die innovative Forschung und Lehre an der 
Fachhochschule stärken. Weitere Schwer-
punkte sollen Digitalisierung, Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz bilden, indem die Bereiche 
Life Sciences, Smart Data und Services, Smart 
Materials, Intelligentes Bauen sowie Creative 
Industries stärker in den Fokus gerückt werden. 
Unser Ziel, Salzburg als Spitzenreiter in der 
Forschung zu etablieren, werden wir weiterhin 
engagiert verfolgen.

• Studium der Psychotherapie: 
Wir setzen uns für die Einrichtung eines Studi-
enganges Psychotherapie an der Universität 
Salzburg ein. 

• Politischen Bildung in der Erwachsenen-
bildung:
Während Pädagog*innen im Schulbereich auf 
ein einschlägiges Fachstudium zurückblicken 
und sich bei ihrer Lehre auf weitgehend einheit-
liche Lehrwerke stützen, fehlen solche Vorgaben 
im Bereich der Erwachsenenbildung. Vor allem 
in der der formalen Erwachsenenbildung 
besteht Bedarf für qualitativ hochwertige 
Multiplikator*innen-Schulungen im Bereich 
der Politischen Bildung (Demokratie-, Europa- 
und Nachhaltigkeitsbildung). Die Inhalte sollen 
unter Beteiligung von Politiolog*innen und 
Vertreter*innen der Nachhaltigkeitsforschung 
aufbereitet und zusammen mit Erwachsen-
bildner*innen für unterschiedliche Zielgruppen 
aufbereitet werden.  
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J U N G  U N D  A LT :  W I R  S T Ä R K E N 
D A S  B A N D  D E R  G E N E R A T I O N E N 

Kinder und Familien stehen vor vielfältigen 
Herausforderungen. Sie müssen in der heutigen 
Welt unterschiedliche Rollen und Erwartungen 
unter einen Hut bringen – ob in der Familie, 
in der Schule, der Arbeit oder in der Freizeit. 
Die Corona-Pandemie hat diese Herausforde-
rungen noch deutlicher gemacht. Unser Ziel ist 
es, Familien und Kindern gezielt den Rücken zu 
stärken: Die Ideen und Ansprüche von Kindern 
und Jugendlichen nehmen wir sehr ernst und 
wollen ihnen Mut machen, an der Gestaltung 
einer besseren Welt mitzuarbeiten. Gerade 
„Fridays for Future“ haben ihre Forderungen 
weltweit und auch in Salzburg auf die Straße 
getragen: Sie kämpfen zu Recht für grundle-
gende Veränderungen in unserer Gesellschaft, 
um die Klimakrise aufzuhalten. 

Wir sind überzeugt, dass der Schlüssel für 
ein gutes Miteinander der Generationen der 
gegenseitige Respekt ist. Das bedeutet für uns, 
niemanden zurückzulassen und die Interessen 
der verschiedenen Generationen nicht gegenei-
nander auszuspielen. Damit das gelingt, braucht 
es ein „Aufeinanderschauen“ und „Einander 
Zuhören“. Die Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen, familienfreundliches Wohnen, 
Infrastruktur, Vereinbarkeit von Familie und 
eine generationenfreundliche Zukunft können 
das unterstützen. 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Mental Health - Das Wohl unserer Kinder 
und Jugendlichen im Fokus: 
Wir nehmen die psychischen Folgen der 
Pandemie ernst und unterstützen den perso-
nellen Ausbau von Sozialarbeiter*innen und 
Psycholog*innen in den Bildungseinrichtungen. 

• Klare Kante gegen Mobbing und Gewalt:
Mobbing, psychische Probleme und Gewalt 
nehmen zu. Im Jahr 2022 haben 435 Kinder- 
und Jugendliche bei der Kinder- & Jugend-
anwaltschaft Salzburg Hilfe wegen Mobbing 
gesucht. Es braucht daher zentrale und 
unabhängige Anlaufstellen für Mobbing-Opfer. 
In den Schulen braucht es verstärkte Sensibili-
sierung und flächendeckende Sozialarbeit. Und 
insgesamt muss die psychosoziale Versorgung 
für Kinder und Jugendliche im Land Salzburg 
verbessert werden.  

Die gesellschaftlichen Herausforderungen 
zwischen den Generationen sind vielschichtig: 
GRÜNE Politik steht dafür, dass junge Menschen 
auf ihrem Weg in die Zukunft gut begleitet 
werden, dass Familien die notwendige Unter-
stützung bekommen und dass Menschen 
unabhängig von ihrem Geschlecht, sexuellen 
Orientierung, Herkunft, Religion gut leben und 
sinnerfüllt altern können.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Jugendzentren fördern: 
Offene Jugendzentren bieten Freiräume für 
junge Menschen. Wir werden diese wichtigen 
Jugendorte und das Streetwork-Angebot 
stärker fördern. Angebote speziell für Mädchen 
werden wir ausweiten.

• Akzente Klimaneutral machen: 
Wir wollen den Verein “Akzente - Initiativen für 
junge Leute”, der die Jugendarbeit im Auftrag 
des Landes umsetzt, klimaneutral machen. 
Altersgerechtes Wohnen: Ob gemeinschaft-
liche Wohnprojekte, Mehrgenerationenwohnen 
oder ambulant betreute Wohngemeinschaften: 
Wir GRÜNE gehen auf die unterschiedlichen 
Bedürfnisse älterer Menschen ein und sorgen 
dafür, dass alle Menschen so lange wie möglich 
in einer vertrauten Umgebung leben können. 
Dabei gehen wir auch neue Wege und regen 
ein Pilotprojekt an: Studierende leben mit 
Senior*innen gemeinsam im Senior*innen-
Wohnhaus. Als einen Teil der Miete unterstützen 
sie die älteren Menschen in ihrem Alltag. 

• Barrierefreiheit für ein Leben in den 
eigenen vier Wänden: 
Einer der Gründe, warum Menschen in eine 
Pflegeeinrichtung ziehen, ist der fehlende barri-
erefreie Zugang zu den eigenen vier Wänden. 
Hier braucht es ein Förderprogramm für barrie-
refreie Sanierungen (z.B. Außenlift).

• Generationenübergreifende Nachbar-
schaftshilfen und Bildung ausbauen: 
Der Austausch von Generationen ist ein Gewinn. 
Sei es bei der Unterstützung von Senior*innen 
im Alltag , beim gemeinsamen Lernen, Spielen 
oder im Generationen-Café. Diese Initiativen 
wollen wir weiter ausbauen. In Anbetracht von 
Digitalisierung, Globalisierung und Fake News 
gibt es kein Lebensalter, das ohne Dazulernen 
auskommt. Wir wollen leistbare Bildungs-
angebote, auch für spezielle Altersgruppen, 
ausbauen und forcieren. 

• Design for all: 
Barrierefreie Gebäude und Öffis, einfache 
Sprache bei Behördeninformationen, sichere 
Fuß- und Radwege, belebte Ortskerne mit 
Nahversorger, davon profitieren alle Genera-
tionen gleichermaßen.

• Aktionsplan gegen Einsamkeit: 
Einsamkeit macht vor keiner Generation halt. 
Ob die alleinerziehende Mutter, die hochbetagte 
Witwe, ein Single aus Überzeugung, Menschen 
mit Behinderungen oder der schwer beschäf-
tigte Geschäftsmann. Alle Menschen können 
unter Einsamkeit leiden, ein Zustand, der nicht 
nur seelische Auswirkungen hat, sondern auch 
eine gesundheitliche Gefahr darstellt. Wir 
fordern daher einen landesweiten Aktionsplan 
gegen Einsamkeit.

• Auf Erfahrungen nicht verzichten: 
Menschen sammeln im Laufe eines (Berufs-)
Lebens viel Erfahrung und Wissen an.  Nicht 
nur in Zeiten des Arbeitskräftemangels sind 
der Erfahrungsschatz und die hohe Expertise 
älterer Menschen unersetzbar. Daher ist es nicht 
klug, darauf zu verzichten: Weiterarbeiten in der 
Pension, Mentoringprogramme für Berufstätige, 
bezahltes oder nicht bezahltes Ehrenamt, neue 
berufliche Werdegänge jenseits des Pensions-
alters - hier gilt es die entsprechenden Struk-
turen und Rahmenbedingungen zu schaffen.
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Demokratie lebt vom Vertrauen der 
Bürger*innen in die Menschen, die sie im 
Parlament und in Institutionen vertreten. Und 
vom Vertrauen darin, dass Entscheidungs-
prozesse offen für Argumente, demokratisch 
und sauber sind. Korruptionsbekämpfung und 
Transparenz sind für uns keine Schlagworte 
– der Einsatz für eine saubere, transparente 
Politik ist seit jeher in der GRÜNEN DNA einge-
schrieben. Das Gefühl, dass manche private 
Interessen eine privilegierte Stellung in unserer 
Demokratie im Vergleich zu gemeinwohlorien-
tierten Interessen besitzen, ist weit verbreitet – 
und wie die letzten Jahre gezeigt haben, auch 
berechtigt. Wir GRÜNE werden auch in Zukunft 
weiter für Regeln streiten, die den Einfluss von 
Lobbyismus offenlegen und eindämmen. Wir 
werden Missbrauch von öffentlichen Geldern 
und Aufträgen aufzeigen sowie für mehr 
politische Integrität und Transparenz sorgen! 

V I E L F A LT  U N D  Z U S A M M E N H A LT :  G E -
M E I N S A M  W A C H S E N  W I R  Ü B E R  U N S 
H I N A U S 

M E H R  D E M O K R A T I E  U N D 
T R A N S P A R E N Z  W A G E N 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Informationsfreiheitsgesetz umsetzen, 
Amtsgeheimnis abschaffen: 
Wir GRÜNE bekennen uns zur Informations-
freiheit und damit zur Abschaffung des Amtsge-
heimnisses und fordern dessen Abschaffung 
für den Bereich der Salzburger Landes- und 
Gemeindeverwaltung. Die Blockade des 
entsprechenden Bundesgesetzes durch Länder 
und Gemeinden muss endlich beendet werden! 
Alle Studien, Gutachten und Umfragen veröf-
fentlichen: Seit 1.1.2023 müssen alle mit 
Aufgaben der Bundes-, Landes- und Gemein-
deverwaltung betrauten Organe Studien, 
Gutachten und Umfragen, die sie in Auftrag 
gegeben haben, samt deren Kosten veröffent-
lichen. Diese Regelung betrifft allerdings nur 
Studien, Gutachten und Umfragen, die nach 
dem 1.1.2023 beauftragt wurden. Wir wollen, 
dass das Land Salzburg auch alle davor beauf-
tragten Studien, Gutachten und Umfragen 
anwendet und diese veröffentlicht.   

• Bürger*innen frühzeitig informieren: 
Information schafft Vertrauen, deshalb stehen 
wir GRÜNE zu umfassender, möglichst frühzei-
tiger Information über wichtige Vorhaben 
sowohl von öffentlicher als auch privater Seite.
Wahlkampfkosten beschränken: Wahlen 
bringen fast immer eine Materialschacht mit 
sich – Millionen an Steuergeldern werden dafür 
verbrannt. Wir sprechen uns sowohl auf landes- 
als auch auf kommunalpolitischer Ebene für 
eine scharfe Begrenzung der Wahlkampfkosten 
aus. Für Landtagswahlkämpfe wollen wir eine 
gesetzliche Wahlkampfkostenobergrenze von 
500.000 Euro verankern. 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

Kunst und Kultur sind ein zentraler Bestandteil 
des Lebens im Bundesland Salzburg. Kunst 
drückt sich frei und vielfältig aus und bietet 
Möglichkeiten für kritische Auseinanderset-
zungen mit der menschlichen Daseinsform. Sie 
genießt daher zu Recht ebenso die politische 
Unterstützung wie Wissenschaft und Bildung. 
Die kulturellen Formen in Salzburg sind enorm 
vielfältig. Sie spannen einen weiten Bogen von 
traditionellen, volkskulturellen und klassischen 
Disziplinen bis zu zeitgenössischer sowie inter-
disziplinärer Kunst und Kultur. Der Erhalt von 
Bestehendem hat für uns GRÜNE dabei ebenso 
einen großen Stellenwert wie Neues, Innova-
tives und das künstlerische Experiment.
Die GRÜNEN haben in den letzten 10 Jahren in 
der Landesregierung die Kulturpoltik in Salzburg 
erfolgreich geprägt. Dabei wurde nicht nur die 
kulturelle Infrastruktur ausgebaut,  sondern vor 
allem im Bereich der fairen Entlohnung und bei 
gerechten Arbeitsbedingungen österreichweit 
die Vorreiter-Rolle übernommen.
Das Kulturland Salzburg braucht daher GRÜNE 
Kulturpolitik, damit sich die Kultur als Brücken-
bauerin und Garantin einer demokratischen und 
vielfältigen Gesellschaft weiterentwickeln kann.

K U N S T  U N D  K U LT U R L A N D 
S A L Z B U R G 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Kultur im ganzen Land: 
Die Stadt Salzburg ist und bleibt das Herz des 
kulturellen Lebens, hier finden sich Kulturein-
richtungen mit internationaler Strahlkraft, mit 
hochkarätigen Ensembles und Kompanien 
im Theater, Tanz- und Musikbereich, mit einer 
umfangreichen Museumslandschaft; auch die 
freie Szene ist im Zentralraum ein wichtiger 
Faktor. Daher muss die Kulturarbeit in den 
Regionen weiter gestärkt werden. Jeder Bezirk 
braucht kulturelle Orte, Orte des künstleri-
schen Schaffens, der Begegnung und Ausei-
nandersetzung. Wir GRÜNE unterstützen die 
regionalen Kulturinitiativen und -projekte. Der 
Generationenwechsel muss aktiv begleitet, 
Neues schnell und konkret gefördert werden.

• Fair Pay weiter ausbauen: 
Als erstes Bundesland hat Salzburg unter 
GRÜNER Führung die faire Entlohnung 
für Kulturarbeit (Fair Pay) entwickelt und 
umgesetzt. Jetzt müssen die nächsten Schritte 
in diesem Bereich gesetzt werden. Die Honorar-
untergrenzen für künstlerische Arbeit und 
Aufführungen sind ebenso Ziel der GRÜNEN 
Kulturpolitik, wie angemessene Honorare für 
die vielen selbstständigen Ein-Personen-Unter-
nehmen, die künstlerische und kreative Arbeits-
prozesse erst ermöglichen.
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• Nachhaltige Kultur: 
Auch die Kultur muss sich der Energiewende 
stellen und auf erneuerbare Energie umsteigen, 
Energie sparen und eigenständig Energie 
erzeugen. Die Dächer der Kultureinrichtungen 
sollen zu Sonnenkraftwerken werden. Dabei 
braucht es nicht nur Förderungen sondern 
Know-How in Beratung und Begleitung. Wir 
GRÜNE fördern daher Kulturbetriebe, die im 
Kreislauf der regionalen Wirtschaft agieren. 
Zulieferer und Dienstleister machen Kultur 
erst möglich und die Zusammenarbeit mit 
vielen lokalen und regionalen Betrieben stärkt 
nicht nur die Wirtschaft. Sie fördert regionale 
Identifikation, wechselseitige Wertschätzung, 
hat kurze Wege und ermöglicht nachhaltige 
Ressourcennutzung.

• Digitalisierung: 
Spätestens seit der Pandemie hat sich auch 
das Erleben und Produzieren von Kunst und 
Kultur in den digitalen Bereich verlagert. 
Jüngere Generationen haben ein ausgeprägtes 
Verständnis in der Nutzung digitaler Medien. 
Auch neues Publikum kann und muss über 
diese Medien gewonnen werden. Wir GRÜNE 
wollen die Förderprogramme zur Digitali-
sierung im Kulturbereich weiterentwickeln.  
Digitale Kunst braucht hochwertige, nicht-
kommerzielle digitale Orte. Klassische visuelle 
Medien wie Fotografie und der Film müssen 
hier berücksichtigt werden, Medienproduktion, 
die auf Beteiligung beruht, braucht die notwen-
digen finanziellen Mittel. Die Digitalisierung hat 
Chancen und Risiken für eine plurale Gesell-
schaft, ein offener Zugang zu Kunst und Kultur 
ist daher unerlässlich.

• Erinnerungs- und Gedenkkultur: 
Der Grundsatz „Niemals Vergessen“ ist nicht nur 
ein Appell. Die vorbehaltlose wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Zeit des Austrofaschismus, 
des Nationalsozialismus und des sog. „Entnazi-
fizierungsprozesses“ nach 1945 braucht aktive 
Unterstützung. Wir GRÜNE bekennen uns zum 
Erhalt und der Errichtung neuer Gedenkstätten, 
zur kritischen Überprüfung von Straßennamen, 
zur Ausweitung des Projektes „Stolpersteine“ 
und zur Förderung von Vermittlungspro-
grammen für junge Menschen. Der lebendige 
und kritische Diskurs darf nicht gescheut 
werden, er ist die Basis für eine vitale und 
wehrhafte Demokratie.

• Kultur braucht Raum: 
In den letzten Jahren wurde ein umfangreiches 
Bau- und Sanierungsprogramm für große 
Kultureinrichtungen – Festspielhäuser und 
Museen in der Stadt Salzburg – beschlossen. 
Nun muss der Fokus jedoch wieder auf kleinere 
und mittlere kulturelle Räume und Freiräume 
gelegt werden. Dazu gehört u.a. das Foyer der 
ARGEkultur, die Sanierung des Marionettenthe-
aters, die Proberäume für die freie Tanz- und 
Theaterszene, ein freies Kulturzentrum in Hallein 
und die Neuorganisation der Museen in der 
Altstadt. Die temporäre Nutzung von leerste-
henden Gebäuden und Räumen hat großes 
ungenutztes Potential. Kunst braucht Produk-
tionsorte, Subkulturen brauchen Freiräume.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Baukultur: 
Das baukulturelle Erbe erhalten und schätzen, 
die hochwertige zeitgenössische Architektur 
fördern - Salzburg braucht beides. Aktuell 
wird der Baukultur jedoch landesweit zu wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt. Um dem entge-
genzuwirken, braucht es nicht nur baukulturelle 
Leitlinien mit den Schwerpunkten “ökologisches 
Bauen und nachhaltige Ressourcennutzung”. 
Wir GRÜNE fordern darüber hinaus eine 
Anlaufstelle für Baukultur, um eine hochwertige 
Baukultur im ganzen Bundesland zu stärken. Es 
braucht offene und transparente Wettbewerbs-
verfahren, eine Förderung der bestehenden 
Expertise, sowie einen offenen Diskurs über die 
Frage, wie in Salzburg gebaut werden soll.

• Kultur veranstalten ohne Hürden - 
Verfahren erleichtern: 
Wir GRÜNE fordern eine Überprüfung der 
behördlichen Auflagen für Kulturveranstal-
tungen, vor allem für Veranstaltungen im 
öffentlichen Raum. Kultur muss ohne Hürden 
aus Theatern, Konzertsälen und Museen heraus-
treten können, um direkt mit den Menschen 
in Kontakt kommen. Wir GRÜNE fordern die 
Abschaffung der Vergnügungssteuer für alle 
Kulturveranstaltungen.
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• Kultur für Alle: 
Kultur zu erleben ist keine Selbstverständ-
lichkeit. Für viele Menschen sind Kunst und 
Kultur kein fester Bestandteil ihres Lebens. Der 
Besuch von Konzerten, Lesungen oder Bühnen-
stücken steht nur für einen Teil der Bevölkerung 
regelmäßig am Programm. Die Kultur muss 
sich öffnen, um alle Menschen zu erreichen. 
Gleichzeitig müssen wir uns als Gesellschaft 
öffnen, um andere Kulturen, die in unserem 
Land existieren, verstärkt als Teil des gesamten 
Kulturlandes Salzburg zu verstehen. Kulturein-
richtungen müssen barrierefrei sein. Menschen 
mit Beeinträchtigungen müssen diesen Zugang 
ebenso finden wie Menschen aus anderen kultu-
rellen Traditionen. Junge Menschen müssen die 
Orte der Kultur nicht nur für sich entdecken, 
sondern diese zu Ihren machen. Dafür setzen 
wir GRÜNE uns ein.



Selbstbestimmung, gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit, die Hälfte der Macht den Frauen: Dafür 
und für vieles mehr kämpfen wir GRÜNE seit 
jeher. Unsere Parteigeschichte ist geprägt vom 
Einsatz für eine gleichberechtige Gesellschaft – 
auf dem Weg dorthin haben wir bereits viele 
Meilensteine erreicht. 
Doch am Ziel sind wir längst nicht: Wir streiten 
weiter dafür, Chancen, Macht, Geld und Zeit 
endlich gerecht zwischen Frauen und Männern 
zu teilen und einschränkende Rollenklischees 
abzubauen.
Wir setzen uns für eine Gesellschaft ein, in der 
es Alltag ist, dass Frauen in Chefsesseln sitzen 
und technische Berufe ausüben. Eine Gesell-
schaft, in der Männer in Sozialberufen arbeiten 
oder in Väterkarenz gehen können, ohne dafür 
belächelt zu werden. Eine Gesellschaft, in der 
Frauen nicht weniger verdienen, nur weil sie 
Frauen sind. Und eine Gesellschaft, die Frauen 
vor Gewalt schützt – ohne Wenn und Aber. 

Ob Klimaschutz, Verkehrswende, Sozialpolitik 
oder Demokratie: Frauenpolitik – davon sind wir 
überzeugt – spielt in allen Lebens- und Politik-
bereichen eine zentrale Rolle. Partizipation 
bedeutet nicht nur mitdiskutieren, sondern 
auch mitentscheiden zu können.
Aktuell sind 36,1 % aller Abgeordneten des 
Salzburger Landtags Frauen und 8 von 119 
Gemeinden werden von Bürgermeisterinnen 
geführt, während die Bevölkerung in unserem 
Bundesland zu 51,1% weiblich ist.
Weibliche Führungskräfte in Österreich sind 
im Schnitt besser qualifiziert als männliche 
Führungskräfte. Trotzdem werden die meisten 
Unternehmen und politische Ämter noch immer 
rein von Männern geführt.

G R Ü N E  P O L I T I K  I S T 
F E M I N I S T I S C H E  P O L I T I K 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Mehr Chefinnen für Salzburg - Die Hälfte 
der Macht, des Geldes und der Entschei-
dungen den Frauen: 
Die Frauenquote ist ein geeignetes Instrument, 
die Führungs- und Entscheidungspositionen in 
Politik, Wirtschaft, Kunst und Sport geschlech-
tergerecht zu besetzen. Trotz des unter GRÜN 
beschlossene Gleichhandlungsgesetz und die 
damit verbundene Anhebung der gesetzlichen 
Frauenquote im Landesdienst auf 50 Prozent, 
kämpfen wir weiterhin für mehr Frauen in allen 
politischen Funktionen, damit Salzburg als 
Vorbild vorangehen kann.

• Initiativen für Mädchen und Frauen stärken: 
Wir GRÜNE setzen uns für eine nachhaltige 
Erhöhung des Budgets für Frauenbera-
tungsstellen, Frauenvereine und Projekte zur 
Stärkung von Mädchen und Frauen ein, wie 
zum Beispiel den Girls Day.

• Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit: 
17% der in Österreich lebenden Menschen, 
das sind etwa 1,5 Millionen Personen, sind laut 
Armutskonferenz in Österreich armuts- bzw. 
ausgrenzungsgefährdet. Die Mehrheit davon 
sind Frauen. Warum? Weil sich die Einkom-
mensschere noch immer nicht schließt. In 
Salzburg haben die Frauen ab 21. Oktober 2022 
gratis gearbeitet, also 72 Tage ohne Bezahlung. 
Konkret verdienten Frauen in Vollzeit 2022 um 
10.800 Euro weniger als Männer. 

• Der Gender-Pay-Gap muss sich schließen: 
Um gleiches Entgelt und gleiche Chancen für 
Frauen und Männer zu erreichen, braucht es 
einen Kulturwandel und viele abgestimmte 
Maßnahmen. Einige wichtige Schritte, für die 
wir GRÜNE uns einsetzen, sind:

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Einkommenstransparenz und 
Empowerment:
Wir fordern Einkommenstransparenzberichte 
und setzen uns für den Ausbau der Beratungs-
angebote zum Wiedereinstieg, Teilzeitarbeit 
und Vereinbarkeit ein. Wir bauen auf die 
Ermutigung und Unterstützung von Mädchen 
und Frauen, technische Berufe zu ergreifen 
und Karrieren in männerdominierten Branchen 
zu verfolgen. Gleichzeitig wollen wir Buben 
und Männer motivieren, in Bildungs-, Pflege- 
und Sozialberufe einzusteigen und als Väter in 
Karenz zu gehen.

• Förderung von Vielfalt und Integration am 
Arbeitsplatz: 
Es braucht Programme zum Abbau geschlech-
terbezogener Vorurteile und zur Verbesserung 
der Diversität bei Einstellungen und Beför-
derungen. Flexible Arbeitsregelungen für 
Männer und Frauen. Anhebung der Gehälter in 
„typischen Frauenberufen“, wie Einzelhandel, 
(Kindergarten)-Pädagogik, Pflege etc. 

• Teilzeitausbildungen für Wiedereinsteige-
rinnen: 
Nach der Kinderzeit wollen viele Frauen den 
Beruf wechseln. Oft ist eine Ausbildung wegen 
der Vollzeit-Lehren nicht möglich. Hier soll es 
(zeitlich) flexiblere Angebote für Lehre und 
Ausbildung geben.

• Bekämpfung geschlechtsspezifischer 
Gewalt und Benachteiligung: 
Wir setzen uns ein für Gewaltprävention und 
Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz, um 
ein sichereres und gerechteres Arbeitsumfeld 
zu schaffen. Unternehmen müssen Verant-
wortung übernehmen, wenn es um Frauen-
förderung und Antidiskriminierung geht und 
ernsthafte Maßnahmen dazu umsetzen. Dazu 
gehören nicht nur Frauenquoten in der Unter-
nehmensleitung und Aufsichtsräten, sondern 
auch das verpflichtende Umsetzen von Antidis-
kriminierungsleitlinien und -strategien.

• Gewaltschutz stärken: 
Jede Frau und jedes Mädchen hat das Recht auf 
ein Leben ohne Gewalt. Jeder Form von Gewalt 
treten wir entschieden entgegen, sei es körper-
liche Gewalt, psychische oder strukturelle 
Gewalt, Hass im Netz, wie zB. Cybermobbing 
und Beschimpfungen auf Sozialen Medien. 
Wir GRÜNE setzen auf die Zusammenarbeit 
aller Salzburger Opferschutzeinrichtungen und 
die Stärkung von präventiven Maßnahmen, 
Frauengesundheitszentrum, Frauen- und 
Mädchenberatungsstellen, Männerberatung 
und Gewaltschutzzentren. 
Die GRÜNE Politik macht sich dafür stark, dass 
alle von Gewalt betroffenen Frauen und ihre 
Kinder in Frauenhäuser in Salzburg Stadt und 
Pinzgau die benötigte Unterstützung erhalten.

• Gewaltprävention durch Männerberatung: 
Die Prävention ist ebenso ist ein wichtiger 
Schritt gegen die Gewalt an Frauen. Hierzu 
stehen wir für Förderungen der Männerbe-
ratungsstellen und unterstützen Projekte zur 
Frühprävention, die bereits in pädagogischen 
Bereichen eingreifen und der Gewaltbreitschaft 
entgegenwirken.
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Österreich ist und bleibt ein Einwanderungsland. 
Die vielfältige Kultur Österreichs ist auch die 
vielfältige Kultur der Menschen, die hier ihre 
Heimat gefunden haben und in Zukunft finden 
werden. Es ist dringend an der Zeit, diese 
kulturelle Vielfalt als Schatz anzuerkennen. 
Mehrsprachigkeit ist nicht nur dann ein Plus, 
wenn die Erstsprache Englisch oder Franzö-
sisch ist. Auch Bosnisch, Türkisch, Arabisch, 
Dari oder Farsi bereichern unser Land. 
Die vergangenen Jahre sind von einem 
Rechtsruck bis hin zu einem Ruf nach „Mauern 
an den Grenzen“ gekennzeichnet. Wobei Öster-
reich, vor allem auch als Tourismusnation, 
immer schon Menschen aus anderen Nationen 
kurz- oder langfristig eine Heimat gegeben hat. 
Österreich war in seiner Geschichte schon öfter 
„sicherer Hafen“ für Menschen, die nach einem 
Krieg geflüchtet sind und eine neue Heimat 
gesucht haben. Unsere Gesellschaft könnte 
ohne diesen Zuzug gar nicht funktionieren, 
denn viele Menschen mit Migrationsgeschichte 
leisten wichtige Arbeit an der Basis, im Bereich 
der Pflege, in der Produktion, im Tourismus, auf 
Baustellen und im Bereich der Reinigung. 
Klar ist aber auch, dass ein gelungenes Zusam-
menleben sowohl vom gegenseitigen Respekt, 
als auch von der Anerkennung unserer 
Gesetze und Regeln getragen ist - kurz: es 
gibt Menschenrechte und Menschenpflichten. 
Unsere demokratische Grundordnung, die auf 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit basiert, ist 
nicht verhandelbar. 
Wesentlich für eine gelungene Integration ist 
aber die Möglichkeit, gut miteinander kommu-
nizieren zu können, Räume für Begegnung und 
Teilhabe sowie gute Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten. Außerdem ist das Recht, sich 
hier ein gutes Leben aufbauen zu können, die 
Basis für zukünftiges Engagement.

W O  D I E  Z U K U N F T ,  N I C H T 
D I E  H E R K U N F T  Z Ä H LT 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Flächendeckende Deutschkurse für 
Menschen mit Migrationsgeschichte: 
Sprache ist DER Schlüssel zur Integration. Egal 
ob in der Schule, im Beruf, bei Behördenkon-
takten oder im Freundeskreis, die Möglichkeit 
sich sprachlich ausdrücken und austauschen zu 
können, stärkt das Miteinander und das Zusam-
menleben in unserer Gesellschaft. Wir GRÜNE 
setzen uns daher für gute, flächendeckende 
Deutsch- und Basisbildungskurse ein - auch für 
Menschen, die schon lange in unserem Land 
leben. Daher unterstützen wir die Forderung 
nach kostenlosen Deutsch-Kursen zur Unter-
stützung der beruflichen Integration.

• Laufende Bildungsberatung für 
Zugewanderte: 
Insbesondere Personen aus Drittstaaten, 
die verglichen mit ihrem früheren Job im 
Herkunftsland dequalifiziert arbeiten, sollte 
eine bildungsberatende Nachbetreuung zur 
Verfügung stehen: Nach dem Arbeitsantritt 
sollen sie (z.B. halbjährlich) aktiv zu einem 
kostenlosen Coaching eingeladen werden. 

• Leichtere Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Fähigkeiten: 
Die Anerkennung von Ausbildungen (Nostri-
fikation) dauert noch immer viel zu lange und 
verhindert den raschen Einstieg in die quali-
fizierte Erwerbsarbeit. Damit stehen nicht nur 
die Arbeitssuchenden, sondern immer mehr 
auch die Unternehmen unter Druck. Nicht nur 
in Zeiten des Fachkräftemangels setzen wir 
GRÜNE uns dafür ein, dass die bürokratischen 
Hürden gesenkt werden.

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

• Leistung muss sich lohnen: 
Menschen, die sich besonders engagieren, sollen 
einen leichteren Zugang zum Aufenthaltstitel 
oder zur Staatsbürgerschaft bekommen. Immer 
noch gibt es beinahe unüberbrückbare Hürden, 
auch für Menschen, die wertvolle ehrenamt-
liche Arbeit für unser Land leisten. Wir setzen 
uns für einen erleichterten Antrag auf Staats-
bürgerschaft nach fünf Jahren Aufenthalt bei 
ehrenamtlichem Einsatz und zehn Jahren im 
Normalfall ein.

• Das Kindeswohl steht über allem: 
Kinder sollen in unserer Gesellschaft beson-
deren Schutz erfahren, egal woher ihre Eltern 
kommen. Daher setzen wir GRÜNE uns dafür 
ein, dass Kinder, die in Österreich geboren 
wurden, einen leichteren Zugang zur Staats-
bürgerschaft erhalten.

• Lehrausbildung für Asylwerber*innen: 
Die arbeitsmarktpolitische Maßnahme, dass 
Asylwerber*innen eine Lehre in Mangelberufen 
absolvieren können, war äußerst erfolgreich. 
Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass diese auf 
Bundesebene wieder möglich gemacht wird.

• Meine/Deine/Unsere Werte: 
Diskussionen über gesellschaftliche und kultu-
relle Werte sind häufig von Vorurteilen und 
Polarisierungen geprägt. Wenn verschiedene 
Kulturen oder auch Religionen aufeinan-
dertreffen, kann es zu Missverständnissen 
kommen. Hier braucht es einen wertschät-
zenden Austausch über Werte –  nicht von oben 
herab, sondern auf Augenhöhe und um das 
gegenseitige Verständnis zu fördern. Klar ist für 
uns GRÜNE aber auch, dass die Werte unserer 
liberalen Demokratie – wie z.B. Meinungs-, 
Demonstrations- und Pressefreiheit, Gleichheit 
der Geschlechter – nicht verhandelbar sind.

• Förderung von Frauen mit Migrations- und 
Fluchthintergrund: 
Für geflüchtete Frauen ist es oft doppelt schwer, 
in unserer Gesellschaft anzukommen. Kinder-
betreuung, Schule, Ansprüche an Ausbildung, 
Arbeitsfähigkeit und vieles mehr sorgen für 
Verunsicherung und Überforderung. Gerade 
Frauen mit Migrationshintergrund brauchen 
geschützte Räume, in denen sie ihre Sorgen 
und Ängste artikulieren können. Dann fällt es 
leichter, Fuß zu fassen und eine Ausbildung oder 
den Weg in die Arbeitswelt zu gehen. Daher 
setzen wir uns für die Förderung von Projekten, 
die Frauen den Austausch und die gegenseitige 
Stärkung in einem geschützten Raum ermög-
lichen und niederschwellige Kursangebote ein, 
die den Einstieg in die Arbeitswelt erleichtern.
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Alle Menschen, egal mit welcher Geschlechter-
identität oder sexueller Orientierung, verdienen 
dieselben Chancen und Rechte – am Arbeits-
platz, in der Öffentlichkeit, bei Behörden oder 
auch im Sport. Wir stehen für aktive Bewusst-
seinsbildung und für die Beseitigung aller 
diskriminierender Regelungen. LGBTIQA*-
Menschen (lesbisch, schwul, bisexuell, trans*, 
inter* und queer) machen rund zehn Prozent 
der Salzburger Bevölkerung aus und sind in 
allen Städten und Orten, Familien, Vereinen 
und Organisationen, Schulen und Universitäten 
vertreten. Aufgrund persönlicher Erfahrungen 
und Befürchtungen bleiben sie jedoch oft 
unsichtbar. 
Alle Bereiche in Landeshoheit, die direkt auf 
Diskriminierung und Schlechterstellung von 
LGBTIQA*-Menschen abgezielt haben, sind in 
den vergangenen Legislaturperioden bereits 
entsprechend abgeändert worden. Auf Bundes-
ebene bleibt die Diskriminierung im Privat-
bereich auf Grund der sexuellen Orientierung 
oder Identität (z.B. bei Wohungsvermietung) 
weiterhin folgenlos.

L G B T I Q A *  – 
S A L Z B U R G  I S T  B U N T 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Landesweiter LGBTIQA*-Aktionsplan: 
Wir GRÜNE setzen uns für einen landesweiten 
Aktionsplan ein, der ein deutliches Bekenntnis 
des Landes zu einer toleranten und vielfäl-
tigen Gesellschaft im Bundesland Salzburg 
ist. Alle Menschen sollen unabhängig von ihrer 
sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen 
Identität  frei von Diskriminierung und Ängsten 
leben können. Der Aktionsplan soll in einem 
breit angelegten Partizipationsprozess mit allen  
relevanten Organisationen, Interessensvertre-
tungen und Fachleuten erarbeitet werden. Er 
soll zur Sensibilisierung in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens beitragen, damit 
Diskriminierung wirksam beseitigt werden 
kann. Das betrifft auch alle Bildungseinrich-
tungen, sowohl im schulischen als auch außer-
schulischen Bereich. Er soll alle Menschen 
ermutigen, offen zu ihrer eigenen Sexualität zu 
stehen, ohne Angst vor Repressalien oder dem 
Ausschluss aus dem sozialen Leben in Städten 
und Gemeinden. 

• Geschlechtergerechte Sprache ist Standard: 
Geschlechtergerechter Sprachgebrauch in 
der öffentlichen Kommunikation ist für uns 
Standard. Das dritte Geschlecht muss endlich 
Einzug in allen Landesformularen finden. 

• LGBTIQA*-Budget: 
Wir wollen einen eigenen Budgetansatz speziell 
für LGBTIQA*- Veranstaltungen. Dieser soll sich 
nicht auf Feste beschränken, sondern kann zum 
Beispiel für Kultur- oder Sportveranstaltungen 
genutzt werden. Auch die Sichtbarkeit von 
LGBTIQA*-Personen, insbesondere im Pride-
Month, begleitet von bewusstseinsbildenden 
Maßnahmen wie zum Beispiel der Beflaggung 
im Chiemseehof, möchten wir stärken. 

• Gewaltprävention ausbauen: Wir möchten 
Präventionsprogramme gegen 
Gewalt von Personen aus der Queer-Community 
massiv ausbauen. 
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Salzburg ist ein sicheres Land. Die Gesamt-
kriminalität ist in den vergangenen Jahren 
gesunken, parallel dazu steigt die Aufklä-
rungsquote durch die Polizei kontinuierlich an. 
Und wir GRÜNE wollen, dass Salzburg für alle 
Menschen, die hier leben, ein sicheres Land 
bleibt. Wir sind überzeugt, dass eine solida-
rische und an Freiheit orientierte Gesellschaft 
auch einen starken Schutz vor Kriminalität und 
extremistischen Bedrohungen darstellt. Es ist 
die Pflicht des Staates, die demokratischen 
Werte und das friedliche Zusammenleben der 
Menschen im Land zu schützen. 

F Ü R  S I C H E R H E I T  S O R G E N 
U N D  D I E  F R E I H E I T  E R H A LT E N 

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Gewalt- und Extremismusprävention: 
Ein wesentlicher Grundpfeiler GRÜNER Sicher-
heitspolitik ist die Prävention. Ein besonderes 
Augenmerk liegt dabei auf Gewalt- und Extre-
mismusprävention. Wir wollen alles unter-
nehmen, damit junge Menschen nicht in 
menschenverachtende und gewaltverherrli-
chende Ideologien abgleiten, seien sie rechts-
extremistisch oder islamistisch. Die Förderung 
von Demokratie- und Medienkompetenz sowie 
die weitere Stärkung von Beratungsstellen, 
Jugendorganisationen und aufsuchender 
Jugendarbeit betrachten wir als wesentlich. 

• Aussteiger- und Deradikalisierungspro-
gramme ausbauen: 
Wir setzen auf präventive Ansätze zur 
Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus. 
Dazu wollen wir Aussteiger- und Deradikalisie-
rungsprogramme ausbauen. Durch gezielte 
Interventionsmaßnahmen und intensive 
Betreuung sowie Beratung sollen Menschen 
beim Ausstieg aus der extremistischen Szene 
unterstützt werden.

• Game Over für das illegale Glücksspiel: 
Wir GRÜNE haben uns in den letzten Jahren 
intensiv um die Bekämpfung des illegalen 
Glücksspiels in Salzburg gekümmert. Durch ein 
strenges Wettunternehmergesetz haben wir 
eine klare Linie zwischen legalen Sportwetten 
und illegalem Glücksspiel gezogen. Gleichzeitig 
haben wir für die Wettbranche strenge Jugend- 
und Spielerschutzbestimmungen mit hohen 
Strafen bei Verstößen gesetzlich verankert. 
Dadurch haben wir die Praxis beendet, dass 
unter dem Deckmantel der Sportwette illegales 
Glücksspiel angeboten wird. Wir setzen uns 
weiter für strenge Kontrollen, sowie für ein 
bundesweites Wettgesetz ein.    

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

Menschenrechte sind ein Grundstein für eine 
funktionierende Demokratie. Die Meinungs-, 
Presse- und Versammlungsfreiheit, das Recht 
auf faire Verfahren (um nur einige zu nennen) 
- sie geben uns Rechte, das demokratische 
Zusammenleben mitzugestalten und uns auf 
staatliche Strukturen verlassen zu können. 
Die Einhaltung der Menschenrechte schützt 
vor Willkür durch den Staat und garantiert ein 
Leben in Sicherheit und Würde. 
Die Menschenrechte werden auch in unserem 
Land nicht immer eingehalten. Rechte von 
Menschen, die zu verletzlichen Gruppen 
gehören, werden oft verletzt. Sie sind von 
Diskriminierung und Ausgrenzung betroffen 
sind, weil sie zu alt oder zu jung sind. Oder 
weil sie eine Frau sind, eine queere Person, ein 
als “fremd” wahrgenommener oder geflüch-
teter Mensch, ein Mensch mit Behinderung.  
Hier braucht es eine besondere Sensibi-
lität und gemeinsame Anstrengungen. Für 
die Einhaltung der Menschenrechte für alle 
Menschen, die in unserem Land leben, braucht 
es sowohl Expertise und Ressourcen in der 
Landesverwaltung, wie auch die Zusammen-
arbeit (finanziell und strukturell) mit Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft. 

E I N  L E B E N  M I T  R E C H T E N 
U N D  I N  W Ü R D E

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Die Menschenrechtsregion Salzburg: 
Wir GRÜNE engagieren uns dafür, dass das 
Thema Menschenrechte in Salzburg strukturell 
verankert wird. Dazu gehören: eine grundsätzliche 
Erhebung der Situation und Zuständigkeiten, die 
Definition der verletzlichen Gruppen, Dialoge mit 
Stakeholdern, die Entwicklung einer Strategie, die 
schrittweise und langfristig umgesetzt werden 
kann, sowie ein eigenes Budget für Menschen-
rechtsprojekte. Ehrenamtliche Netzwerke der 
Menschenrechtsarbeit sollen besser eingebunden 
und strukturell gestärkt werden. 

• Verankerung von Menschenrechtsbildung 
an Pflichtschulen: 
Menschenrechtsbildung an Schulen wirkt sehr 
umfassend. Zusammenhalt und Miteinander 
treten in den Vordergrund. Konflikte können gut 
bearbeitet werden. Demokratische Mitgestaltung 
wird geübt. Ausgrenzung und Diskriminierung 
wird benannt und entgegengewirkt. Extremis-
musprävention ist ein Ergebnis all dieser Aktivi-
täten. Wir GRÜNE setzen uns für die Verankerung 
der Menschenrechtsbildung an den Pflichtschulen 
und Schwerpunktprojekte in Kindergärten ein.

• Antidiskriminierungs- und Integrations-
arbeit stärken: 
An Schulen, beim Diversitätsbewusstsein in 
der Landesverwaltung, bei der Teilhabe von 
Menschen mit Migrationsgeschichte (ua. Refor-
mierung der Integrationsplattform), beim 
Zugang zum Wohnen. 

Rechtssicherheit für alle: 
Damit die Menschenrechte durchgängig einge-
halten werden, braucht es eine Stärkung der 
Rechtsberatung für verletzliche Gruppen in 
der Grundversorgung sowie zu den Themen 
Aufenthalt, Existenzsicherung, Wohnen sowie 
eine Härtefall-Kommission Asyl.
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Sport und Bewegung fördern die Gesundheit 
und den sozialen Zusammenhalt. Sport trägt 
zur Bekämpfung sozialer Ausgrenzung von 
Menschen mit unterschiedlicher Herkunft, 
Religion und Weltanschauung bzw. von 
Menschen, die sich durch ihr Alter, Geschlecht 
oder ihre sexuelle Orientierung definieren, bei.
Sport schafft nicht nur einen Zugang zum 
eigenen Körper und zur Natur, es werden 
auch Haltungen, Einstellungen, Werte und 
Weltsichten vermittelt. Sport unterstützt 
Menschen, sich zu selbsttätigen, handlungs-
fähigen Persönlichkeiten zu entwickeln und 
fördert den Teamgeist. Körperliche Aktivitäten 
in der Natur erhöhen das Umweltbewusstsein 
und fördern umweltfreundliches Verhalten.

S P O R T  V E R B I N D E T  S A L Z B U R G

D A F Ü R  S E T Z E N  W I R  U N S  E I N :

• Gleichstellung im Sport: 
Frauen- und Mädchensport wollen wir stärker 
fördern. Einen besonderen Fokus richten wir 
darauf, Benachteiligungen endlich zu besei-
tigen: Kein Frauen-Fußballspiel darf mehr 
daran scheitern, dass die Fahrtkosten nicht 
leistbar sind! In den Sportverbänden sorgen wir 
dafür, dass Frauen besser vertreten sind und 
Mädchen ein breiteres Sportangebot erhalten. 
Funktionär*nnen in Vorständen oder auch 
bezahlte Trainer*innenpositionen sind noch 
überwiegend männlich besetzt, hier muss der 
Frauenanteil erhöht werden.

• Der Breitensport ist die Basis für das 
Sportland Salzburg: 
Trikots waschen, Hallen reinigen, organisieren 
und trainieren – ohne die vielen ehrenamtlich 
Engagierten wäre ein lebendiges Vereins-
leben und der Breitensport nicht möglich. 
Die Sportförderung muss daher den Breiten-
sport besser berücksichtigen. Ehrenamtliche 
Trainer*innen stärken wir in ihrer interkultu-
rellen Kompetenz. Viele Tätigkeiten im Verein 
sind ehrenamtlich und werden nur mittels 
PRAE (Pauschaler-Reise-Aufwands-Entschä-
digung) abgegolten. Gerade Frauen, die 
nebenberuflich arbeiten, engagieren sich oft 
im Vereinsbetrieb und eine Entschädigung auf 
Basis von PRAE führt dazu, dass keine Sozial-
versicherungsbeiträge eingezahlt werden. Hier 
braucht es bessere finanzielle Absicherung und 
neue Vergütungsmodelle, um das Ehrenamt im 
Sport nicht zu verlieren.

• Integration und Inklusion durch Sport 
erleichtern: 
Dem Sport kommt eine tragende Rolle bei der 
Förderung von Gemeinschaft und Integration 
zu. Wir setzen daher auf die Stärkung der 

W E I T S I C H T I G E  P O L T I K  G E G E N  D I E  K L I M A K R I S E

integrativen und sozialen Funktion des Sports 
quer durch alle Lebensbereiche. Im Spitzen-
sport wird der Behindertensport noch besser 
unterstützt. Wir unterstützen die Vereine und 
Verantwortlichen beim Kampf gegen Doping, 
Machtmissbrauch und Rassismus.

• Sportaktivitäten im Einklang mit der Natur: 
Breitensport wird vermehrt außerhalb organi-
sierter Vereine und in der Natur ausgeübt. Der 
öffentliche Raum, egal ob Stadt oder Land, 
braucht eine behutsame Entwicklung sowie die 
Betreuung der Geh-, Wander- und Radwege. 
Der sanfte und ökologische Tourismus erlebt 
durch den Fokus auf nachhaltigen Sport einen 
Aufschwung. Dabei ist darauf zu achten, dass 
Sporttreibende nicht in Schutzzonen und 
hochsensible Gebiete vordringen und somit das 
ökologische Gleichgewicht beeinträchtigen. 
Wir GRÜNE setzen uns daher dafür ein, dass 
auf der Basis des neuen Salzburger Wegekon-
zepts Mountainbike-Routen ausgebaut werden 
und über die Trails gut informiert wird.

• Mit Öffis zum Sport: 
Die Erreichbarkeit der Sportstätten mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln muss wesentlich 
verbessert werden. Wir fordern besser 
getaktete und längere Verbindungen an 
Randzeiten und an Wochenenden. Die autofreie 
Anreise für alpinen Sport, sowohl im Sommer 
wie im Winter, muss verbessert und preislich 
gefördert werden.

Grüne Sportstätten und Green Events: 
Großsportveranstaltungen müssen zu Green 
Events werden. Förderungen für große Sport-
veranstaltungen sind in Zukunft gekoppelt 
an ein funktionierendes Abfallentsorgungs-
konzept, klimaschonende Anreise sowie ein 
Mobilitätskonzept für öffentliche Verkehrs-
mittel, nachhaltige Verpflegung und 
schonenden Energieverbrauch. Green Events 

müssen zum Standard in Salzburg werden. Die 
aktuellen Energiekosten erdrücken den Sport, 
die Umrüstung auf LED – Leuchtmittel und die 
Sanierung bestehender Einrichtung hat daher 
große Bedeutung in den kommenden Jahren.

• Infrastruktur für Alle: 
Gerade hallengebundene Sportarten wie z.B. 
für Wassersport, Turnsport, Ballsport oder 
Funsport, leiden an mangelnder Infrastruktur. 
Nicht nur der Leistungssport benötigt zusätz-
liche Stützpunkte, auch der Parasport sowie 
die Inklusion und Förderung von Mädchen- und 
Frauensport scheitern oft an der Verfügbarkeit 
von Sportstätten. Ein allgemeiner Zugang ohne 
Vereinszugehörigkeit muss besser möglich 
sein. Durch die Nutzung von Leerständen kann 
der Infrastrukturmangel in vielen Bereichen 
behoben werden, ohne neue Flächen zu 
versiegeln. Auch der Zugang zu öffentlichen 
Einrichtungen wie Funparks, Sensorik-Parks 
muss erweitert werden. Dabei ist darauf zu 
achten, dass auch die Barrierefreiheit gegeben 
ist.

• Mehr Nachwuchssport für Kinder & 
Jugendliche, Lehrlinge: 
Der niederschwellige Zugang zum Sport muss 
verbessert werden. Der soziale Status darf nicht 
ausschlaggebend für die Teilhabe am Sport sein. 
Für Trend-, Action- und Fun-Bewegungsformen 
muss der öffentliche Raum mit angemessener 
Infrastruktur ausgestattet werden.Im organi-
sierten Sport sind gezielte Förderprogramme 
für finanziell Benachteiligte wichtig. Den 
Schulen und Kindergärten kommt eine Schlüs-
selrolle für Bewegung in jungen Jahren zu. 
Jedes Kind in Salzburg muss die Chance haben, 
schwimmen zu lernen, dazu braucht es ausrei-
chend Kapazitäten.
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